
KOPF DER WOCHE

Aufklärung
statt Polit-Show
Udo Schiefner Bei der Aufklärung der offe-
nen Fragen rund um das Maut-Desaster will
der Sozialdemokrat auf die „gebotene

Sachlichkeit“ set-
zen. Der 60-Jährige
ist Vorsitzender des
frisch konstituier-
ten Maut-Untersu-
chungsausschus-
ses. Das Gremium
sei „keine politi-
sche Show-Büh-
ne“, sagte Schief-
ner, der seit 2013
im Bundestag sitzt,
zum Auftakt. Nicht

in der Rolle des Anklägers oder des Verteidi-
gers sei der Ausschuss, „sondern in der des
Aufklärers“. Die Abgeordneten sollen Hin-
tergründe rund um die Verträge mit dem
Betreiberkonsortium klären, die von Ver-
kehrsminister Andreas Scheuer (CSU) be-
reits abgeschlossen worden waren, obwohl
noch ein Verfahren vor dem Europäischen
Gerichtshof lief. Das Gericht kippte die
PKW-Maut dann im Juni 2019. . scr T
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ZAHL DER WOCHE

73
Millionen Euro sind nach Angaben des
Bundesverkehrsministeriums für das letzt-
lich gescheiterte PKW-Maut-Projekt schon
geflossen. Zudem stehen erhebliche, noch
nicht genau bezifferte Schadensersatzforde-
rungen der geschassten Betreiberfirmen
Kapsch und Eventim im Raum.

ZITAT DER WOCHE

»Kurz
und
schmerzhaft.«
Christian Jung, der die FDP-Fraktion im
Untersuchungsausschuss vertritt, formuliert
seine Erwartungshaltung an die nun begin-
nende Arbeit. Zu klären ist aus Sicht des Li-
beralen auch, welche Personen im Hinter-
grund beteiligt gewesen sind.
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Verspieltes Vertrauen
ALTERSVORSORGE Millionen Betriebsrentner werden ab 2020 von Sozialbeiträgen entlastet

E
rst angelockt, dann abge-
zockt.“: Der Slogan des Vereins
der Direktversicherungsgeschä-
digten (DVG) lässt an Deut-
lichkeit nichts zu wünschen
übrig. Die Betriebsrentner füh-

len sich von der Politik nicht nur alleinge-
lassen, sondern betrogen. Schon seit Jah-
ren trommeln Aktivisten für einen Aus-
gleich der von ihnen als ungerecht emp-
fundenen Sozialbeiträge auf Betriebsren-
ten: Sie sind wütend, sie haben protestiert
und sich organisiert und sie haben jetzt zu-
mindest einen Teilerfolg errungen.
In der vergangenen Woche beschloss der
Bundestag mit den Stimmen von Union,
SPD und Linke bei Enthaltung von Grü-
nen, FDP und AfD einen Gesetzentwurf
(19/15877), der für die Betriebsrentner ei-
ne Entlastung bringt. Allerdings gibt es kei-
ne Entschädigung für die teils hohen Ver-
luste, die viele Versicherte mit Verträgen ge-
macht haben, die dazu gedacht waren, die
gesetzliche Rente spürbar aufzubessern.
Erst hätten ihnen Politiker dringend emp-
fohlen, Vorsorge für ihren Ruhestand zu
treffen, dann seien plötzlich „mitten im
Spiel die Spielregeln geändert“ worden
(siehe Seite 3), beklagen Betroffene.
Auch Thomas Hintsch (68) hat mitge-
spielt, denn: „Ich wollte dem Staat nicht
auf der Tasche liegen.“ Der promovierte
Diplom-Kaufmann schloss 1992 mit
41 Jahren eine Direktversicherung ab und
würde dies aus heutiger Sicht nicht wieder
tun. Hintsch war gerade drei Tage Rentner,
als ihm durch eine Mitteilung der Kran-
kenkasse IKK Südwest bewusst wurde, dass
der Auszahlungsbetrag der Versicherung
viel niedriger ausfallen würde als erwartet,
nämlich reduziert um Beiträge zur gesetzli-
chen Kranken- und Pflegeversicherung
(GKV/SPV).

Völlig überrascht Für den Kaufmann ein
Schock: „Ich war entsetzt und habe gleich
mit der IKK telefoniert.“ Es nutzte nichts,
den Widerspruch lehnte die Kasse ab. Er
klagte 2017 vor dem Sozi-
algericht in Mainz und un-
terlag. Heute sitzt Hintsch
im Vorstand des DVG und
kämpft weiter für eine aus
seiner Perspektive gerechte
Lösung.
Die damals abrupt geän-
derten Regelungen wurden
in höchstrichterlichen Ent-
scheidungen bestätigt, ein-
schließlich der rückwirken-
den Änderung der Beitrags-
bedingungen. Mit dem Be-
triebsrentenstärkungsgesetz
(BRSG) von 2017 sind seit 2018 nun staat-
lich geförderte Betriebsrenten (Riester-Be-
triebsrenten) in der Auszahlungsphase bei-
tragsfrei gestellt (siehe Seite 3).
Nach Angaben des DVG sind rund 6,5 Mil-
lionen Direktversicherte von der Doppel-
verbeitragung betroffen. Der ungelenke Be-
griff wird für zwei unterschiedliche Rege-
lungen verwendet: Zum einen wird seit
2004 der volle Beitragssatz erhoben (Ar-
beitgeber- und Arbeitnehmeranteil) statt
wie bis dahin der halbe, zum anderen steht
der Begriff für die Belastung von Betriebs-
renten in der Anspar- und Auszahlungs-
phase mit Sozialbeiträgen.

Keine Rückabwicklung Mit ihrer Kernfor-
derung nach Entschädigung und Rückab-
wicklung konnten sich die Betriebsrentner
nicht durchsetzen, das wäre schlicht zu
teuer. Das Bundesgesundheitsministerium
ließ die Kosten für eine Rückabwicklung
durchrechnen und kam auf den gewaltigen
Betrag von rund 42 Milliarden Euro. In der
GKV lägen demnach die Kosten für eine
rückwirkende Halbierung des Beitragssat-
zes bei rund 37 Milliarden Euro, in der
SPV bei rund 4,9 Milliarden Euro.
Nach Berechnungen des DVG würde die
Rückabwicklung ihrer Verträge zwar nur
rund zehn Milliarden Euro an Kosten ver-
ursachen, das wäre aber immer noch ein
Batzen Geld. Als sich vergangene Woche
erneut Experten trafen, um über den Ge-
setzentwurf zu beraten, war die Warnung

nicht zu überhören: Eine komplette Rück-
abwicklung wäre danach äußerst kompli-
ziert und würde vermutlich zu höheren
Krankenversicherungsbeiträgen führen.

Breite Entlastung Billig ist die Neurege-
lung nun freilich auch nicht. Die Bundes-
regierung rechnet mit Mindereinnahmen
von jährlich rund 1,2 Milliarden Euro in
der GKV, die 2020 aus der Liquiditätsreser-
ve des Gesundheitsfonds finanziert werden
sollen. Von 2021 bis 2023 sollen die feh-
lenden Beträge teilweise aus dem Gesund-
heitsfonds bereitgestellt und stufenweise
zurückgeführt werden. Insgesamt liegt das

aus dem Fonds entnomme-
ne Volumen bei drei Milli-
arden Euro. Ab 2024 müs-
sen die Kassen die Beitrags-
ausfälle selbst tragen.
Nachdem sich beim Thema
Doppelverbeitragung lange
nichts getan hatte, ging es
zuletzt ganz schnell. In ei-
nem abgekürzten Verfahren
durchlief die Reform, die
bereits Anfang 2020 in
Kraft tritt, das Parlament.
Die entscheidende Neue-
rung ist die Einführung ei-

nes Freibetrages von 159,25 Euro. Damit
werden erst auf höhere Betriebsrenten So-
zialbeiträge fällig. Da nach Berechnungen
der Regierung rund 60 Prozent der Be-
triebsrentner weniger als 318 Euro im Mo-
nat bekommen, werden sie künftig maxi-
mal den halben statt wie bisher den vollen
Krankenkassenbeitrag bezahlen. Die übri-
gen 40 Prozent werden auch entlastet. Die
rund vier Millionen Betriebsrentner ober-
halb der bisherigen Freigrenze sollen künf-
tig rund 300 Euro jährlich mehr haben.

Von dem Freibetrag profitieren auch jene
Betriebsrentner, deren Rentenbezug vor
2020 begonnen hat oder deren Kapitalaus-
zahlung weniger als zehn Jahre zurückliegt.
Bislang gibt es nur eine Freigrenze in Höhe
von 155,75 Euro. Betriebsrenten bis zu die-
ser Summe bleiben beitragsfrei. Wer mehr
Rente bezieht, muss dann jedoch auf die
komplette Summe die Sozialbeiträge be-
zahlen. Für die Beiträge zur Pflegeversiche-
rung gilt weiter die alte Freigrenze.
Die Linksfraktion hatte in einem Antrag
(19/15436) eine noch weitergehende Ent-
lastung vorgeschlagen, fand dafür aber kei-
ne Mehrheit. Die AfD verlangt in einem
Antrag (19/15788), der erst
noch beraten werden muss,
dass Betroffenen doppelt
gezahlte Beiträge zur Sozi-
alversicherung auf Verträge
der betrieblichen Altersvor-
sorge auf Antrag rückerstat-
tet werden. Die FDP spricht
sich ebenfalls für eine noch
stärkere Entlastung der Be-
triebsrentner aus.

Späte Reue In der Schluss-
beratung zeigte sich, dass
mit der jüngsten Reform
das Thema zwar angegangen, aber womög-
lich nicht abgehakt ist. Mehrere Redner ga-
ben zu, dass die damalige Vorgehensweise
das Vertrauen in die Politik nicht eben ge-
stärkt habe. Sabine Dittmar (SPD) sagte:
„Wir heilen endlich eine alte Wunde.“ Es
habe freilich nachvollziehbare Gründe für
die damalige Gesetzesänderung gegeben.
Bei fünf Millionen Arbeitslosen seien die
Sozialkassen leer gewesen. Sie räumte ein:
„Wir schauen heute kritisch auf dieses Ge-
setz zurück.“ Dittmar versprach eine unbü-

rokratische Umsetzung der Regelungen. Zu
viel gezahlte Beiträge würden rückerstattet,
ohne dass Anträge gestellt werden müssten.
Markus Kurth (Grüne) sagte mit Blick auf
die Reform 2004: „Dabei ist uns etwas un-
terlaufen, was tatsächlich korrigiert ge-
hört.“ Die nun geplante Gegenfinanzie-
rung des Freibetrags über die GKV sieht er
kritisch, weil damit alle Versicherten belas-
tet würden. Absehbar seien überdies neue
Ungerechtigkeiten, wenn es künftig eine
Gruppe gebe, die keine Beiträge zahle.
Bundesgesundheitsminister Jens Spahn
(CDU) sagte, in Gesprächen mit Bürgern
über das Thema habe er Frust und Vertrau-

ensverlust erlebt. „Viele ha-
ben sich betrogen gefühlt.“
Im Kern gehe es um Ver-
trauen in Entscheidungen
des Staates und in die be-
triebliche Altersvorsorge.
Detlev Spangenberg (AfD)
forderte, den „Systemfeh-
ler“ der Doppelverbeitra-
gung zu beseitigen. Er mut-
maßte, die Koalition han-
dele nur aus Angst, weil ihr
die Betroffenen als Wähler
verloren gehen könnten,
nicht weil sie helfen wolle.

Wer könne im Übrigen garantieren, dass
Verträge künftig eingehalten würden?
Linke und FDP betonten, sie hätten der Re-
form von 2004 nicht zugestimmt. Matthias
Birkwald (Linke) rügte, ohne Vertrauens-
schutz seien den Versicherten fast 20 Pro-
zent ihrer Betriebsrenten wegegenommen
worden. Das Geld hätten sie besser auf ein
Sparbuch gelegt. Nach Jahren ohne jede
Initiative sei die Koalition endlich aufge-
wacht. Es sei gut, dass die Betriebsrentner
entlastet würden, wenn auch noch nicht
ausreichend.
Christine Aschenberg-Dugnus sprach für
die FDP-Fraktion von einer „ungerechtfer-
tigten Mehrfachverbeitragung“ und ver-
langte, es dürften bei der Auszahlung von
Betriebsrenten keine Sozialbeiträge fällig
werden, wenn diese schon in der Anspar-
phase gezahlt worden seien. Die betriebli-
che Altersvorsorge müsse einfach und ver-
ständlich sein.
Emmi Zeulner (CSU) bekannte, es sei als
ungerecht empfunden worden, rückwir-
kend die Spielregeln zu ändern. Das sieht
auch Thomas Hintsch so. Er will sich wei-
ter engagieren, bis die Forderungen seines
Vereins erfüllt sind. Claus Peter Kosfeld T

Die Versicherten haben sich darauf verlassen, dass ihre Vertäge Bestand haben. Dann wurden plötzlich die Spielregeln geändert. © picture-alliance/dpa

EDITORIAL

Vorsorge
muss sein

VON JÖRG BIALLAS

Die Rente hat ein Imageproblem. Ob gesetzli-
che Rentenversicherung, betriebliche Alters-
vorsorge oder private Zusatzverträge: Immer
weniger junge Menschen vertrauen darauf,
dass das herkömmliche System nach dem Er-
werbsleben ein ausreichendes Einkommen be-
scheren wird.
Zu verdenken ist diese Skepsis der nachwach-
senden Generation nicht. Die Aussichten sind
wenig rosig. Da ist der demographische Wan-
del, der diese Gesellschaft immer älter werden
lässt. Damit wächst der staatliche Finanzbe-
darf für ein auskömmliches Seniorenleben. Mit
dem Rentenvolumen steigen zudem die Kran-
ken- und Pflegekosten.
Vom zu verteilenden Kuchen wird der Einzelne
also eher kleinere als größere Stücke abbe-
kommen. Hinzu kommt eine nun schon viele
Jahre anhaltende Niedrigzinspolitik, die das
Sparen für das Alter nach herkömmlichen Mo-
dellen alles andere als attraktiv macht.
Leider ziehen viele Berufsanfänger daraus den
Schluss, dass es sich ohnehin nicht lohne, über
das gesetzlich vorgeschriebene Maß hinaus
Geld für das Alter zurückzulegen.
Diese Erkenntnis ist ebenso falsch wie fatal.
Denn ohne zusätzliche Vorsorge droht ein
Rentnerleben weit weg vom gewohnten Le-
bensstandard. Das ist am Ende eines Berufsle-
bens deprimierend und einer so reichen Ge-
sellschaft wie der unsrigen unwürdig.
Nicht jeder kann auf eine Erbschaft zählen, die
ein sorgenfreies Alter ermöglicht. Aber bei-
spielsweise gibt es die Möglichkeit, über ein
klug zusammengestelltes, langfristig festge-
legtes Aktienpaket Geld anzusammeln.
Auch eine – möglichst bei Renteneintritt abbe-
zahlte – Immobilie kann Senioren finanziell
entlasten. Zumal derzeit beim Haus- oder
Wohnungskauf das sonst so beklagenswerte
niedrige Zinsniveau für den Verbraucher von
Vorteil ist.
Die klassischen Säulen der Rentenversicherung
kann all das aber nicht ersetzen. Der ursprüng-
liche Ansatz, dass der erwerbstätige Teil der
Bevölkerung die Ruheständler finanziert, funk-
tioniert längst nicht mehr. Wer nicht selbst vor-
sorgt, wird im Alter finanzielle Probleme be-
kommen.
Deshalb ist es ein richtiger politischer Ansatz,
gerade auch die betriebliche Altersvorsorge at-
traktiver zu gestalten. Und damit das Image
der Rente für zukünftige Generationen aufzu-
bessern.

»Wir
heilen
endlich

eine
alte

Wunde.«
Sabine Dittmar

(SPD)

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-PaperSeit Jahren fordern Rentner einen Ausgleich für ihre Verluste. © picture-alliance/dpa

»Es geht um
Vertrauen in

den Staat und
in die betrieb-
liche Alters-
vorsorge.«
Jens Spahn (CDU)

Gesundheitsminister
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Mehr freiwillig

CONTRA

Die Rente ist sicher? Das geflügelte
Wort des früheren Bundessozialmi-
nisters Norbert Blüm (CDU) wird heu-
te oft ironisch verwendet. Tatsächlich

ist inzwischen vor allem sicher, dass die gesetzli-
che Rente allein in Zukunft nicht mehr ausreichen
wird, um den gewohnten Lebensstandard im Alter
zu halten. Seit beinahe zwei Jahrzehnten legt der
Staat den Bürgern deshalb nahe, zusätzlich privat
oder betrieblich vorzusorgen. Doch der Zuspruch
für Riester- und Betriebsrenten hält sich in Gren-
zen. Dabei erscheint gerade eine betriebliche Al-
tersversorgung durchaus attraktiv, wenn sich der
Arbeitgeber an den Aufwendungen beteiligt. Doch
die Betriebsrente hat besonders in kleineren Be-
trieben keine große Konjunktur. Das Betriebsren-
tenstärkungsgesetz der schwarz-roten Koalition
von 2018, das auf die Organisationskraft der Tarif-
partner und auf Freiwilligkeit setzt, hat daran
nichts geändert. Sollte man deswegen die Men-
schen nun zu ihrem späteren Glück zwingen?
Nein. Gerade Arbeitnehmer mit kleinen Einkom-
men wollen oder können sich den Luxus des Ge-
haltsverzichts nicht leisten, wenn die Familie im
Hier und Jetzt ordentlich versorgt sein soll. Sie
zahlen schon heute fast ein Zehntel ihre Lohns in
die Rentenkasse. Bald wird dieser Abgabenanteil
wachsen. Eine neue, ausnahmslose Pflicht zur be-
trieblichen Altersversorgung würde den „Renten-
beitrag“ noch einmal steigern. Das ist auch unge-
recht im Vergleich zu Beamten und Selbständigen,
für die eine Vorsorge weiter nicht obligatorisch
wäre. Ein Verzicht auf die Pflicht heißt indes nicht,
dass man durch bessere Information und Förde-
rung allen schmackhaft machen sollte, freiwillig
mehr für das Alter zu sparen.

Mehr zum Thema der Woche auf den Seiten 1 bis 3.
Kontakt: gastautor.das-parlament@bundestag.de

Kerstin Schwenn,
»Frankfurter Allgemeine
Zeitung«
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PFLICHT ZUR BETRIEBSRENTE?

Zwang zur Selbsthilfe

PRO

Seit Anfang 2018 sind Arbeitgeber gesetz-
lich verpflichtet, ihren Mitarbeitern eine
Betriebsrente anzubieten. Oft wird dabei
die so genannte Entgeltumwandlung ge-

nutzt: Ein Teil des Weihnachtsgeldes oder andere
Teile des Gehalts fließen automatisch in die Be-
triebsrente, der Arbeitgeber muss seit 2019 einen
Zuschuss dazugeben. Doch der Arbeitnehmer kann
das Angebot ausschlagen, obligatorisch ist es für
ihn bisher nicht. Die Bundesregierung hat festge-
stellt, dass vor allem Geringverdiener das Angebot
oft nicht annehmen. Sie sorgen weder privat noch
betrieblich vor und können so die in der Zukunft
absehbaren Einschnitte bei der gesetzlichen Rente
wahrscheinlich nicht auffangen. Sie werden
zwangsläufig auf die Grundsicherung angewiesen
sein – oder auf die neue Grundrente, die aber
längst noch nicht im Gesetzblatt steht.
Hier hilft nur der Zwang zur Selbsthilfe: Um Men-
schen vor Altersarmut zu schützen, wäre es rich-
tig, die Betriebsrente auch für Arbeitnehmer ver-
pflichtend zu machen. Das wäre nur der logische
zweite Schritt, nachdem die Betriebsrente für Ar-
beitgeber bereits zwingend geworden ist. Manche
kleinere Unternehmen tun sich mit der 2018 ein-
geführten Pflichtrente zwar schwer, einige zeigen
sich auch überfordert. Doch der Staat fördert die
Betriebsrente durch steuerliche Erleichterungen.
Über Insolvenzwellen ist nichts bekannt gewor-
den. Beste Erfahrungen mit der verpflichtenden
Betriebsrente machen die Niederlande. Alle Arbeit-
nehmer zahlen hier in eine obligatorische betrieb-
liche Altersvorsorge ein, die von privaten Mana-
gern am Kapitalmarkt angelegt wird. So kommen
die Niederländer auf eine Rente, die beim durch-
schnittlichen Angestellten sogar höher ist als sein
letztes Netto-Gehalt.

Birgit Marschall,
»Rheinische Post«,
Düsseldorf
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Herr Kurth, jahrelang haben
Betriebsrentner dagegen protestiert, dass
sie seit 2004 auf ihre Betriebsrente nicht
mehr den halben, sondern den vollen
Kranken – und Pflegeversicherungsbei-
trag zahlen müssen. Können Sie diese
Kritik verstehen?
Ich kann die Kritik bei denjenigen verste-
hen, die als betriebliche Altersvorsorge ei-
ne Direktversicherung abgeschlossen ha-
ben und diese aus vollständig verbeitrag-
tem Einkommen selbst bezahlt haben.
Auch bei denen, die ihre Verträge vor 2004
abgeschlossen haben. Da haben wir da-
mals tatsächlich den Vertrauensschutz, den
diese Gruppe hätte genießen müssen, miss-
achtet. Das muss man im Nachhinein klar
feststellen. Insofern wäre die passendere
Lösung gewesen, dass Betroffene mit Alt-
verträgen auf Antrag hin von den Beiträgen
freigestellt worden wären.

Wegen der Rückwirkung des Gesetzes
auch für Altverträge verlangen Betroffe-
ne eine Entschädigung für ihre Verluste.
Halten Sie das für gerechtfertigt?
Ich kann das zwar in gewisser Weise verste-
hen, aber diese Forderungen würden sich
auf einen Milliardenbetrag belaufen, der fi-
nanziell einfach nicht darstellbar ist. Au-
ßerdem wurde die kritisierte Regelung ja
juristisch für in Ordnung befunden. Der
Preis für diese Rückforderungen kann nicht
sein, im Gegenzug die Leistungsfähigkeit
der Kranken- und Pflegeversicherung zu
beschneiden. Denn in unserer alternden
Gesellschaft sind wir auf diese funktionie-
renden Systeme angewiesen.

Sollen Betriebsrenten generell von
Beiträgen befreit werden?
Ich würde nicht, wie andere Fraktionen,
vollmundig etwas versprechen, was abseh-
bar nicht zu halten ist.

Halten Sie die jetzt gefundene Rege-
lung mit dem Freibetrag für gerecht?
Der Freibetrag ist natürlich besonders für
kleine Betriebsrenten attraktiv und ein er-
heblicher Anreiz für eine Betriebsrente. In-
sofern kann man das auch rechtfertigen.
Aber ob es gerecht ist, die Kosten der Re-
form den Beitragszahlerinnen und Bei-
tragszahlern aufzubürden, ist schon frag-
lich. Denn es bedeutet, dass auch jene, die
keine Betriebsrentenansprüche haben, mit
ihren Krankenversicherungsbeiträgen die
Freibeträge der Betriebsrentner bezahlen.
Wir wissen ja, dass überwiegend Geringver-
diener und überwiegend Frauen keine Be-
triebsrentenzusagen haben. Deshalb ist es
nicht in Ordnung, dass nun die Erzieherin
ohne Betriebsrente mit ihren Krankenversi-
cherungsbeiträgen die Betriebsrente einer
gut verdienenden Angestellten bezahlt.

Sie würden also für eine steuerliche
Lösung plädieren?
Auf jeden Fall. Die Beitragszahler müssen
auch diese neue Reform bezahlen, aber die
Koalition hat aus unserer Sicht schon viel
zu häufig in die Sozialkassen gegriffen. Im
Bereich der Rente ist das signifikanteste
Beispiel die Mütterrente mit über zehn
Milliarden Euro pro Jahr.

Experten sehen die unterschiedlichen
Regelungen für Krankenversicherungs-
und Pflegebeiträge bei der Reform kri-
tisch. Wäre es besser, für beide Bereiche
den neuen Freibetrag einzuführen statt
nur für die Krankenversicherung?
Einheitliche Regelungen sind immer bes-
ser, allein aus Gründen der Nachvollzieh-
barkeit und Transparenz.

Mit dem Betriebsrentenstärkungsge-
setz sollte die Verbreitung von Betriebs-
renten durch die Möglichkeit einer rei-
nen Beitragszusage in kleinen Betrieben
gefördert werden. Der Erfolg ist bisher
bescheiden. Wieso?

Zu den Branchen, in denen es kaum Be-
triebsrenten gibt, zählt zum Beispiel der
Dienstleistungsbereich. Da dort gleichzei-
tig die Tarifbindung auch sehr gering ist,
hat sich das Sozialpartnermodell bisher
nicht richtig entwickelt. Ich glaube einfach,
dass es schwierig ist, bestimmte Arbeitge-
ber davon zu überzeugen, weil aus deren
Sicht der Aufwand zunächst nicht so rich-
tig überschaubar ist. Und das, obwohl zum
Beispiel bei der Entgeltumwandlung den
Arbeitgebern nicht unbedingt zusätzliche
Kosten entstehen.

Was schlagen Sie stattdessen vor?
Wir wollen erstens eine Pflicht für Arbeit-
geber, den Beschäftigten ein Betriebsren-
tenmodell anzubieten. Zweitens möchten
wir einen öffentlich-rechtlichen Fonds ein-
richten – einen Bürgerfonds, der unbüro-
kratisch genutzt werden kann und nicht
gewinnorientiert arbeitet. Dieser soll es vor
allem ermöglichen, bei einem Wechsel von
einem Arbeitgeber zum anderen seinen
Sparbeitrag einfach mitzunehmen, ohne
erneut eine Provision für einen neuen Ver-
trag zahlen zu müssen.

Nur 60 Prozent der Beschäftigten
und vor allem auch wenig Geringverdie-
ner sorgen über eine Betriebsrente vor.
An welchen Stellschrauben müsste aus Ih-
rer Sicht gedreht werden, um Beschäftig-
te im Rentenalter besser abzusichern?
Das Hauptinstrument – das darf nicht ver-
gessen und auch nicht geschwächt werden
– ist und bleibt die gesetzliche Rentenversi-
cherung. Die Betriebsrente ist immer eine
ergänzende Vorsorge und hat für Unter-
nehmen auch die Funktion, als Arbeitgeber
attraktiv zu sein. Mit ihr allein kann man
das Problem der Altersarmut nicht lösen.

Die Linke fordert seit Jahren, das
Rentenniveau auf 53 Prozent anzuheben,
um die gesetzliche Rente zu stärken.
Ich wäre schon froh, wenn wir das Renten-
niveau auf dem heutigen Niveau langfristig
stabilisieren könnten. Ich glaube auch,
dass es machbar ist. Eine Stellschraube ist
zum Beispiel die Erhöhung der Frauener-
werbstätigkeit und die Einbeziehung aller
Erwerbstätigen in die gesetzliche Renten-
versicherung. Am Ende des Tages darf auch
der Beitragssatz kein Tabu sein. Natürlich
kann er nicht ins Unermessliche steigen,
aber er muss auch nicht bei 22 Prozent in
Stein gemeißelt werden. Eine Anhebung
des Rentenniveaus auf 53 Prozent liefe
nach 2030 jedoch auf Beiträge von 28 Pro-
zent hinaus, das ist völlig unrealistisch.

Die Diskussion um eine Grundrente
für Geringverdiener ist innerhalb der Ko-
alition erstmal abgeschlossen. Ist die Dis-
kussion um Altersarmut damit beendet?
Nein. Leider ist es so, dass die Grundrente
nach dem derzeitigen Modell in vielen Fäl-
len, gerade in teuren Ballungszentren,
wahrscheinlich nicht ausreicht, dem Sozi-
alhilfebezug zu entkommen. Altersarmut
lässt sich mit der Rentenpolitik im Nachhi-
nein auch nur begrenzt bekämpfen. Vieles
entscheidet sich in der Erwerbsbiografie
und das schlägt besonders bitter natürlich
bei Frauen durch, die wegen Kindererzie-
hungszeiten pausiert haben und im An-
schluss die Karriereschritte, die Männer in
dieser Zeit machen, oft nicht mehr nach-
holen können. Insofern ist das Problem
der Altersarmut derzeit nicht zuletzt ein
Problem westdeutscher Frauen.

Und die grüne Garantierente würde
das ändern?
Wir schlagen vor, dass 30 Versicherungsjah-
re ausreichen, um zu einem Rentenan-
spruch einer Mindestversicherungsleistung
von 30 Entgeltpunkten zu kommen. Das
sind im Moment im Westen rund
1.000 Euro. Zusammen mit dem Wohn-
geld wäre das etwas mehr als die Grundsi-
cherung im Alter. Natürlich nicht sehr weit
darüber. Aber zumindest bliebe bei der
grünen Garantierente der Rückgriff auf Er-
spartes aus, weil man nicht mehr im Sys-
tem der Grundsicherung steckt. Es geht mir
dabei nicht so sehr um die Anerkennung
von Lebensleistung. Denn Lebensleistung
ist etwas, das wir in der Politik überhaupt
nicht bewerten können. Es geht einfach da-
rum, dass eine bestimmte Beitragszeit zu
einem gewissen Mindestanspruch führen
muss, weil sonst die Mitgliedschaft in die-
ser Versicherung unattraktiv wird.

Das Gespräch führte
Claudia Heine.

Markus Kurth ist seit 2013
rentenpolitischer Sprecher der Fraktion

Bündnis 90/Die Grünen. Kurth ist seit
2002 Mitglied des Bundestages.
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»Es muss
gerechter
werden«
SOZIALES Geringverdiener
sollten nicht die Betriebsrente
von gut verdienenden Angestellten
bezahlen, sagt der Rentenexperte
der Grünen, Markus Kurth

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper
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Der Kämpfer: Matthias W. Birkwald

Er hat das Zitat nach mehr als anderthalb Jahrzehnten
noch abrufbereit im Kopf. Nein, korrigiert Matthias
Birkwald, nicht von „einer der schöneren“, sondern
von „einer der schönsten Nächte“ seines Lebens habe

Horst Seehofer damals gesprochen. Es war im lauen Frühsom-
mer des Jahres 2003, als der Sozialexperte der Union mit der
SPD-Gesundheitsministerin Ulla Schmidt etwas ausheckte, was
dem Linken-Abgeordneten Birkwald bis heute als Schurken-
stück vorkommt, die Ausplünderung der Betriebsrentner zu-
gunsten der gesetzlichen Krankenkassen. „Ich kämpfe seit rund
fünf Jahren an der Seite der Betroffenen“, sagt Birkwald.
Man müsse sich das doch einfach mal vorstellen: Zunächst hät-
ten damals Regierung und Opposition in schöner Eintracht
„das gesetzliche Rentenniveau politisch willkürlich in den Sink-
flug“ geschickt und den Menschen erklärt, sie müssten künftig
eben zusätzlich privat vorsorgen. Viele hätten daraufhin eine
Betriebsrente abgeschlossen, um dann festzustellen, dass sie
bis zu 20 Prozent des Ersparten an Kranken- und Pflegekasse
abtreten müssen. „Erst angelockt, dann abgezockt“ lautet der
Reim, den sich Birkwald darauf gemacht hat.
Von „Doppel-“, gar von „Dreifach-Verbeitragung“ sprechen
Wortführer der Betroffenen. Schließlich stamme das angesparte
Altersvermögen in vielen Fällen aus Einkommen, auf das der
Arbeitnehmeranteil zur Sozialversicherung bereits entrichtet
wurde, und müssten Betriebsrentner heute den vollen Satz, also
auch den Arbeitgeberbeitrag, zahlen. Gemeinerweise hätten

Seehofer und Schmidt auch keinen Vertrauensschutz für Inha-
ber bereits bestehender Altverträge vorgesehen, als sie die Re-
gelung in ihren Gesundheitsreform-Kompromiss aufnahmen:
„Sie suchten eine Finanzierungsquelle für leere Sozialkassen
und haben die Betriebsrentner gefunden.“
Abhilfe verheißt erst jetzt ein Gesetzentwurf, den die Koalition
in der vorigen Woche beschloss. Demnach verwandelt sich die
geltende „Freigrenze“ von rund 155 Euro in einen „Freibe-

trag“. Das ist mehr als nur Wortklauberei. Wenn bisher eine Be-
triebsrente nur um einen Cent über der Freigrenze lag, bestand
Beitragspflicht für die gesamte Summe. Künftig soll nur der
über dem Freibetrag liegende Anteil herangezogen werden.
Birkwald spricht von einem „Schritt in die richtige Richtung“.
Zufrieden ist er nicht. Für Bezieher kleiner Betriebsrenten sei
das „eine gute Sache“. Wer 1000 Euro und mehr bekomme,

werde „nur bedingt begeistert“ sein. Besser wäre es, meint er,
Einzahlungen während der „Ansparphase“ mit dem Arbeitneh-
meranteil zu belasten und dafür die Leistungen im Alter bei-
tragsfrei zu stellen. Zumindest wünscht er sich einen rückwir-
kenden Vertrauensschutz für Verträge aus der Zeit vor 2004:
„Die Linke war bei diesem Thema die erste“, sagt Birkwald.
„Immer an unserer Seite hatten wir allerdings die FDP und die
Versicherungswirtschaft.“
Rente ist das politische Lebensthema des 58-jährigen gebürti-
gen Münsteraners, der seit früher Kindheit in Köln beheimatet
ist: „Das habe ich mir erkämpft.“ Als Birkwald 2009 erstmals in
den Bundestag einzog, hatte seine Fraktion ihn zunächst als
Gesundheitsexperten vorgesehen. Er weigerte sich. Warum?
Wegen der Bedeutung des Themas, das eine gewaltige Mehr-
heit der Menschen in Deutschland betreffe, 74 Millionen derzei-
tige und künftige Rentner.
Birkwald plädiert für den Systemwechsel. Er findet die demo-
graphischen Risiken für die Rentenkasse im geläufigen Exper-
tendiskurs weit überschätzt. Der seit dem 19. Jahrhundert er-
zielte Produktivitätsfortschritt werde dabei regelmäßig ausge-
blendet, die Öffentlichkeit mit reiner Arbeitgeber-Propaganda
„beballert“. Ginge es nach Birkwald, würde die Riester-Rente
ins gesetzliche System integriert. Ein Durchschnittsverdiener
würde dann derzeit statt 120 nur 39 Euro zusätzlich im Monat
bezahlen. Allerdings: „Sein Chef auch – der will das nicht.“ Das
sei der Knackpunkt. Winfried Dolderer T

.....................................................................................................................................................

»Sie suchten eine
Finanzierungsquelle für
leere Sozialkassen und

haben die Betriebsrentner
gefunden.«
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Legendäre Nachtsitzung
HINTERGRUND Im Jahr 2003 beschloss die rot-grüne Koalition ein heftig umstrittenes Gesundheitssparprogramm

D
er Satz aus dem Sommer
2003 hat es zu einer ge-
wissen Berühmtheit ge-
bracht: Nach einem Ver-
handlungsmarathon der
rot-grünen Koalition mit

der oppositionellen CDU/CSU über eine
Gesundheitsreform scherzte Horst Seeho-
fer (CSU), das sei eine „der schönsten
Nächte meines Lebens gewesen“. In jener
Nacht vereinbarten der damalige Unions-
Fraktionsvize und Gesundheitsministerin
Ulla Schmidt (SPD) unter anderem die
Einführung der Praxisgebühr von zehn
Euro, weil die gesetzlichen Krankenkassen
tief in den roten Zahlen steckten. Erst Mo-
nate später erfuhr die erstaunte Öffentlich-
keit, dass bei diesen Verhandlungen noch
eine weitere Belastung der Versicherten be-
schlossen worden war, die später unter
dem Begriff „Doppelverbeitragung“ für
scharfe Kritik sorgte. Mehr als 15 Jahre hat
es gedauert, bis die Folgen für die Versi-
cherten nun durch ein Korrekturgesetz zu-
mindest abgemildert werden.

Späte Empörung Es hält sich hartnäckig
das Gerücht, die damals verantwortlichen
Gesundheitspolitiker hätten die Änderung
im sogenannten GKV-Gesundheitsmoder-
nisierungsgesetz geradezu versteckt, damit
die Öffentlichkeit davon nichts mitbe-
kommt. Tatsächlich steht der Hinweis auf
die Neuregelung aber unübersehbar in der
Begründung des Entwurfs: „Alle Rentnerin-

nen und Rentner zahlen künftig von ihren
sonstigen Versorgungsbezügen volle Beiträ-
ge.“ Doch die öffentliche Aufmerksamkeit
richtete sich damals weitgehend auf die
umstrittene Praxisgebühr und höhere Zu-
zahlungen der Versicherten, etwa für Medi-
kamente. Richtig ist, dass die damaligen
Verhandlungspartner nichts unternahmen,
um auf die folgenreiche Änderung auf-
merksam zu machen. Erst zum Jahreswech-
sel 2003/2004 sorgte die Neuregelung
dann für Schlagzeilen. Konkret wurde da-

mals beschlossen, dass Rentner auf alle
Formen der betrieblichen Altersversorgung
den vollen Beitragssatz für die gesetzliche
Krankenversicherung (GKV) zahlen müs-
sen, also den Arbeitnehmer- und den Ar-
beitgeberanteil. Daher der Begriff Doppel-
verbeitragung. Zuvor war auf Betriebsren-
ten nur der halbe Satz fällig, während Ein-
malauszahlungen sogar ganz beitragsfrei
waren.
Schätzungen gehen von rund sechs Millio-
nen Menschen aus, die seitdem höhere

Beiträge abführen müssen. Das können im
Einzelfall mehrere Zehntausend Euro sein.
Besonders problematisch aus Sicht der Be-
troffenen: Die Doppelverbeitragung gilt
auch für Verträge, die vor der Reform abge-
schlossen wurden. Eine solche Rückwir-
kung von Gesetzen, so wird immer wieder
kritisiert, sei nicht zulässig. Hinzu kommt,
dass die Betroffenen durch die Änderung
in bestimmten Fällen sowohl in der An-
spar- als auch in der Auszahlungsphase
Beiträge zahlen müssen.

Rechtlich zulässig Klagen gegen die Neu-
regelung ließen daher nicht lange auf sich
warten. Das Bundesverfassungsgericht er-
klärte die Änderungen in mehreren Verfah-
ren für rechtmäßig. Der Gesetzgeber sei
frei darin, die Belastung der Betriebsrenten
mit Beiträgen jederzeit zu ändern, auch bei
bestehenden Verträgen, entschieden die
Karlsruher Richter. Zulässig ist den Urtei-
len zufolge auch eine gleichzeitige Belas-
tung der Ein- und der Auszahlungen mit
Sozialbeiträgen.
Die Empörung über den Eingriff hat je-
doch nie nachgelassen. Mehrere Verbände
von Betroffenen, wie der Verein Direktver-
sicherungsgeschädigte (DVG), kämpfen
seit Jahren verbissen für eine Rücknahme
der zu ihren Ungunsten veränderten Rege-
lungen. Parlamentarier berichteten, dass
das Thema bei Veranstaltungen in Wahl-
kreisen und bei Beschwerden an die Abge-
ordnetenbüros eine Hauptrolle spielt.

Obwohl die Zahl der Abgeordneten wuchs,
die für eine Korrektur eintraten, verliefen
mehrere Initiativen im Sande. In allen Ko-
alitionsverhandlungen seit 2004 wurde die
Frage immer wieder besprochen, sie schaff-
te es aber nie in ein Regierungsprogramm.
Die Koalitionäre schreckten stets vor den
Beitragsausfällen in Höhe von jährlich
rund drei Milliarden Euro zurück.
Angesichts der immer weiter steigenden
Rücklagen in der GKV war
dann erst zum Jahreswech-
sel 2018/2019 der Druck
groß genug: Nachdem im
Dezember 2018 ein CDU-
Parteitag mit großer Mehr-
heit die Abschaffung der
Doppelverbeitragung gefor-
dert hatte, legte Bundesge-
sundheitsminister Jens
Spahn (CDU) einen Ge-
setzentwurf zur Halbierung
der Beiträge auf Betriebs-
renten ab 2020 vor. Die er-
höhte Beitragspflicht emp-
fänden viele Betroffene als ungerecht, hieß
es zur Begründung.

Hohe Kosten Die Beitragsausfälle sollten
nach dem Willen von Spahn aber nicht die
Krankenkassen tragen. Stattdessen fordert
der Gesundheitsminister, dass die Löcher
weitgehend durch einen Steuerzuschuss ge-
füllt werden. Das lehnte Bundesfinanzmi-
nister Olaf Scholz (SPD) strikt ab. Er ver-

wies auf die Rücklagen von Gesundheits-
fonds und Kassen von zusammen über
30 Milliarden Euro. Die Krankenkassen
könnten die Beitragsausfälle also auch
selbst schultern.
Monatelang bewegte sich nichts. Erst im
Zuge der Verhandlungen über die Grund-
rente kam auch das Thema Doppelverbei-
tragung wieder auf den Tisch. Union und
SPD einigten sich schließlich auf einen

Kompromiss, der als „klei-
ne Lösung“ schon länger
diskutiert worden war: Für
alle Betriebsrenten wird ein
Freibetrag eingeführt, so-
dass 60 Prozent der Be-
triebsrentner maximal die
Hälfte des Beitragssatzes
zahlen müssen. Die Min-
dereinnahmen von jährlich
1,2 Milliarden Euro sollen
teilweise aus den Rückla-
gen der Krankenversiche-
rung finanziert werden.
Nun ist allerdings eingetre-

ten, was viele Abgeordnete schon lange be-
fürchtet haben: Obwohl die Lösung viel
Geld kostet, sind die Betroffenen am Ende
unzufrieden. „Betriebsrentner und Direkt-
versicherte wurden mit ein paar Krümeln
abgespeist“, kritisiert der DVG. Er plant be-
reits neue Proteste. Tim Szent-Ivanyi T

Der Autor ist Korrespondent beim
RedaktionsNetzwerk Deutschland (RND).

Unions-Verhandlungsführer Horst Seehofer (CSU) präsentierte damals mit Bundesgesundheitsministerin Ulla Schmidt (SPD) das große Sozialreformpaket. Die wirtschaftliche Lage Deutschlands war 2003 deutlich schlechter als heute. © picture-alliance/dpa
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Möglichkeit zur Altersvorsorge zu selten genutzt
REFORM 2018 Das Betriebsrentenstärkungsgesetz konnte die Erwartungen bisher nicht erfüllen

Anfang Mai 2019 hatte es die Grünen-Frak-
tion des Bundestages schriftlich bekom-
men: In einer Antwort (19/9796) auf eine
Kleine Anfrage (19/9361) der Fraktion
schrieb die Bundesregierung, dass es bisher
noch keinen Tarifvertrag gibt, der Vereinba-
rungen zu Betriebsrenten nach dem seit
2018 gültigen Modell vorsieht. Dieses Sozi-
alpartnermodell ist wesentlicher Teil des
Betriebsrentenstärkungsgesetzes, das im Ja-
nuar 2018 in Kraft trat. Es ermöglicht Tarif-
partnern, in Verträgen Betriebsrentenmo-
delle anzubieten, die nicht mehr eine be-
stimmte Rentenhöhe garantieren, sondern
nur noch reine Beitragszusagen enthalten
müssen.

Debatte im Bundestag Als „Poker-Rente“
betitelte Die Linke bei der Verabschiedung
des Gesetzes im Juni 2017 den Plan der Re-
gierung. Die Koalitionsfraktionen CDU/
CSU und SPD erhofften sich dagegen, die
Streuung der Betriebsrente zu vergrößern.
Eine Garantierente sei bisher für viele Ar-
beitgeber ein Hindernis gewesen, Beschäf-
tigten eine Betriebsrente anzubieten. Die
Beiträge könnten mit den neuen, flexible-
ren Möglichkeiten sogar renditeträchtiger
angelegt werden, so der Optimismus auf
Seiten von Union und SPD. Die Grünen
wiesen in ihrer Kritik auf die geringe Tarif-

bindung gerader kleiner Betriebe in
Deutschland hin, die den Erfolg des Geset-
zes von Anfang an in Frage stellen.

Kernpunkte des Gesetzes Ob ein Betrieb
eine Betriebsrente anbietet, hängt oft von
dessen Größe ab. Je größer
der Betrieb, desto wahr-
scheinlicher sind entspre-
chende Angebote, weil
kleine Unternehmen den
Aufwand und das Risiko
scheuen. Das sollte mit
dem Betriebsrentenstär-
kungsgesetz anders wer-
den, indem Arbeitgeber
Angebote machen können,
die sich auf Beitragszusa-
gen beschränken. Dadurch
sind sie von Haftungsrisi-
ken befreit, die mit dem
Angebot einer Garantie-Rente einhergehen
können. Dieses Sozialpartnermodell wurde
zusätzlich zu den fünf anderen sogenann-
ten Durchführungswegen eingeführt, hebt
die Möglichkeit von Direktversicherung,
Pensionskasse, Pensionsfonds, Unterstüt-
zungskasse und Direktzusage also nicht
auf. Sie ergänzt sie. Im Gegenzug werden
Arbeitgeber ab 2022 verpflichtet, Beschäf-
tigten, die für die Betriebsrente das Prinzip

der Entgeltumwandlung nutzen, einen Zu-
schuss von 15 Prozent zu gewähren.
Um gerade Geringverdienern eine zusätzli-
che Vorsorge über Betriebsrenten anzubie-
ten, erhalten die Arbeitgeber seit 2018 ei-
nen Steuerzuschuss von 30 Prozent, wenn

sie Beschäftigten mit weni-
ger als 2.200 Euro brutto
eine Betriebsrente anbieten.
Ein Arbeitgeberzuschuss
von bis zu 480 Euro jähr-
lich kann also mit bis zu
144 Euro vom Staat bezu-
schusst werden. Außerdem
müssen auf Betriebsrenten
im Rahmen der Riester-För-
derung keine Beiträge zur
gesetzlichen Kranken- und
Pflegeversicherung mehr
gezahlt werden. Die Grund-
zulage für Riester-Sparer

wurde ferner von 154 Euro pro Jahr auf
175 Euro erhöht. Auch werden Einkünfte
aus Riester-, Betriebs- und anderen freiwil-
ligen Zusatzrenten seit 2018 bis zu einem
Freibetrag von 208 Euro nicht mehr auf die
Grundsicherung im Alter angerechnet.

Nur die Hälfte Passiert ist bisher aber
nicht viel. Aus der Antwort der Regierung
geht nämlich auch hervor, dass die Verbrei-

tungsquote von Betriebsrenten seit 2013
stetig sinkt und 2017 nur noch 55,6 Pro-
zent der Beschäftigten diese zweite Säule
der Altersvorsorge nutzen. Dieser Wert hat
sich bisher kaum geändert. Seit 2018 stieg
die Zahl der Betriebsrenten-Verträge um
zwei Prozent lediglich ähnlich stark wie
die Beschäftigung insgesamt. Die Statisti-
ken zeigen auch, dass gerade Geringverdie-
ner (mit 47 Prozent) nur wenig privat vor-
sorgen (können). Die Bundesregierung be-
gründet diese geringe Sichtbarkeit des neu-
en Gesetzes damit, dass es naturgemäß ei-
ne gewisse Zeit brauche, bis die Praxis auf
neue gesetzliche Möglichkeiten reagiere.
Dass sie es doch nicht ganz so gelassen
nimmt, lässt allerdings ein Treffen von
Bundesarbeits- und Sozialminister Huber-
tus Heil (SPD) mit Arbeitgebern und Ge-
werkschaften vermuten, zu dem der Minis-
ter Anfang dieses Jahres geladen hatte, um
die Zukunft der betrieblichen Altersvorsor-
ge auszuloten. Über den Inhalt wurde
nichts bekannt. Claudia Heine T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper
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Bartels mahnt
Reformen an
VERTEIDIGUNG I Der Wehrbeauftragte des
Bundestages, Hans-Peter Bartels, hat Vertei-
digungsministerin Annegret Kramp-Kar-
renbauer (CDU) aufgefordert, die von ihr
angekündigten Reformen in der Bundes-
wehr „beherzt“ umzusetzen. Es müsse
Schluss gemacht werden mit der „Flick-
schusterei“ an einem System, das der Wirk-
lichkeit nicht mehr gerecht werde, sagte
der Wehrbeauftragte in der abschließenden
Beratung seines Jahresberichts für 2018
(19/7200, 19/14102) in der vergangenen
Woche. Verantwortung, Kompetenzen und
Ressourcen müssten in der Hierarchie so
weit unten wie möglich zusammengeführt
werden. „Die Überzentralisierung der heu-
tigen Bundeswehrstruktur ist der Tod der
Einsatzbereitschaft“, mahnte Bartels. Zu-
dem forderte er Verbesserungen beim Be-
schaffungsmanagement und der Ausrüs-
tung der Bundeswehr. Vom „Nachtsichtge-
rät, über den Schützenpanzer bis zum
U-Boot“ könne keine Entwarnung gegeben
werden.
Lob äußerte Bartels hingegen für die Verab-
schiedung des Einsatzbereitschaftsstär-
kungs- und des Besoldungsstrukturmoder-
nisierungsgesetzes. Beide Gesetze enthiel-
ten neue Regelungen zu Themen wie Ar-
beitszeiten, Zulagen, Einsatzversorgung
oder die Einbeziehung von Familienange-
hörigen in die Therapie für traumatisierte
Soldaten, die immer wieder zu Eingaben
von Soldaten geführt hätten. aw T

AfD-Kandidat
durchgefallen
PRÄSIDIUM Die AfD-Fraktion ist auch mit
ihrem vierten Kandidaten für den Posten
des Bundestagsvizepräsidenten gescheitert.
Der AfD-Abgeordnete Paul Victor Podolay
erreichte im dritten Wahlgang vergangene
Woche nicht die erforderliche Mehrheit
von 355 Ja-Stimmen.
Auf den 73 Jahre alten Medizintechniker
aus Bayern entfielen in geheimer Wahl le-
diglich 197 Ja-Stimmen, 397 Abgeordnete
votierten mit Nein, 36 enthielten sich der
Stimme.
Zuvor war die AfD bereits mit drei Wahl-
vorschlägen für das Vizepräsidentenamt
gescheitert. In jeweils drei Wahlgängen ver-
passten die Juristen Albrecht Glaser und
Mariana Iris Harder-Kühnel sowie der ehe-
malige Berufsoffizier Gerold Otten die not-
wendige Mehrheit.
Die AfD-Fraktion kann laut Geschäftsord-
nung des Bundestages wie alle anderen
Fraktionen einen Vizepräsidenten stellen,
muss für ihren Kandidaten aber die nötige
Mehrheit erreichen.
Die AfD wertet die Ablehnung ihrer Kandi-
daten als undemokratischen Akt der Aus-
grenzung durch die anderen Fraktionen im
Parlament. Die übrigen Abgeordneten ha-
ben bisher in den Wahlgängen zu erken-
nen gegeben, dass sie entweder die jeweili-
gen Kandidaten der AfD aus unterschiedli-
chen Gründen für ungeeignet hielten oder
die Partei an sich ablehnen und deswegen
mit Nein stimmten. pk T

Netz-DG bleibt
Zankapfel
RECHT Über die Zukunft des Netzwerk-
durchsetzungsgesetzes (NetzDG), mit dem
Online-Plattformen zur zügigen Löschung
rechtswidriger Inhalte verpflichtet werden,
debattierte der Bundestag in der vergange-
nen Woche. Anlass waren Berichte des
Rechtsausschusses zu Anträgen und Gesetz-
entwürfen der Oppositionsfraktionen, die
der Koalition in der Debatte vorwarfen,
Abstimmungen über die Vorlagen zu ver-
hindern. Union und SPD wiesen dies zu-
rück und kündigten einen eigenen Entwurf
für Anfang nächsten Jahres an. Ein Antrag
der FDP, den Rechtsausschuss zu verpflich-
ten, dem Bundestag bis Ende Januar 2020
Beschlussempfehlungen vorzulegen, wurde
abgelehnt.
Die Grünen dringen in ihrem Antrag
(19/5950) auf Nachbesserungen, um die
Nutzerrechte zu stärken und die Mei-
nungsfreiheit in sozialen Netzwerken si-
cherzustellen. Die FDP will mit ihrem Ent-
wurf eines Bürgerrechtestärkungsgesetzes
(19/204) das NetzDG ersetzen und die Re-
gelungen zur Vorratsdatenspeicherung auf-
heben. Die Linke fordert in ihrem Entwurf
(19/218) die teilweise Aufhebung des
NetzDG wegen Zweifel an dessen Verfas-
sungs- und Europarechtskonformität. Die
AfD zielt mit ihrem Gesetzentwurf
(19/81) auf eine vollständige Aufhebung
des Gesetzes, da es ein schwerwiegender
Eingriff in das Recht der freien Meinungs-
äußerung sei. Michael Wojtek T

Nicht in die Hände von Extremisten
INNERES Bundestag beschließt Verschärfungen beim Waffenrecht

Gegen die Stimmen der AfD- und der FDP-
Fraktion hat der Bundestag die umstrittene
Novellierung des Waffenrechts beschlos-
sen. Mit der Koalitionsmehrheit verab-
schiedete das Parlament am Freitag bei
Enthaltung der Linken- und der Grünen-
Fraktion den Entwurf der Bundesregierung
eines „Dritten Waffenrechtsänderungsge-
setzes“ (19/13839) in modifizierter Fas-
sung (19/15875). Mit der Neuregelung soll
eine EU-Richtlinie umgesetzt werden, die
die Kennzeichnungsanforderung für
Schusswaffen und deren wesentliche Teile
erweitert. Ferner fordert die Richtlinie von
den Mitgliedstaaten, eine umfassende
Rückverfolgbarkeit aller Schusswaffen und
ihrer wesentlichen Teile sicherzustellen.
Um zu verhindern, dass Extremisten legal
in den Besitz von Schusswaffen gelangen,
soll der Neuregelung zufolge künftig Mit-
gliedern verfassungsfeindlicher Vereinigun-
gen die Waffenerlaubnis auch dann verwei-
gert beziehungsweise entzogen werden,
wenn die betreffende Vereinigung nicht
verboten ist. Die Waffenbehörden müssen
bei jeder Zuverlässigkeitsüberprüfung eine
Regelanfrage an den Verfassungsschutz
richten, der sie auch über nachträglich be-
gründete Bedenken zu informieren hat.
Weitere Regelungen betreffen etwa den Be-
dürfnisnachweis für den Erwerb bezie-

hungsweise Besitz von Schusswaffen. Fer-
ner sollen unter anderem die Länder bei
der Errichtung von Waffenverbotszonen
nicht mehr auf kriminalitätsbelastete Orte
beschränkt sein.
Andrea Lindholz (CSU) betonte in der De-
batte, dass die ursprünglich vorgesehene
Regelung zur Bedürfnisprüfung auf ein
„vertretbares Maß reduziert“ worden sei.
Die rund zwei Millionen legalen Waffenbe-

sitzer werde man nicht unter Generalver-
dacht stellen.
Helge Lindh (SPD) verwies darauf, dass
Waffen „kein Spielzeug“ seien. „Wenn wir
nicht konsequent und mit Bedacht Waffen
regulieren, spielen wir mit menschlichem
Leben“, fügte er hinzu.
Martin Hess (AfD) kritisierte, mit der No-
velle drangsaliere die Koalition Sportschüt-
zen und Jäger. So halte sie am Verbot von
Magazinen mit hoher Kapazität fest, ob-
wohl Experten davon keinen Sicherheitsge-
winn erwarteten.
Konstantin Kuhle (FDP) begrüßte, dass es
der Koalition gelungen sei, bei der Bedürf-
nisprüfung „deutlich abzuspecken“. Er ha-
be aber kein Verständnis dafür, dass dies
„bei den Magazinen nicht möglich gewe-
sen“ sei.
Martina Renner (Linke) zeigte sich „grund-
sätzlich aufgeschlossen“ gegenüber einer
Schärfung des Waffenrechts. An der kon-
kreten Neuregelung gebe es jedoch berech-
tigte Kritik. So sei die Regelanfrage beim
Verfassungsschutz „weder notwendig, noch
macht sie unsere Gesellschaft sicherer“.
Irene Mihalic (Grüne) mahnte, es müsse
dringend etwas dagegen getan werden,
„dass sich Rechtsextremisten legal bewaff-
nen können“. Dazu brauche man mehr An-
strengungen. Helmut Stoltenberg T

Eine Pistole mit Patronen und Magazin
auf einer Waffenbesitzkarte
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Widersprüchliche Zeugen
BERATER-AFFÄRE Ministerium überrascht Untersuchungsausschuss mit neuen Unterlagen

V
on „Hexenjagd“ bis „Kes-
seltreiben“: Eine geballte
Ladung Verbitterung pras-
selte auf die Abgeordneten
ein. Verstöße gegen Recht
und Regeln bei der Verga-

be von Beraterverträgen soll der Untersu-
chungsausschuss des Verteidigungsaus-
schusses unter die Lupe nehmen. Doch bei
der Sitzung in der vergangenen Woche hat-
ten sie es erst einmal mit
einem Zeugen zu tun, der
mächtig Frust abließ. Gerd
K. war Referatsleiter im Mi-
nisterium, wechselte dann
in den Job eines Geschäfts-
führers der bundeseigenen
HIL GmbH – der Heeres-
Instandsetzung-Logistik,
die in drei Werken in
St. Wendel, Darmstadt und
Doberlug-Kirchhain gepan-
zerte Rad- und Kettenfahr-
zeuge wartet und repariert.
Zunächst verstand er sich
mit dem Arbeitnehmervertreter und stell-
vertretenden Aufsichtsratsvorsitzenden
Matthias M. „von Saarländer zu Saarlän-
der“ gut. Doch dann gerieten sich die bei-
den gründlich in die Haare – bis heute, wie
man weiß, weil Matthias M. bereits als
Zeuge vor dem Ausschuss ausgesagt hat.
Der Geschäftsführer hatte den Gewerk-
schafter im Visier, als er von einer Kampa-
gne gegen seine persönliche Reputation
sprach, bei der Unwahrheiten verbreitet

worden seien – begleitet von einer öffentli-
chen Skandalisierung nach dem Motto:
„Man muss nur lange genug mit Schmutz
auf eine Person werfen, bis etwas hängen
bleibt.“
Bis hin zu Gerichten ging schon der Streit,
bei denen M. unterlag. Möglicher Aus-
gangspunkt: Im Mai 2016 erteilte die da-
malige Rüstungs-Staatssekretärin Katrin
Suder dem Unterabteilungsleiter Ausrüs-

tung, Ewald Günter R., die
Weisung, die HIL möglichst
zügig zu privatisieren.
R. beauftragte Gerd K. mit
der Leitung einer Task-For-
ce, die das Vorhaben um-
setzen sollte.
Gerd K. erklärte in der Sit-
zung, Matthias M. habe
früher durchaus Termine
bei der Industrie wahrge-
nommen, sich dann aber
um 180 Grad gedreht.
Dem Arbeitnehmer-Vertre-
ter ging es nach seiner Aus-

sage darum, die Privatisierung zu verhin-
dern. Dies war eine Option, die untersucht
werden sollte, bis Suder die Weisung zum
Verkauf an die Industrie erließ.
Als eine zentrale Frage beim Zoff der bei-
den kristallisierten sich die Umstände he-
raus, unter denen die Rechtsanwaltskanzlei
H.L. bei einer Ausschreibung zur Beratung
bei der Privatisierung die Nase vorn hatte.
Gerd K.s unmittelbarer Vorgesetzter, der
Unterabteilungsleiter R., bestritt, dass die

Kanzlei von vornherein vom Ministerium
ausgeguckt worden war. Die Vergabe sei
„regelkonform“ erfolgt.
Er widersprach damit gegensätzlichen Aus-
sagen aus früheren Sitzungen. So hatte der
seinerzeitige Vergabejurist der HIL, Norbert
D., von einer „getürkten Vergabe im Millio-
nenwert“ gesprochen.
Das Unternehmen habe sich in einer sehr
schwierigen Lage befunden, sagte Ewald
Günter R. in der Sitzung. Schnelle Abhilfe
sei vonnöten gewesen. Die Leistungsfähig-
keit der Kanzlei H. L. habe er schätzen ge-
lernt, als es um die Sanierung der in eine
prekäre Situation geratenen Bekleidungsge-
sellschaft der Bundeswehr ging.
Ob Suders Zeitvorgabe – Verträge bis Ende
2016, Umsetzung bis Mitte 2017 – zu kurz
bemessen war, habe er nicht beurteilen
können, sagte R.. Die Privatisierungsbemü-
hungen zogen sich dann hin, was die Kos-
ten für die Beratung enorm in die Höhe
trieb. Kurz nach ihrem Amtsantritt im
Sommer 2019 blies Verteidigungsministe-
rin Annegret Kramp-Karrenbauer (CDU)
das Vorhaben endgültig ab.
R. erklärte, er habe sich für Gerd K. als Lei-
ter der Task-Force entscheiden, weil der be-
reits ab August 2014 für ein halbes Jahr die
HIL-Geschäftsführungen nach Kündigung
der zwei Vorgänger übernommen hatte. Er
wurde Ende 2015 wieder zum Geschäfts-
führer bestellt. Und eckte mit seiner Amts-
führung zumindest bei Nobert D. an.
Der hatte zum Beispiel detailliert geschil-
dert, wie der Geschäftsführer ihm in sei-

nem Büro habe untersagen wollen, mit
Matthias M. zu einem Termin zum damali-
gen Parlamentarischen Staatssekretär Ralf
Braucksiepe zu fahren, und ihn dabei
mehrfach an den Händen gefasst habe. Es
sei nur um die Fahrkosten gegangen, sagte
Gerd K. nun als Zeuge. Und dass er D. an-
gefasst habe, sei ein „Märchen“. Ob es eine
Lüge war, wurde er gefragt. Antwort: „Ja.“
Zum Unmut des Zeugen K. sprach eine Ab-
geordnete dann auch noch an, dass er als
Geschäftsführer einen 330 PS starken Audi
als Dienstwagen geordert hatte. Damit sei
er innerhalb des vorgegebenen Preislimits
von 70.000 Euro geblieben.

Die Klagen K.s richtete sich nicht nur ge-
gen Matthias M. und Norbert D., sondern
auch gegen das Verteidigungsministerium:
„Ich habe erwartet, dass man mich fürsorg-
lich zurücknimmt“, sagte er. Angefragt ha-
be er, nachdem er angesichts des 2018 im-
mer mehr zunehmenden Mobbings bei der
HIL festgestellt habe: „Es ging nicht mehr.“
Das Verhalten seines Dienstherrn habe ihn
„sowohl erschreckt als auch enttäuscht“.
In der Diskussion um die Ausschreibung
sei er zum „Spielball der Interessen“ ge-
worden, „der ich bis heute hilflos ausgelie-
fert bin“, meinte er: „Ich war für das Minis-
terium ein Blitzableiter und ein nützliches
Bauernopfer“. Doch nur mit Mühe habe er
Anfang dieses Jahres als Ministerialrat zu-
rückkehren können. Eine Aufgabe habe er
freilich bis heute nicht bekommen. Die
Konsequenz des 63-Jährigen: Er scheide
Ende des Jahres aus den Diensten des Mi-
nisteriums aus.
Das Verteidigungsministerium überraschte
den Ausschuss mit dem Hinweis, dass Pro-
tokolle von HIL-Aufsichtsratssitzungen
aufgetaucht seien, die nicht mit Schwär-
zungen versehen waren. Die Aktenordner
wurden noch während der Zeugenverneh-
mungen in den Saal gebracht. Abgeordnete
machten kein Hehl daraus, dass es dabei
um Tagesordnungspunkte geht, die sich
mit Gerd K. beschäftigen. Die nämlichen
Papiere mit geschwärzten Stellen lägen ih-
nen bereits vor. Jetzt könnten sie verglei-
chen, was ursprünglich verborgen bleiben
sollte. Franz Ludwig Averdunk T

Wartungs- und Reperaturarbeiten an einem Leopard-II-Panzer in einem HIL-Werk © picture-alliance/Ulrich Baumgarten

»Ich war
ein

Blitzableiter
und ein

nützliches
Bauernopfer.«

Gerd K.,
Ex-HIL-Geschäftsführer

> STICHWORT
Der Ausschuss zur Berater-Affäre

> Auftrag Der Untersuchungsausschuss
des Verteidigungsausschusses klärt seit
Januar den Umgang mit externer Bera-
tung im Bereich des Ministeriums auf.

> Zeugen Bisher wurden 32 Zeugen ver-
nommen, voraussichtlich fünf weitere
stehen noch aus. Bisher angepeiltes En-
de der Vernehmungen ist Februar 2020.

> Mitglieder Dem Ausschuss gehören
neun ordentliche Mitglieder an, die bei
Zeugenvernehmungen regelmäßig von
ihren Stellvertretern unterstützt werden.

Eine Frage der Tradition
VERTEIDIGUNG II AfD fordert Verwundetenabzeichen

Die AfD-Fraktion fordert die Verleihung ei-
nes Verwundetenabzeichen bei der Bun-
deswehr. Verliehen werden soll es an Sol-
daten, die körperliche oder seelische Ver-
wundungen in Gefechten oder durch
feindliche Handlungen erlitten haben.
Über den Antrag der Fraktion (19/15736)
debattierte der Bundestag in der vergange-
nen Woche und überwies ihn in den Ver-
teidigungsausschuss. Bei allen anderen
Fraktionen stieß er jedoch auf große Skep-
sis bis offene Ablehnung.
Das Verwundetenabzeichen, so argumen-
tierte Jens Kestner (AfD), solle als „Zeichen
der Wertschätzung für die erbrachten Op-
fer an Körper und Seele“ dienen. Jeder Sol-
dat, der „auf dem Schlachtfeld verwundet
wurde“, verdiene diese Auszeichnung.
Alle anderen Fraktionen warfen der AfD
vor, an falsche Traditionen in der deut-
schen Militärgeschichte anzuknüpfen. Die
beste Anerkennung für verwundete und
traumatisierte Soldaten sei eine angemes-
sene Versorgung und soziale Absicherung.
Alexander Müller (FDP) verwies darauf,
dass die letzten Träger eines Verwundeten-
abzeichens in Deutschland die Verletzten
des Attentats auf Adolf Hitler am 20. Juli
1944 gewesen seien: „Das Abzeichen bein-
haltete damals eine Widmung des Führers
persönlich.“ Man solle es sich „dreimal

überlegen“, welche Traditionen es wert sei-
en, wieder eingeführt zu werden. Fritz Fel-
gentreu (SPD) hielt der AfD entgegen, sie
schwelge in ihrem Antrag und in anderen
Schriften der Partei zur Bundeswehr in Be-
griffen, die an „die Rhetorik der Weltkrie-
ge“ anknüpfe. Tobias Lindner (Grüne) ver-
wies auf den Traditionserlass der Bundes-
wehr. Der nenne als „zeitlos gültige solda-
tische Tugenden“ Tapferkeit, Ritterlichkeit,
Anstand, Treue, Bescheidenheit, Kamerad-
schaft, Wahrhaftigkeit, Entschlussfreude
und gewissenhafte Pflichterfüllung. Von
„Opferbereitschaft“, die die AfD anführe,
sei darin „zu Recht“ keine Rede.
Der Parlamentarische Staatssekretär im
Verteidigungsministerium, Peter Tauber
(CDU), führte an, dass bereits jetzt ver-
wundete Soldaten mit der Einsatzmedaille
„Gefecht“ ausgezeichnet werden könnten.
Für traumatisierte Soldaten gelte dies je-
doch nicht. Nach dem Antrag der AfD
könnten aber auch nur im Gefecht trauma-
tisierte Soldaten ausgezeichnet werden,
nicht aber Soldaten, die im Kosovo ein
Massengrab exhumierten oder in deren Ar-
men ein Kind während der Seenotrettung
im Mittelmeer starb. Über ein Verwunde-
tenabzeichen müsse man in Ruhe reden, es
dürften ab nicht neue Konfliktfälle ge-
schaffen werden. Alexander Weinlein T
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Lob für die Tafeln
AKTUELLE STUNDE Streit über Ursachen von Altersarmut

Es war eine Zahl, die für Aufsehen sorgte:
„Die Zahl der Rentner unter den Tafelkun-
den ist innerhalb eines Jahres um 20 Pro-
zent auf 430.000 gestiegen.“ Das sagte der
Vorsitzende des Bundesverbandes der Ta-
feln in Deutschland, Jochen Brühl, vor ei-
ner Woche. Der Verband vertritt mehr als
940 Tafeln, die in Deutschland arme Men-
schen mit kostenlosen Lebensmitteln ver-
sorgen. Im vergangenen Jahr waren es ins-
gesamt 1,6 Millionen Menschen.
Die Linke nahm diese Erklärung zum An-
lass, eine Aktuelle Stunde zum Thema Al-
tersarmut zu beantragen. Quer durch alle
Fraktionen wurde darin auch die Arbeit
der Tafeln gelobt. Ansonsten herrschte je-
doch wenig Einigkeit beim Thema Armuts-
bekämpfung. Die FDP warf der SPD wie-
derholt vor, „hartherzig“ zu sein, Die Linke
attestierte der Union eine Blockadehaltung
und die Grünen attackierten die AfD, sie
argumentiere doppelzüngig.
Susanne Ferschl (Die Linke) kritisierte den
Anstieg prekärer Arbeit in Deutschland.
„Aber wer ein Leben lang unter zwölf Euro
Stundenlohn gearbeitet hat, der muss im
Alter aufs Amt“, sagte Ferschl. Sie forderte
die Union auf, ihre Verweigerungshaltung
in Sachen Mindestlohn zu beenden.
Peter Weiß (CDU) betonte, nur drei Pro-
zent der Rentner seien auf Grundsicherung
angewiesen. Das zeige die Leistungsfähig-
keit der Rentenversicherung. Die wichtigere
Frage sei, wie man die Löcher stopfe, die
dadurch entstünden, dass viele nie Renten-

beiträge gezahlt haben, wie zum Beispiel
viele Selbständige. Hier werde die Koaliti-
on bald handeln, kündigte Weiß an.
Ulrike Schielke-Ziesing (AfD) sagte, der
Niedriglohnsektor sei ein strukturelles Pro-
blem, denn „aus niedrigen Löhnen werden
später niedrige Renten“. Sie kritisierte au-
ßerdem die Belastung der Rentenversiche-
rung mit beitragsfremden Leistungen: „Das
ist Geld, mit dem Altersarmut gemildert
werden könnte, wenn es die Rentenversi-
cherung denn hätte.“
Ralf Kapschack (SPD) rechnete vor, dass
60 Prozent der Menschen, die Anspruch
auf Grundsicherung im Alter hätten, die-
sen gar nicht einlösen. „Armut beginnt
nicht erst mit dem Bezug von Grundsiche-
rung. Wenn man sich keinen Kinobesuch
mehr leisten kann, führt das zu einem Ge-
fühl der Ausgrenzung“, sagte er.
Pascal Kober (FDP) betonte, seine Fraktion
strebe einen Freibetrag von 20 Prozent für
die Anrechnung der Rente in der Grundsi-
cherung im Alter an. Doch diesem Vor-
schlag wie auch höheren Hinzuverdienst-
grenzen bei Hartz IV verweigere sich die
SPD. Das sei hartherzig, so Kober.
Es könne doch nicht ernsthaft die Empfeh-
lung sein, im Alter weiter zu arbeiten, um
Armut zu verhindern, warf Markus Kurth
(Grüne) der FDP vor. Die AfD wiederum
mache einerseits Stimmung gegen die Ta-
rifbindung, während sie andererseits vorge-
be, für bessere Löhne zu streiten, kritisierte
Kurth. che T

KURZ NOTIERT

FDP will mehr soziale
Sicherheit für Selbständige
Der Bundestag hat in der vergangenen
Woche einen Antrag (19/15232) der
FDP-Fraktion für eine bessere soziale Ab-
sicherung von Selbständigen zur weite-
ren Beratung an die Ausschüsse über-
wiesen. Die Liberalen verlangen eine Re-
form des Statusfeststellungsverfahrens
in der Rentenversicherung. Ferner sollen
Selbständige in eine allgemeine Pflicht
zur Altersvorsorge einbezogen werden,
dabei jedoch die Form ihrer Vorsorge
selbst wählen können. In der gesetzli-
chen Krankenversicherung müsse es
endlich faire Beiträge für Selbständige
geben, und die Arbeitslosenversicherung
müsse für sie weiter geöffnet werden,
schreibt die FDP.

Die Linke fordert eine
stärkere Tarifbindung

Einen Antrag (19/15776) der Linken zur
Tarifbindung hat der Bundestag an die
Ausschüsse überwiesen. Darin fordert
die Fraktion, die Allgemeinverbindlicher-
klärung von Tarifverträgen zu erleich-
tern, indem ein Antrag auch alleine von
einer der beteiligten Tarifvertragspartei-
en gestellt werden und im Tarifausschuss
nur noch mit Mehrheit abgelehnt wer-
den kann. Die Bundesregierung solle ei-
nen entsprechenden Gesetzentwurf vor-
legen, verlangt Die Linke. che T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Alle wollen den Bericht
WOHNUNGSLOS Regierung plant bundesweite Statistik

Gerade in Großstädten wie Berlin ist es
nicht mehr zu übersehen: Mitten in der
Stadt, unter U-Bahn-Viadukten und ande-
ren Brücken, nimmt die Zahl der Men-
schen zu, die dort zelten oder sich ander-
weitig zum Schlafen niederlassen. Wie vie-
le es in Deutschland tatsächlich sind, be-
ruht bisher meist auf Schätzungen der
Bundesarbeitsgemeinschaft Wohnungslo-
senhilfe. Nach deren aktuellsten Zahlen
waren im Jahr 2018 knapp 680.000 Men-
schen ohne Wohnung (440.000 davon wa-
ren anerkannte Geflüchtete). Gegenüber
2017 ist dies ein Anstieg um 4,2 Prozent.
Auf der Straße zu sehen ist nur die Spitze
des Eisbergs, denn die meisten Menschen
leben in Notunterkünften (vor allem Ge-
flüchtete) oder kommen übergangsweise
bei Freunden und Bekannten unter.
Die Bundesregierung hat nun einen Ge-
setzentwurf (19/15651) zur Einführung ei-
ner bundesweiten Statistik vorgelegt. Die
Grünen waren damit aber offensichtlich
unzufrieden und legten deshalb einen ei-
genen Antrag (19/15783) vor, da aus ihrer
Sicht die geplante Berichterstattung weite
Kreise der Wohnungslosen gar nicht erfas-
sen würde. Die Grünen fordern außerdem,
den Bericht um ein nationales Aktionspro-
gramm zur Bewältigung der Wohnungslo-
sigkeit zu ergänzen.

In der Debatte über diese zwei Initiativen
am vergangenen Freitag herrschte große Ei-
nigkeit darüber, dass Deutschland endlich
eine regelmäßige und genaue Berichterstat-
tung brauche. Daniela Kolbe (SPD) sagte,
„wenn wir über Wohnungslose reden, liegt
noch viel im Dunkeln, aber wir bringen
mit dem Bericht ein wenig Licht in das
Dunkel“. Frank Heinrich (CDU) zeigte sich
„dankbar, dass der aktuelle Armutsbericht
der Bundesregierung sich verstärkt mit
dem Thema beschäftigt“, aber er basiere
eben auf Schätzungen. Uwe Witt (AfD) be-
tonte: „Völkerrechtlich trägt der Staat die
Verantwortung für die Umsetzung des
Menschenrechts auf Wohnen“, deshalb
brauche es jetzt zeitnah verlässliche Daten.
Pascal Kober (FDP) forderte, über eine ver-
fehlte Baupolitik zu reden, die dazu ge-
führt habe, dass eine Million Wohnungen
fehlen. Deswegen sollte die Mietpreisbrem-
se abgeschafft werden, so Kober. Caren Lay
(Linke) betonte, der Bericht sei nur ein ers-
ter Schritt, nötig seien mehr Sozialwoh-
nungen und ein stärkerer Mieterschutz.
Wolfgang Strengmann-Kuhn (Grüne)
nannte es auffällig, dass Deutschland zwar
alles Mögliche statistisch erfasse, aber aus-
gerechnet bei Daten über extreme Armut
und extremen Reichtum eine große Lücke
herrsche. che T

Verzicht auf
Nachtsitzungen
ÄLTESTENRAT Um Mitarbeiter der Bun-
destagsverwaltung, aber auch die Abgeord-
neten etwas zu entlasten, soll in Zukunft
auf Nachtsitzungen des Parlaments soweit
wie möglich verzichtet werden. Dazu wer-
den in den Plenarwochen mehrere Debat-
ten vom Donnerstag auf den Mittwoch
vorverlegt. Zugleich wird die Fragestunde
mittwochs von bisher 90 auf 60 Minuten
verkürzt. Debatten, die bisher mit 38 Mi-
nuten veranschlagt waren, sollen künftig
nur noch 30 Minuten dauern, wobei alle
Fraktionen eine reduzierte Redezeit hin-
nehmen müssen. Die den Tagesordnungs-
punkt aufsetzende Fraktion erhält jedoch
jeweils eine Minute mehr Redezeit.
Weil im Ältestenrat wegen Bedenken der
AfD kein Einvernehmen über diese Ände-
rungen hergestellt werden konnte, musste
vergangene Woche das Plenum darüber ab-
stimmen. Alle Fraktionen außer der AfD
votierten für den veränderten Ablauf, der
damit erstmals in der zurückliegenden Sit-
zungswoche so praktiziert wurde.
Der Parlamentarische Geschäftsführer der
AfD-Fraktion, Bernd Baumann, wandte
sich gegen eine Kürzung der Debattenzeit.
In der Folge werde auch über wichtige Vor-
lagen künftig nur noch relativ kurz debat-
tiert, das sei nicht im Interesse der Bürger,
argumentierte er. Sein Amtskollege von der
Unionsfraktion, Michael Grosse-Brömer
(CDU), erinnerte hingegen an Parlaments-
sitzungen, die bis in den frühen Morgen
hinein gedauert hätten. Dies sei insbeson-
dere für die Mitarbeiter des Hauses, darun-
ter die Stenografen, ein unhaltbarer Zu-
stand. Deshalb werde das nunmehr been-
det. Der Verzicht auf Nachtsitzungen ist
aber auch eine Reaktion auf Schwächean-
fälle von zwei Abgeordneten in jüngster
Zeit, die deutlich machten, wie anstren-
gend die Sitzungswochen sind. pk T

Kindeswohl im Zentrum
RECHT Stiefkindadoptionen in nichtehelichen Familien

Über die Neuregelung der Stiefkindadopti-
on hat der Bundestag in der vergangenen
Woche in erster Lesung debattiert. Anlass
war ein Gesetzentwurf (19/15618) der
Bundesregierung zur Umsetzung einer Ent-
scheidung des Bundesverfassungsgerichts
zum Ausschluss der Stiefkindadoption in
nichtehelichen Familien sowie ein Antrag
(19/15772) der FDP-Fraktion zugunsten
der gemeinsamen Adoption für nichteheli-
che Paare.
Nach der Entscheidung der Verfassungs-
richter verstößt die bisherige Regelung ge-
gen das Grundgesetz, weil sie Stiefkinder
in nichtehelichen Familien gegenüber
Stiefkindern in ehelichen Familien ohne
Grund benachteilige. Der Gesetzgeber
muss daher bis zum 31. März 2020 eine
Neuregelung treffen. Dem Entwurf zufolge
sollen die Vorschriften über die Stiefkind-

adoption in ehelichen Familien nun auch
auf Partner in einer verfestigten Lebensge-
meinschaft in einem gemeinsamen Haus-
halt angewendet werden.
Die FDP fordert die Bundesregierung in ih-
rem Antrag unter anderem auf, einen Ent-
wurf zur Änderung des Bürgerlichen Ge-
setzbuches vorzulegen, der nichteheliche
Lebensgemeinschaften und Ehen bei der
Adoption eines Kindes gleichstellt. Aus
Sicht der FDP ist es nicht mehr zeitgemäß,
die gemeinsame Adoptionsmöglichkeit für
Paare an das Kriterium des Bestehens einer
Ehe anzuknüpfen. Dies betreffe über Stief-
kindadoptionen hinaus auch die gemein-
same Adoption fremder Kinder.
Der Gesetzentwurf der Bundesregierung
bilde die unterschiedlichen Lebenswirk-
lichkeiten in Deutschland ab, betonte da-
gegen Thorsten Frei (CDU) in der Debatte.
Sonja Amalie Steffen (SPD) lobte den Ent-
wurf, „weil er einem modernen Familien-
recht der Weg ebnet“. Im Laufe des Gesetz-
gebungsverfahrens sei aber auch eine große
Lösung mit der Volladoption für verfestigte
Lebensgemeinschaften möglich, so die
Hoffnung von Steffen. Katrin Helling-Plahr
(FDP) warf der Koalition vor, nur das Min-
deste zu tun und ein antiquiertes Familien-
bild zu vertreten. „Warum ermöglichen Sie
unverheirateten Paaren nicht auch, ein
fremdes Kind zu adoptieren?“, fragte sie.
Fabian Jacobi (AfD) bezeichnete den Re-
gierungsentwurf als zustimmungsfähig,
schloss aber Änderungen im weiteren Ver-
fahren nicht aus. Katja Dörner (Grüne) kri-
tisierte die Initiative der Regierung als zu
zaghaft, weil er an „Fremdkindadoptio-
nen“ nichts ändere. Gökay Akbulut (Linke)
kritisierte, dass das Adoptionsrecht insge-
samt immer noch ehezentriert sei. „Das
muss sich grundlegend ändern“, forderte
sie. Michael Wojtek T

> STICHWORT
Stiefkindadoptionen

> Verfassung Das Bundesverfassungsge-
richt fordert in einem Urteil eine gesetz-
liche Neuregelung bis März 2020. Seiner
Ansicht nach benachteiligen die jetzigen
Adoptionsregeln Stiefkinder in nichtehe-
lichen Familien.

> Gesetzentwurf Die Bundesregierung
hat nun einen Gesetzentwurf (19/15618)
vorgelegt, um die Vorgaben aus Karlsru-
he umzusetzen.

> Kritik Sowohl Grüne, Linke, FDP als
auch SPD wünschen sich Erleichterun-
gen für unverheiratete Paare auch bei
der Adoption eines fremden Kindes.

Gerechtere Verteilung
GESUNDHEIT Finanzausgleich der Kassen wird reformiert

Der äußerst komplexe Finanzausgleich
zwischen den gesetzlichen Krankenkassen,
einst als „lernendes System“ angelegt, wird
erneut nachjustiert. Der sogenannte Risi-
kostrukturausgleich (RSA) soll mit der Re-
form zielgenauer und weniger anfällig für
Manipulationen werden. Über den Gesetz-
entwurf der Bundesregierung (19/15662)
beriet der Bundestag vergangene Woche in
erster Lesung.
Seit 2009 berücksichtigt der 1994 einge-
führte Finanzausgleich auch die jeweiligen
Krankheiten (Morbidität) der Versicherten,
denn manche Kassen haben besonders vie-
le kranke Mitglieder. Der Morbi-RSA soll
einen auf Risikoselektion ausgerichteten
Wettbewerb der Kassen zulasten der Versi-
cherten verhindern. Für Versicherte mit be-
stimmten Krankheiten erhalten die Kassen
höhere Zuweisungen aus dem Gesund-
heitsfonds als für gesunde Versicherte.

Risikopool Nun wird der RSA weiterentwi-
ckelt. Durch eine Regionalkomponente
sollen Über- und Unterdeckungen abge-
baut und eine Marktkonzentration von
Kassen verhindert werden. Künftig soll
auch das ganze Krankheitsspektrum (bis-
her 50 bis 80 Krankheiten) im RSA berück-
sichtigt werden.
Für sehr kostspielige Fälle wird ein Risiko-
pool eingerichtet. So sollen Kassen für je-
den Leistungsfall, der über 100.000 Euro
pro Jahr hinausgeht, 80 Prozent der Ausga-
ben erstattet bekommen.
Die Prävention wird durch eine Vorsorge-
pauschale gestärkt. Kassen sollen einen An-
reiz erhalten, dafür zu sorgen, dass ihre
Versicherten die Präventionsangebote auch
in Anspruch nehmen. Mit einer versicher-
tenindividuellen Berücksichtigung von
Arzneimittelrabatten sollen zudem Über-
und Unterdeckungen vermieden werden.

Mit der Novelle sollen auch Versuche von
Kassen unterbunden werden, die Diagno-
sen der Ärzte mit Blick auf den Morbi-RSA
zu beeinflussen. In der Vergangenheit hat-
ten Berichte über den Einfluss von Kran-
kenkassen auf die Kodierung der Diagno-
sen ihrer Versicherten für Aufsehen gesorgt.
Dieses Problem soll nun systematisch an-
gegangen werden. Wenn sich Diagnoseko-
dierungen bei bestimmten Krankheiten
auffällig erhöhen, sollen die Kassen dafür
keine Zuweisungen mehr bekommen. Zu-
dem soll das Bundesversicherungsamt
(BVA) mehr Prüfkompetenzen erhalten
mit einer Umkehr der Beweislast und rück-
wirkend ab 2013. Neu eingerichtet wird ei-
ne Transparenzstelle für Selektivverträge
der Krankenkassen, also für Verträge zwi-
schen einer Kasse und einzelnen Leistungs-
erbringern.
Karin Maag (CDU) sagte, der Finanzaus-
gleich müsse zielgenauer werden. Mit der
Reform würden die Zuweisungen genauer
und damit auch gerechter verteilt. Mit der
Manipulationsbremse werde sichergestellt,
dass es sich für Kassen nicht lohne, Ärzte
ausschließlich für die Dokumentation von
Diagnosen zu bezahlen. Sabine Dittmar
(SPD) versprach, die teilweise umstrittenen
Änderungen würden sehr genau auf ihre
Wirkungen hin geprüft. Christine Aschen-
berg-Dugnus (FDP) begrüßte die Reform
und kritisierte, dass mit dem „Upcoding“
Fehlanreize gesetzt würden. Achim Kessler
(Linke) rügte, Versicherte müssten Brillen
und Zahnersatz überwiegend selbst zahlen,
während fragwürdige Leistungen wie die
Homöopathie aus den Beiträgen finanziert
würden. Maria Klein-Schmeink (Grüne),
erklärte, die Finanzreform sei überfällig.
Weniger Vorfreude zeigte Robby Schlund
(AfD), der von einem „Sammelsurium ver-
schiedener Stellschrauben“ sprach. pk T

K
örperverletzung, Vergewalti-
gung, sexuelle Nötigung,
Bedrohung, Stalking, Frei-
heitsberaubung, Zuhälterei
und Zwangsprostitution –
mehr als 114.000 Frauen

sind im vergangenen Jahr Opfer von Ge-
walt geworden. 122 wurden von ihren
Partnern oder Ex-Partnern getötet. Alarmie-
rend nannte Bundesfamilienministerin
Franziska Giffey (SPD) die Zahlen des
Bundeskriminalamtes, als sie diese anläss-
lich des Internationalen Tags gegen Gewalt
an Frauen im November vorstellte. Gleich-
zeitig ging die Ministerin in die Offensive,
kündigte die neue Kampagne „Stärker als
Gewalt“ an, um Hilfsangebote bekannter
zu machen. Auch für einen Rechtsanspruch
auf einen Platz in einem Frauenhaus und
mehr Geld sprach sich Giffey aus, um die
Zahl der Frauenhausplätze zu erhöhen.
Der Opposition reicht das nicht. In einer
Debatte am Donnerstag zu drei Anträgen
von Bündnis 90/Die Grünen und FDP
(19/15380; 19/15379; 19/15770) für ei-
nen besseren Schutz von Frauen vor Ge-
walt forderte Ulle Schauws (Grüne), der
Gewaltschutz müsse „besser und dauer-
haft“ finanziert werden. Dass die Ministe-
rin 30 Millionen Euro investive Mittel ein-
setzen wolle, sei zu begrüßen. „Aber da
geht mehr!“, so Schauws. Wenn eine Frau
Zuflucht in einem Frauenhaus suche, dürfe
dies nicht länger an der Finanzierung oder
„am Platzangebot, Wohnort oder am Sta-
tus der Betroffenen“ scheitern. Daher
schlage ihre Fraktion einen Rechtsanspruch
für alle Frauen auf eine Geldleistung vor –
für den Aufenthalt in einem Frauenhaus
oder in einer vergleichbaren Schutzeinrich-
tung. So entstehe der nötige Druck, um
den Ausbau der Frauenhäuser in den Län-
dern voranzutreiben. Finanzieren solle die
Unterbringung zu 100 Prozent der Bund,
forderte Schauws.

Istanbul-Konvention Einem Rechtsan-
spruch gegenüber zeigte sich Nicole Bauer
(FDP) zwar skeptisch. Doch auch sie warf
der Bundesregierung Versagen vor ange-
sichts der wachsenden Zahl von angezeig-
ten Straftaten gegen Frauen. Aktuell werde
„jeden zweiten Tag“ eine Frau, die Schutz
in einem Frauenhaus suche, abgewiesen.
„Die Bundesregierung kommt ihrer Aufga-
be bei der Umsetzung der Istanbul-Kon-
vention nicht nach“, kritisierte Bauer. Das
„Istanbul-Konvention“ genannte Abkom-
men des Europarates zur Verhütung und
Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und
häuslicher Gewalt gilt in Deutschland seit
Februar 2018. Damit hat sich die Bundes-
regierung verpflichtet, Frauen zu schützen,
Gewalt zu bekämpfen und zu bestrafen.
Trotzdem sei Deutschland im Hinblick auf
Frauenhäuser „massiv unterversorgt“, so
Bauer. Es fehle zudem eine „ganzheitliche
Strategie“ zur Bekämpfung von Gewalt ge-
gen Frauen, „inklusive Koordinierung, Mo-
nitoring und Präventionsarbeit“.
Sylvia Pantel (CDU) wies den Vorwurf der
Untätigkeit zurück. Mit einem bundeswei-
ten Hilfetelefon, Strafrechtsverschärfungen
in Bezug auf sexuelle Übergriffe oder der
Einführung von Traumaambulanzen sowie
der Finanzierung von diskreten Spurensi-
cherungen bei Misshandlungen und sexu-
eller Gewalt durch die Krankenkassen stün-
de ein Bündel von Maßnahmen gegen Ge-

walt bereit. Dass die Zahl der Straftaten er-
neut gestiegen sei, könne aber auch daran
liegen, dass Frauen weniger Scheu hätten,
Straftaten anzuzeigen.
Um den Ausbau von Frauenhäusern und
Beratungsstellen voranzutreiben, werde der
Bund in den nächsten vier Jahren insge-
samt 120 Millionen Euro bereitstellen.
800.000 Euro stünden zudem für die Ein-
richtung einer unabhängigen Monitoring-
stelle im Bundeshaushalt bereit, betonte
Gülistan Yüksel (SPD). Dies sei nur durch
„den unermüdlichen Einsatz“ ihrer Frakti-
on möglich gewesen. Die Stelle solle die
Maßnahmen der Gewaltbekämpfung und
des Gewaltschutzes überwachen und gege-
benenfalls Verbesserungen vorschlagen, er-
läuterte die Sozialdemokratin.

Mariana Harder-Kühnel (AfD) monierte,
all das nütze nichts gegen die Ursachen
von Gewalt gegen Frauen. Man müsse das
„Problem bei der Wurzel“ packen und ein
Klima schaffen, in dem nicht immer mehr
Frauen überhaupt Schutz in Frauenhäu-
sern suchen müssten. Mit ihrer Politik,
hielt Harder-Kühnel der Bundesregierung
vor, geschehe das Gegenteil: „Es ist Ihre Po-
litik der grenzenlosen Migration, die mil-
lionenfach archaische Vorstellungen nach
Deutschland gebracht hat.“ Die Folgen
könne man, so Kühnel, an den Zahlen ab-
lesen: Gegen Frauen gerichtete Gewalt wer-
de „stark überproportional von Migranten
begangen“.
Dem widersprach Cornelia Möhring (Die
Linke): Die Täter seien „Männer aus allen

Berufen, Einkommensgruppen, aller Bil-
dungshintergründe und Nationalitäten“.
Aber auch sie betonte, Deutschland sei im
europäischen Vergleich tatsächlich ein
„überdurchschnittlich gefährliches Land“
für Frauen. Der Grund sei ein „massives
strukturelles Problem mit Gewalt gegen
Frauen in unserer Gesellschaft“, so Möh-
ring. Dazu gehöre etwa, wenn Richter in
Strafverfahren Eifersucht als „strafmil-
dernd“ werteten oder Journalisten über
Morde an Frauen verharmlosend als „Fa-
milientragödie“ berichteten. Die Abgeord-
nete forderte angesichts des „krassen Pro-
blems“ mehr ressortübergreifendes Han-
deln von Seiten der Bundesregierung und
eine schnellere Umsetzung der Istanbul-
Konvention. Sandra Schmid T

Familienministerin Giffey bei der Vorstellung der Kampagne „Stärker als Gewalt“ Ende November in Berlin © picture-alliance/dpa

Zeit zu handeln
GEWALTOPFER Mehr als 114.000 Frauen wurden 2018
Opfer von Gewalt. Die Initiativen der Regierung reichen
der Opposition nicht aus. Vergangene Woche debattierte
der Bundestag über drei Anträge von Grünen und FDP
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O
b die Internierung Hun-
derttausender Uiguren in
China, die Verfolgung von
Journalisten und Men-
schenrechtsaktivisten in
Russland sowie in der Tür-

kei oder die Zerstörung der Lebensgrundla-
gen von indigenen Völkern – die Men-
schenrechte sind weltweit unter Druck, da-
rin stimmten die Abgeordneten aller Frak-
tionen überein. In der Debatte über den
13. Bericht der Bundesregierung über ihre
Menschenrechtspolitik (19/7730) sowie
drei Anträge der Opposition verurteilten die
Redner am vergangenen Donnerstag einmü-
tig die Verletzungen von Menschenrechten
weltweit und drangen gleichzeitig auf einen
entschiedenen Einsatz für deren Einhaltung.
Die Politik der Bundesregierung geriet dabei
in die Kritik: Nicht nur Abgeordnete der
Opposition rügten die Haltung der Regie-
rung gerade im Umgang mit Staaten wie
China als zu inkonsequent.

Sanktionen Außenminister Heiko Maas
(SPD) hatte zu Beginn der Aussprache ange-
sichts des jüngsten „besorgniserregenden
Pushbacks“, die Notwendigkeit einer inter-
nationalen „Allianz für Menschenrechte“
betont. Deutschland werde sich ab Januar
2020 sowohl im Menschenrechtsrat als
auch im Sicherheitsrat der Vereinten Natio-
nen für Schutz und Weiterentwicklung der
Menschenrechte engagieren, sagte der Au-
ßenminister. Auf europäischer Ebene setze
sich die Bundesregierung unter anderem für
ein gemeinsames Sanktionsregime bei Men-
schenrechtsverletzungen ein.
Besonders harsch fiel die Kritik des AfD-Ab-
geordnete Jürgen Braun an der Politik der

Bundesregierung aus. Der vorliegende Be-
richt sei ein „Dokument der Schwäche“ und
spare schwere Menschenrechtsverletzungen
aus. So schweige er etwa zu den Gefahren,
die von Islam und Sozialismus für die Men-
schenrechte ausgingen, bemängelte Braun.
Die Bundesregierung mahne Multilateralis-
mus an, unterschlage aber, dass „nur ein
Nationalstaat mit Grenzen“ in der Lage sei,
den Bürgern Schutz zu bieten und ihre
Grundrechte zu garantieren. Mit dem Netz-
werkdurchsetzungsgesetz habe die Bundes-
regierung zudem selbst die Meinungsfrei-
heit in Deutschland eingeschränkt.
Michael Brand (CDU) mo-
nierte insbesondere die
Haltung der Bundesregie-
rung zu China. Das Regime
unter Präsident Xi Jinping
zeige mit seinem Terror ge-
genüber den Uiguren nur
zu deutlich, dass es „die
Menschenrechte verachte“.
Regelmäßig werde der Men-
schenrechtsdialog mit
Deutschland abgesagt.
Trotzdem ziehe die Bundes-
regierung keine Konsequen-
zen. „Entweder man führt
den Dialog offen und über alle relevanten
Fragen oder man beugt sich der Blockade.
Aber ein reines Feigenblatt bringt null für
die Menschenrechte.“ China sei dabei, ei-
nen neuen Totalitarismus zu installieren.
„Weiter leisezutreten“ sei nicht länger ange-
bracht, mahnte Brand und forderte eine
„strategische Neuorientierung“ der Außen-
und Menschenrechtspolitik.
Ähnlich argumentierte Peter Heidt (FDP).
Deutschland brauche eine „kohärente und

strategische Menschenrechtspolitik mit kla-
ren Zielen“. Der Menschenrechtsbericht der
Bundesregierung liste zwar viele Maßnah-
men auf, lasse aber Schwerpunkten vermis-
sen. Entsprechend wirke auch ihre Politik:
„Deutschland agiert zu zögerlich und zu we-
nig strukturiert“, sagte Heidt. Deutschland
genieße zwar weltweit ein „hohes Ansehen“
im Bereich Menschenrechte, dieses nutze die
Regierung aber zu wenig. „Warum hat die
Bundesregierung so wenig Zutrauen zu der
eigenen Courage?“
Angesichts der unzähligen Menschenrechts-
verletzungen hob Aydan Özoğuz (SPD) die

Bedeutung von Transparenz
und Bestrafung solcher Ver-
gehen hervor. Doch in der
Realität blieben Menschen-
rechtsverletzungen zu oft
noch ungeahndet. Im
Kampf gegen die Straflosig-
keit sei der Internationale
Gerichtshof in Den Haag ge-
gründet worden. Doch die-
sem fehlten gut ausgebildete
Richter. Zudem erfahre der
Gerichtshof kaum Unterstüt-
zung durch die Mitglieder
des UN-Sicherheitsrats wie

Russland, China oder die USA, kritisierte die
Sozialdemokratin.
Zaklin Nastic (Die Linke) lenkte den Blick
auf die wachsende Armut in Deutschland.
Sie warf der Bundesregierung vor, mit ihrer
Politik der Spaltung der Gesellschaft Vor-
schub zu leisten. Während „XXL-Erben“
Milliarden kassierten, „ohne einen einzigen
Cent“ Steuern zu zahlen, müsse „jedes fünf-
te Kind“ in Armut leben, monierte Nastic.
„In ihren Ohren muss Ihr Bericht doch wie

Hohn klingen.“ Die Abgeordnete forderte
einen Kurswechsel: Es brauche einen „ar-
mutsfesten Mindestlohn“, ein Ende von be-
fristeten Arbeitsverhältnissen und „erzwun-
gener Teilzeitarbeit“ sowie ein Aus für das
„Monster Niedriglohnsektor“.
Margarete Bause (Grüne) hielt der Bundes-
regierung vor, trotz „einiger gute Aktivitä-
ten“ keine „konsequente und konsistente
Haltung“ in der Menschenrechtspolitik zu
zeigen. Sie schweige zu der „brutalen Ge-
walt“ gegen Demonstranten im Iran und
lasse Konsequenzen auf die Enthüllung der
„China Cables“ ebenso vermissen wie
„spürbare Sanktionen“ als Reaktion auf den
„völkerrechtswidrigen Einmarsch“ der Tür-
kei in Nordsyrien. Die Bundesregierung sol-
le „endlich das tun, wofür sie sich selbst so
gern lobt“, forderte die Grünen-Abgeordne-
te, „nämlich eine ganzheitliche und men-
schenrechtsbasierte Politik verfolgen“.

Oppositionsanträge Bei der Abstimmung
im Anschluss an die Debatte fand der An-
trag, den Die Linke für die Garantie sozia-
ler Menschenrechte (19/4561) eingebracht
hatte, keine Mehrheit. Einen weiteren An-
trag der Linksfraktion mit der Forderung
nach einem „Lieferkettengesetz für verbind-
liche soziale, ökologische und menschen-
rechtliche Sorgfaltspflichten für deutsche
Unternehmen“ (19/15777) wurde ebenso
zur federführenden Beratung in den Aus-
schuss für Menschenrechte und humanitäre
Hilfe überwiesen wie ein Antrag der Grü-
nen mit dem Titel „Zivilgesellschaftliches
Engagement stärken, Menschenrechtsvertei-
digerinnen und Menschenrechtsverteidiger
schützen – hierzulande und weltweit“
(19/15782). Sandra Schmid T

Kinderarbeit – wie hier von Amnesty International in einer Kobaltmine im Kongo dokumentiert – verstößt massiv gegen Menschenrechte, etwa gegen das Recht auf Bildung und
das Recht auf sozialen Schutz für Kinder © picture-alliance/dpa

Mehr
Konsequenz
MENSCHENRECHTE I Fraktionen
fordern stärkeres Engagement der
Bundesregierung ein

»Die Regierung
muss endlich

das tun,
wofür sie

sich selbst so
gerne lobt.«

Margarete Bause
(Grüne)

»Souveränität sichern«
EUROPA AfD gegen Mehrheitsentscheide in der EU

Die Bundesregierung soll sich nach dem
Willen der AfD-Fraktion dafür einsetzen,
dass die vertraglichen Grundlagen der Eu-
ropäischen Union nicht „zuungunsten des
Vetorechts der nationalen Parlamente“ ver-
ändert werden. Die Souveränität der EU-
Mitgliedstaaten müsse in wesentlichen Be-
langen erhalten bleiben und den Mitglied-
staaten der notwendige politische Spiel-
raum zugestanden werden, fordern die Ab-
geordneten in einem Antrag (19/15787),
über den der Bundestag am vergangenen
Freitag erstmals beriet.
Insbesondere will die AfD die von der EU-
Kommission vorgeschlagene Ausweitung
von Brückenklauseln, den sogenannten
Passerelle-Klauseln, auf andere Politikbe-
reiche verhindern. Ihnen zufolge kann der

Europäische Rat einstimmig beschließen,
in einzelnen Politikbereichen qualifizierte
Mehrheitsentscheidungen zuzulassen, wo
sonst im Konsens entschieden werden
müsste (siehe auch Seite 7). Ein Vetorecht
haben die nationalen Parlamente dabei in
der Regel nicht.
Ein Übergang zur Beschlussfassung mit
qualifizierter Mehrheit würde daher nach
Auffassung der AfD die Position des Euro-
päischen Parlaments stärken. Deutschland
benötige jedoch nicht noch mehr, sondern
eher weniger europäische Rechtssetzung,
heißt es in dem Antrag. Dem bestehenden
Demokratiedefizit der EU werde gerade
nicht begegnet, indem man dem EU-Parla-
ment noch mehr Kompetenzen zulasten
der nationalen Parlamente einräume. johT

Schutz der Kleinsten
MENSCHENRECHTE II Grünen-Antrag zu Kinderrechten

Die Grünen-Fraktion ist mit einem An-
trag im Menschenrechtsausschuss ge-
scheitert, mit dem sie sich dafür einsetzt,
„Kinderrechte weltweit zu schützen und
zu verwirklichen“ (19/13553). Der Aus-
schuss lehnte die Vorlage vergangene Wo-
che mit Stimmen der Fraktionen von
CDU/CSU, SPD und AfD ab. Linksfrakti-
on und Grüne votierten für eine Annah-
me, die FDP-Fraktion enthielt sich. Vertre-
ter der Grünen plädierten für die Aufnah-
me von Kinderrechten ins Grundgesetz.
Zudem solle sich die Bundesregierung
mit anderen europäischen Staaten inter-
national stärker für Kinderrechte einset-
zen.
Gegen die Forderung, Kinderrechte in der
Verfassung festzuschreiben, sprachen sich

Abgeordnete der Fraktionen von Union,
FDP und AfD aus. Kinderrechte würden
von der Bundesregierung zu Recht längst
als eine „Querschnittsaufgabe“ aufgefasst,
sagte ein Vertreter der Unionsfraktion.
Ein Vertreter der AfD argumentierte: „Kin-
der sind bereits über die Grundrechte ge-
schützt.“ Die FDP bezeichnete das Anlie-
gen als „Symbolpolitik“.
Ein Vertreter der SPD-Fraktion verwies
auf einen Referentenentwurf aus dem
Bundesjustizministerium, der die Auf-
nahme von Kinderrechten ins Grundge-
setz vorsehe. Die Linke begrüßte die Vor-
lage der Grünen und hob insbesondere
deren Forderung nach einem „unbüro-
kratischen und zügigen“ Familiennach-
zug hervor. sas T

Recht auf Frieden
MENSCHENRECHTE III Linke wirbt für Santiago-Deklaration

Die Fraktion Die Linke dringt auf die Aner-
kennung eines Menschenrechts auf Frie-
den. „Frieden ist eine unabdingbare Vo-
raussetzung für die Verwirklichung der
Menschenrechte und die umfassende
menschliche Entwicklung“, schreiben die
Abgeordneten in einem Antrag
(19/10753), den das Bundestagsplenum
vergangenen Freitag in die Ausschüsse
überwiesen hat. Frieden gehe über die Ab-
wesenheit von bewaffneten Konflikten hi-
naus und bedeute die Beseitigung aller Ar-
ten von Gewalt, ob direkte, politische,
strukturelle, wirtschaftliche oder kulturelle
Gewalt sowohl im öffentlichen als auch im
privaten Sektor, heißt es im Antrag unter
Verweis auf die positive Dimension des

Rechts auf Friedens nach der Santiago De-
klaration.
Die Abgeordneten berufen sich außerdem
auf entsprechende Beschlüsse der General-
versammlung und des Menschenrechtsra-
tes der Vereinten Nationen. Die Links-Frak-
tion fordert die Bundesregierung unter an-
derem auf, „sich innerhalb der UN-Gre-
mien für die Umsetzung des Rechts auf
Frieden im Sinne der Santiago Deklaration
durch Verankerung in einem völkerrechtli-
chen Vertrag einzusetzen und diesen in al-
lem politischen Handeln konsequent um-
zusetzen“. Weitere Forderungen zielen auf
die Beendigung sämtlicher Auslandseinsät-
ze der Bundeswehr und den Stopp aller
deutschen Rüstungsexporte. ahe T

Stabilität am Mittelmeer
ENTWICKLUNG Anträge zur Kooperation mit Nordafrika

Die Koalitionsfraktionen CDU/CSU und
SPD fordern die Bundesregierung auf, die
entwicklungspolitische Zusammenarbeit im
westlichen Mittelmeerraum auszubauen und
in Kooperation mit der Europäischen Union
gemeinsame Gesprächs- und Handlungs-
plattformen zu schaffen. Ein entsprechender
Antrag (19/15737) wurde mit Koalitions-
mehrheit gegen das Oppositionsvotum ver-
gangene Woche angenommen. Ein Antrag
der AfD-Fraktion mit dem Titel „Den afrika-
nischen Binnenmarkt stärken – Chancen für
die deutsche Wirtschaft nutzen – Migration
stoppen durch eine echte ;Perspektive Hei-
mat‘“ (19/15737) überwies das Parlament
in die Ausschüsse.
Handlungsbedarf sehen die Abgeordneten
von Union und SPD in Ländern wie Tune-

sien und Marokko unter anderem in den
Feldern Meeres- und Küstenschutz, Handel
und Beschäftigungsförderung sowie bei der
Bekämpfung von Schmuggel, Menschenhan-
del und Schleuserkriminalität.
Teile der Mittelmeerregion seien von
schlechter Regierungsführung, politischen
Krisen und fundamentalistischer Gewalt be-
troffen, welche die Wirtschaft, Liberalisie-
rung und Demokratisierung, aber auch per-
sönliche Freiheiten behinderten. Die Aufga-
be sei, Krisenregionen langfristig durch
strukturelle Reformmaßnahmen zu unter-
stützen, sie wirtschaftlich zu stärken, die
Menschenrechte zu wahren und als Partner
Europas zu gewinnen. Dadurch könne die
EU auch dem Terrorismus den sozio-ökono-
mischen Boden entziehen. joh T

Waffenruhe als Hoffnungszeichen
AUSWÄRTIGES Verhaltene Zuversicht bei den Fraktionen im Bundestag nach Normandie-Gipfel auf politische Lösung im Ukrainekonflikt

Die Fraktionen im Bundestag werten die Er-
gebnisse des jüngsten Treffens der Staats-
und Regierungschefs der Ukraine, Russlands,
Deutschlands und Frankreichs in Paris zur
Lösung des Ukrainekonflikts verhalten posi-
tiv. In einer Aktuellen Stunde auf Verlangen
der Koalitionsfraktionen von CDU/CSU und
SPD „zu den Ergebnissen des Normandie-
Gipfels zur Überwindung des Konflikts mit
Russland in der Ostukraine“ gab es vergan-
genen Donnerstag jedoch Zweifel daran, wie
ernsthaft insbesondere Russland an einer
politischen Lösung interessiert ist. Über-
schattet wurde die Debatte zudem von der
wechselseitigen Ausweisung russischer und

deutscher Diplomaten im Zusammenhang
mit einem Mord an einem georgischen
Staatsbürger in Berlin, bei dessen Ermittlun-
gen durch den Generalbundesanwalt auch
die Frage im Raum steht, ob russische staat-
liche Stellen verwickelt sind.
Außenminister Heiko Maas (SPD) nannte
die Ergebnisse des Pariser Gipfels einen „po-
litischen Erfolg“ und eine spürbare Erleich-
terung für die Menschen im Konfliktgebiet.
Es seien unter anderem ein Waffenstillstand,
ein Gefangenenaustausch, weitere Entflech-
tungen und mehr Übergangsstellen an der
Konfliktlinie vereinbart worden. Maas unter-
strich, dass es vor allem der Friedenskurs des
ukrainischen Präsidenten Wolodymyr Selen-
skyj gewesen sei, der Bewegung in die Um-
setzung des Minsker Abkommens gebracht
habe. Der Frieden im Donbass erfordere je-
doch mehr als den Willen der ukrainischen
Regierung. Die Beziehungen zu Russland
würden sich nur dann verbessern, „wenn die

Minsker Vereinbarung endlich umgesetzt
werden und die Souveränität der Ukraine
wiederhergestellt ist“, sagte Maas.
Armin-Paulus Hampel (AfD) kritisierte, dass
der Ukrainekonflikt ursprünglich durch eine
falsche deutsche
und europäische
Außenpolitik,
durch eine „ag-
gressive Expansi-
onspolitik der
Europäischen
Union“ ausgelöst
worden sei. Eine
Lösung sei nur
gemeinsam mit
Russland mög-
lich und in Ehrlichkeit gegenüber der Ukrai-
ne in Bezug auf die durch Russland besetzte
Krim: „Die Krim ist für die Ukraine verlo-
ren.“ Sie werde nie mehr zur Ukraine zu-
rückkehren – so wie der Kosovo nicht mehr

zu Serbien zurückkehren werde. „Das ist Re-
alpolitik, keine Traumpolitik“, sagte
Hampel.
Jürgen Hardt (CDU) rief seinem Vorredner
in Erinnerung, wer in diesem Konflikt der

Aggressor und
wer das Opfer
sei. Die Vereinba-
rungen des Pari-
ser Normandie-
Gipfels – einen
Waffenstillstand
bis Jahresende,
umfassender
wechselseitiger
Gefangenenaus-
tausch, weitere

Entflechtung an der Konfliktlinie, erweiterter
Zugang für die Beobachter der OSZE – seien
als ein Erfolg zu werten. Beim vereinbarten
Folgegipfel im Normandie-Format in vier
Monaten aber müsse der Abzug schwerer

Waffen auf den Tisch kommen werden, sag-
te Hardt.
Für Renata Alt (FDP) hielt sich die Euphorie
nach dem Treffen in Paris in Grenzen: Die
Ostukraine befinde sich weiter in einem
„dramatischen Ausnahmezustand“ und sei
de facto ein Protektorat Russlands. „Wir
können hier doch nicht von einem wahren
Durchbruch sprechen.“ Russlands Präsident
Wladimir Putin werde seinen Griff nach der
Ukraine nicht freiwillig lockern, er wolle ei-
ne ukrainische Verfassung nach seinem Gus-
to und er wolle das Land von Europa fern-
halten. Man dürfe weder ihm noch seinen
„Marionettenrepubliken im Osten der
Ukraine“ nachgeben.
Andrej Hunko (Die Linke) erinnerte wie ei-
nige Vorredner daran, dass es dem ukraini-
schen Präsidenten Selenskyj gelungen sei,
Bewegung in die Verhandlungen zu bringen:
„Vorher, unter Präsident Poroschenko, hieß
es immer: Das ist nicht möglich.“ Als „das

eigentlich dicke Brett“ auf dem Weg zu einer
politischen Lösung des Konflikts bezeichnet
Hunko die sogenannte Steinmeier-Formel:
Ein Sonderstatus für den Donbass, Wahlen
unter OSZE-Aufsicht und die Wiedererlan-
gung der Kontrolle über die eigene Grenze
durch die Ukraine.
Manuel Sarrazin (Grüne) warnte davor, Russ-
land in der in der Krim-Frage Zugeständnisse
zu machen und „das Ergebnis dieses Krieges
zu akzeptieren“: So säe man „den Boden für
neue Kriege und neues Leid“. Sarrazin be-
grüßte die Entflechtung, verwies aber auf
Folgeprobleme: Mit der Entflechtung an der
Konfliktlinie ziehe sich zwar das Militär zu-
rück, diese Räumen seien aber „graue Zo-
nen“ – ohne Polizei, ohne Staatsanwaltschaft
und ohne Gerichte. Auch mit Blick auf freie
und demokratische Wahlen sei es eine drän-
gende Frage, wie in der Ostukraine Sicher-
heit und Rechtsstaatlichkeit gewährleistet
werden können. Alexander Heinrich T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

»Wir dürfen weder
Putin noch seinen
Marionettenre-
publiken in der Ost-
ukraine nachgeben.«
Renata Alt (FDP)
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Sieg fürs Brexit-Lager
GROSSBRITANNIEN Premier Boris Johnson und seine Tory-Partei räumen bei der Unterhauswahl ab

D
ass das endgültige Ergeb-
nis dieser Adventswahl
lange nicht feststand, lag
an einem heftigen Sturm.
Weil dieser um die Scilly-
Inseln vor der Westspitze

von Cornwall tobte, konnten die dortigen
Urnen zunächst nicht zur Auszählung aufs
Festland gebracht werden. So konnte das Er-
gebnis des 650. und letzten Wahlkreises
rund um das liebliche Städtchen St. Ives erst
am Freitagnachmittag bekanntgegeben wer-
den.
Der Sieger war ein Konservativer – Symbol
für den politischen Sturm, der bei der Un-
terhauswahl am Donnerstag durch Großbri-
tannien fegte. Er habe die erste Dezember-
wahl seit 1923 nicht gewollt, hatte Premier-
minister Boris Johnson immer wieder be-
teuert, sei aber vom Parlament dazu ge-
zwungen worden. Offenbar fiel diese Argu-
mentation auf fruchtbaren Boden. Mit sei-
nem unablässig wiederholten Slogan „get
Brexit done“ (den EU-Austritt vollenden)
konnte der Vorsitzende der Tory-Partei Dut-
zende jener Wahlkreise gewinnen, die seit
Jahrzehnten stets treu für Labour votiert,
beim EU-Referendum im Juni 2016 aber ge-
gen die Parteiempfehlung für den Brexit ge-
stimmt hatten.
Am Ende entfielen auf die Torys – umgelegt
auf das gesamte Königreich unter Einschluss
Nordirlands – 43,6 Prozent und damit le-
diglich 1,2 Prozent mehr als bei der voran-
gegangenen Wahl im Juni 2017. Weil es

aber im Mehrheitswahlrecht auf den Ab-
stand zur nächstgrößten Partei ankommt
und Labour um 7,8 Prozent auf 32,2 Pro-
zent zurückfiel, gewann die seit knapp zehn
Jahren amtierende Regierungspartei netto
47 Parlamentsmandate hinzu. Johnson ver-
fügt nun über die klarste Mandatsmehrheit
im Unterhaus seit Tony Blairs zweitem Erd-
rutschsieg 2001. Hingegen entschieden sich
diesmal nur 203 Wahlkreise für die Arbei-
terpartei, die geringste Zahl seit 1935. Blairs
einst als völlig sicher geltender Bezirk Sed-
gefield (Grafschaft Durham) reihte sich ein
in die Phalanx jener Städte und Ortschaften
im Norden und in der Mitte Englands, die
diesmal für die Torys votierten.

Versöhnliche Töne Premier Johnson rea-
gierte betont bescheiden. Nach seinem Be-
such bei Königin Elizabeth II., die ihn er-
neut mit der Regierungsbildung beauftragte,
sprach der 55-Jährige vor seinem Amtssitz
in der Downing Street von seinem Wunsch,
die Brexit-müde Nation zusammenzufüh-
ren. Ausdrücklich wandte sich der Konserva-
tive an jene Wählerinnen und Wähler, die
erstmals ihr Kreuz bei seiner Partei gemacht
hatten, „womöglich mit zitternder Hand,
die warnende Stimme Ihrer Eltern und
Großeltern im Ohr“. Er werde das in ihn ge-
setzte Vertrauen rechtfertigen.
Ebenso sprach Johnson mit „Wärme und
Sympathie“ jene EU-Freunde an, die nicht
für ihn votiert hätten. Zwar müsse der Aus-
tritt zum vorgesehenen Termin Ende Januar

vollzogen werden: „Das Land hat eine Pau-
se vom ewigen Streit über den Brexit ver-
dient.“ Damit werde aber die Tür aufgesto-
ßen zu einer neuen Partnerschaft: Gemein-
sam werde man den Klimawandel und den
Terrorismus bekämpfen, eng bei Wissen-
schaft und Forschung sowie in der Sicher-
heitspolitik zusammenarbeiten.
Wie Bundeskanzlerin Angela Merkel und
andere europäische Staats- und Regierungs-
chefs gratulierte auch Ursula von der Leyen
dem britischen Kollegen zu
seinem Sieg. Das zukünftige
Verhältnis solle „so eng wie
möglich“ gestaltet werden,
betonte die EU-Kommissi-
onspräsidentin. An der Lon-
doner Börse verbesserte sich
das Pfund im Morgenhan-
del gegenüber dem Euro
um 1,3 Prozent. Wirt-
schaftsvertreter wie die Che-
fin des Industrieverbandes
CBI zeigten sich erleichtert
über die neu gewonnene
Klarheit.
Die frischgewählten Abgeordneten werden
am Dienstag dieser Woche erstmals zusam-
mentreten. Dann dürfte der erst Anfang No-
vember neugewählte Speaker des Unterhau-
ses, Labour-Mann Lindsay Hoyle, im Amt
bestätigt werden. Am Donnerstag soll die
Regierungserklärung, die sogenannte
Queen’s Speech, folgen; sie wird traditionell
von der Königin im Oberhaus verlesen. Den

EU-Austrittsvertrag wird der wiedergewählte
Premier noch vor Weihnachten im Parla-
ment einbringen, den Termin 31. Januar
werde er „ohne Wenn und Aber“ einhalten.
Mit einer Mini-Umbildung seiner Regierung
– unter anderem muss die zurückgetretene
Kulturministerin Nicola Morgan ersetzt wer-
den – will sich Johnson bis Montag Zeit las-
sen, einen größeren Umbau soll es erst im
Februar geben. Im Gespräch ist, dass das
Entwicklungshilfeministerium und das Aus-

wärtige Amt, zusammenge-
legt werden könnten wie
auch das Brexit-Ressort und
das Wirtschaftsministerium.
Während er im Unterhaus
weitgehend unangefochten
sein dürfte, erwarten John-
son schwierige Verhandlun-
gen mit den Vertretern der
beiden Landesteile Schott-
land und Nordirland, die
beide 2016 für den EU-Ver-
bleib gestimmt hatten. Ge-
stützt auf das hervorragende
Abschneiden ihrer National-

partei SNP, die 45 Prozent der Stimmen und
48 der 59 schottischen Unterhausmandate
holen konnte, bekräftigte die Edinburgher
Ministerpräsidentin und SNP-Chefin Nicola
Sturgeon am Freitag: „Schottland hat erneut
Nein zum Brexit gesagt.“ Bereits kommende
Woche will ihre Regierung einen detaillier-
ten Plan für das zweite Unabhängigkeitsrefe-
rendum binnen sechs Jahren vorlegen.

In der Downing Street will man davon
nichts wissen. Bei seinem Amtsantritt im Ju-
li verlieh sich Johnson den Titel des „Uni-
onsministers“, um sein Festhalten am ge-
samten Vereinigten Königreich zu demons-
trieren. Seither hat er angekündigt, er werde
Begehren aus Edinburgh ohne Antwort zu-
rückgehen lassen. Einem neuerlichen Refe-
rendum könne sein Parteifreund schon des-
halb nicht zustimmen, „weil er Gefahr
läuft, es zu verlieren“, analysiert Ex-Finanz-
minister George Osborne in schöner Offen-
heit. Tatsächlich gab es bei einer Umfrage
im Sommer erstmals eine Mehrheit in
Schottland für die Unabhängigkeit von
London, die bei der Volksabstimmung 2014
noch klar mit 55:45 Prozent abgelehnt wur-
de.
In Nordirland soll diese Woche eine neue
Gesprächsrunde über die Wiederherstel-
lung der Allparteien-Regionalregierung be-
ginnen. Bei der Unterhauswahl ergatterten
erstmals die nach Dublin orientierten ka-
tholischen Nationalisten mehr Sitze im bri-
tischen Unterhaus als die Königs-treuen
protestantischen Unionisten. Weil die je-
weils größten Parteien Sinn Féin und DUP
aber erheblich Stimmen zugunsten der
überkonfessionellen Allianzpartei verloren,
könnte Johnson eine günstige Gelegenheit
haben, die Geschwächten zur Einigung zu
drängen. Sebastian Borger T

Der Autor berichtet als freier
Korrespondent aus London.

Der britische Premier Boris Johnson nach seinem Sieg am vergangenen Freitag © picture-alliance/empics
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»Das Land hat
eine Pause

vom ewigen
Streit über
den Brexit
verdient.«

Boris Johnson
Premierminister

Mehrheit soll
in EU öfter
entscheiden
EUROPA Ursula von Leyen (CDU) war
noch Verteidigungsministerin, als sie 2018
auf der Münchner Sicherheitskonferenz be-
tonte: „Ziel ist: Wenn die nächste Krise
kommt,(...) dass wir als Europäer in der
Lage sind, zu entscheiden, zu handeln und
dann tatsächlich auch die richtigen Schritte
zu tun.“ Dafür brauche es neue Entschei-
dungswege in einer gemeinsamen Außen-
politik, konkret: Mehrheitsentscheidun-
gen, damit nicht einzelne Ländern Initiati-
ven blockieren könnten.
Inzwischen ist von der Leyen Präsidentin
der Europäischen Kommission und hat ih-
re Forderung wiederholt bekräftigt. Und
sie hat prominente Unterstützer: So spra-
chen sich die früheren Mitglieder des Euro-
päischen Parlaments, Elmar Brok (CDU),
Jo Leinen und Martin Schulz (beide SPD),
vergangene Woche im Europaausschuss
ebenfalls für einen Übergang zu qualifi-
zierten Mehrheitsentscheidungen in ausge-
wählten Politikbereichen der EU aus. „Wo
es keine Mehrheitsentscheidungen gibt,
funktioniert die Union nicht“, urteilte
Brok in dem öffentlichen Fachgespräch
und nannte beispielhaft die Außen- und
Sicherheitspolitik, die Sozialpolitik und
den Haushalt. Der Vertrag von Lissabon se-
he die Anwendung von Mehrheitsbeschlüs-
sen vor, betonte er. Doch müssten sie vom
Europäischen Rat einstimmig beschlossen
werden – was die Staats- und Regierungs-
chefs aber aus nationalem Eigeninteresse
meist verhinderten.
Eine qualifizierte Mehrheit kommt in der
EU zustande, wenn 55 Prozent der Mit-
gliedstaaten, die mindestens 65 Prozent
der EU-Bevölkerung vertreten, zustimmen.
Anders als bisher könnte Deutschland
dann überstimmt werden. Insgesamt ver-
leiht die qualifizierte Mehrheit den großen
Mitgliedstaaten aber gegenüber kleinen
und mittleren Staaten erheblich mehr Ge-
wicht, wie Kritiker warnen.

Erfolgsmodell Binnenmarkt Jo Leinen
nannte es gleichwohl „ein Armutszeugnis
erster Klasse, dass die EU in entscheiden-
den Fragen wie Menschenrechten und De-
mokratie nicht mit einer Stimme spricht“.
Er betonte, ohne Mehrheitsentscheid hätte
es den Europäischen Binnenmarkt, der
nicht nur wegen der damit verbundenen
hohen Umwelt- und Verbraucherschutz-
standards eine Erfolgsgeschichte sei, nie
gegeben. Mit Blick auf das Agieren Chinas
und der USA sowie die Herausforderungen
durch Digitalisierung und Klimawandel
konstatierte er: „Der Mehrheitsentscheid
muss in der EU zur Standardmethode in
Bereichen werden, in denen die Mitglied-
staaten allein nicht handlungsfähig sind.“
Der langjährige Präsident des Europäi-
schen Parlaments, Martin Schulz, bezeich-
nete den Willen zum gemeinsamen Han-
deln als überlebensnotwendig für die EU.
Den Staats- und Regierungschefs, die den
Europäischen Rat seiner Ansicht nach de
facto zu einem Organ der EU gemacht und
das Einstimmigkeitsprinzip so „durch die
Hintertür“ wiedereingeführt hätten, warf er
vor: „Das Problem sind Sie!“ Indem die
Staatenvertreter in Brüssel zuvorderst ihre
nationalen Interessen verträten, relativier-
ten sie die Effizienz der Gemeinschaftsme-
thode. Schulz sprach sich für eine „effi-
ziente Föderalisierung“ der EU aus, bei der
Kompetenzübertragungen auch Mehrheits-
entscheide nach sich ziehen sollten. Zu-
gleich müsse ein Rücktransfer von Kompe-
tenzen in die Mitgliedstaaten zugelassen
werden, da nicht alles auf EU-Ebene ent-
schieden werden müsse. Johanna Metz T

Anzeige

Gesichtswahrender Kompromiss
EUROPA Polen will ambitionierten Plänen der Kommission zur Klimaneutralität nicht folgen.

Statt eines klaren Signals für Klimaschutz
haben die EU-Mitgliedstaaten beim Gipfel
in Brüssel nur einen gesichtswahrenden
Kompromiss erreicht. Ende der Woche
blieb das fünftgrößte Mitgliedsland Polen
bei seinem Nein zu dem Ziel, Europa bis
2050 zum ersten klimaneutralen Kontinent
umzugestalten. Im Juni soll das Thema
beim EU-Gipfel erneut auf die Tagesord-
nung kommen.
Die neue EU-Spitze mühte sich sichtlich,
das Ergebnis als Erfolg darzustellen.
EU-Ratspräsident Charles Michel zählte
auf, dass im Mai nur acht EU-Mitgliedstaa-
ten das Ziel der Klimaneutralität unter-
stützt hätten, im Juni 24 und nun 27 Län-
der. EU-Kommissionspräsidentin Ursula
von der Leyen äußerte Verständnis für Po-
len. „Nicht jede Region hat denselben Aus-
gangspunkt“, sagte sie mit Blick auf die
starke Abhängigkeit des Landes von der
Kohle. „Wir erkennen an, dass der Über-
gang für Polen ein großer ist.“
Die Debatte zog sich bis nach Mitternacht
und wurden von Teilnehmern als „langes,
zähes Ringen“ dargestellt. Der polnische
Ministerpräsident Mateusz Morawiecki ver-
langte konkrete finanzielle Zusagen, die
ihm zum jetzigen Zeitpunkt niemand ge-
ben kann. Von der Leyen hat einen Über-
gangsfonds in Aussicht gestellt, der einen

Umfang von hundert Milliarden Euro ha-
ben soll. Details dazu will sie Anfang kom-
menden Jahres bekannt geben. Welcher
Anteil davon aber nach Polen fließen wird,
ist völlig offen.
Morawiecki forderte zudem Konzessionen
bei der Finanzplanung der EU für 2021 bis
2027. Anders als geplant soll die für Polen
so wichtige Strukturförderung nicht ge-
kürzt werden, so sein Petitum. Die Mit-
gliedstaaten sind mit den Haushaltsbera-
tungen aber nicht weit genug fortgeschrit-
ten, um solche Zusagen abzugeben.
Morawiecki ging noch weiter und forderte
für sein Land 20 Jahre mehr Zeit, um die
Klimaneutralität zu erreichen. Für die an-
deren EU-Länder würde dies bedeuten,
dass sie mehr CO2 einsparen müssten. Der
niederländische Premierminister Mark Rut-
te betonte in Brüssel, dass sein Land und
andere dies nicht hinnehmen würden:
„Wir werden nicht mehr tun.“

Klimaschutz als Hebel Wenn das Thema
im Juni wieder angeschnitten wird, dürfte
immerhin die EU-Finanzplanung klarere
Formen angenommen haben. Das könnte
erneute Verhandlungen mit Polen erleich-
tern. Gleichzeitig befürchten Diplomaten,
dass Polen das Thema Klimaschutz als He-
bel benutzt, um möglichst hohe Rückflüsse

aus dem EU-Haushalt durchzusetzen.
Von der Leyen hat auf dem Gipfel, nur ei-
nen Tag nachdem sie dem Europäischen
Parlament ihre ehrgeizigen Pläne für den
Klimaschutz vorgelegt hatte, erkennen
müssen, wie schwierig es sein wird, für ihr
Projekt einen Konsens zu finden. Sie ist
nicht nur auf die Rückendeckung der Mit-
gliedstaaten angewiesen, sondern benötigt
zusätzlich auch die Zustimmung der Euro-
paabgeordneten.
Am vergangenen Mittwoch hatte sie ihnen
einen Fahrplan mit 50 Einzelmaßnahmen
vorgestellt, dank derer Europa zum inter-
nationalen Vorreiter in Sachen Klima-
schutz werden soll. Nur wenn Europa eine
Vorbildfunktion einnehme, so ihre Argu-
mentation, dann könne es Länder wie Chi-
na und Indien davon überzeugen, mehr
für den Klimaschutz zu tun. Sie betont ger-
ne das Wachstumspotenzial ihrer Klimapo-
litik. Osteuropäische Länder wie Polen,
Tschechien und Ungarn fokussieren dage-
gen auf die Transformationskosten, die zu-
nächst anfallen.
Von der Leyen erklärte ihre Bereitschaft, in-
tensiv mit den Mitgliedstaaten zusammen
arbeiten zu wollen. Im Frühjahr will sie ein
Klimagesetz vorlegen, in dem das
CO2-Neutralitätsziel bis 2050 festgeschrie-
ben wird. Im Sommer soll ein Vorschlag

zum Zwischenziel für 2030 folgen.
Auch dieses Ziel wird umstritten sein. Um-
weltschützer sagen, dass die Mindestmarke
von 50 Prozent, die von der Leyen bereits
genannt hat, bei weitem nicht ausreicht.
Zahlreiche Länder werden sich aber gegen
den oberen Wert der genannten Bandbrei-
te, 55 Prozent, wehren. Weitere Initiativen
betreffen ein Aufforstungsprogramm für
Europa und eine Industriestrategie. Außer-
dem soll der Emissionshandel auf die See-
und Luftfahrt ausgeweitet werden.

Sozialer Ausgleich Aus dem Europäischen
Parlament kam Kritik, dass von der Leyens
Pläne die sozialen Auswirkungen des Kli-
maschutzes zu wenig berücksichtigen.
„Wenn Produkte und Energie teurer wer-
den, muss es einen Ausgleich für sozial
Schwächere geben“, forderte etwa Sven
Giegold (Grüne). Silke Wettach T

Die Autorin ist Korrespondentin der
„Wirtschaftswoche“ in Brüssel.

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper
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Kampf um Souveränität
WEISSRUSSLAND Russland will eine engere Anbindung, doch in Minsk regt sich Widerstand

I
m Minsker „Komarowski“-Markt
herrscht an diesem Samstagvormit-
tag Hochbetrieb. Vor allem die Kä-
setheken werden umlagert. „Auch
heute waren wieder Russen hier, wie
jedes Wochenende“, erzählt eine

Verkäuferin am Stand der Milchfabrik von
Pruschany am Rande des Bialowiescha-Ur-
walds. „Manche kaufen hier kilogramm-
weise Käse ein“, sagt die junge Frau la-
chend. Weißrussische Milchprodukte gel-
ten in Russland als viel schmackhafter als
die eigene Produktion. Auch sind viele An-
gebote billiger. Viele Rus-
sen fahren deshalb zu Ein-
kaufstouren nach Minsk,
wo sie wegen ihrer Finanz-
kraft gern gesehene Gäste
sind. „Der wahre Run be-
ginnt jedoch zum Neu-
jahr“, heißt es unter den
Marktstehern. Alle Hotels
in Minsk seien dann ausge-
bucht, denn in Russland
beginnen die Ferien. Das
kleine Nachbarland mit
seinen neun Millionen Ein-
wohnern an der Grenze zu
Polen, Litauen, Lettland und der Ukraine
wird von vielen Russen geschätzt, weil es
im Westen liegt, aber doch dezidiert östlich
ist. Und weil man dort problemlos alles
auf Russisch erledigen kann.
Das nachbarschaftliche Verhältnis, das vie-
le Minsker freut oder zumindest erheitert,
führt unter den Mächtigen beider Länder
regelmäßig zu Auseinandersetzungen. Seit
einem Jahr drängt Russland unter Präsi-
dent Wladimir Putin Weißrussland zur Er-
füllung des Staatenbundvertrags von 1999.
Doch der anfangs interessierte weißrussi-
sche Präsident Alexander Lukaschenko
wehrt sich seit der Krim-Annexion gegen
die Union. Gerade erst endeten zweitägige
Verhandlungen zwischen beiden Staats-
männern im Nichts. Die Gespräche in Pu-
tins Sommerresidenz in Sotschi, die mit ei-
nem Fest zum 20. Jubiläum der „Russisch-
Weißrussischen Union“ in Moskau abge-
schlossen wurden, resultierten in einer er-
neuten Verschiebung der vertieften Integra-
tion.
Im Kreml waren wieder einmal lange Ge-
sichter angesagt. Denn Lukaschenko vertei-
digt seit Jahren zäh jeden Millimeter seiner
Macht. Und die Tatsache, dass manche Be-

obachter meinen, nach 2024 bleibe Putin
nur der Ausweg einer Unionspräsident-
schaft, um legal im Kreml weiter zu regie-
ren, spornt Lukaschenko nur weiter an.
Denn so ostentativ die beiden Autokraten
ihre Freundschaft auch pflegen, auf per-
sönlicher Ebene verachtet der eine den an-
deren. Dass ausgerechnet ein einstiger Kol-
chos-Direktor ihm die Stirn bietet und
Moskau seit Jahren immer wieder aus-
trickst, ist für Putin besonders schmerzlich.
Nach Außen gibt man sich dennoch als gu-
te Freunde. Ein hochhausgroßes Graffiti

unweit des Minsker Haupt-
bahnhofs kündet dem Volk
von dieser Zuneigung. Auf
der einen Häuserfront steht
ein freundlicher Junge mit
Baseballmütze und russi-
schem Trachtenhemd, auf
der gegenüberliegenden
Seite lächelt eine fesche
Weißrussin mit Blumen-
kranz und bläst träume-
risch Seifenblasen in den
Himmel. Der junge Russe
schickt sich gerade an, dem
Mädchen einen Blumen-

strauß zu überreichen. „Minsk-Moskau“
verkündet ein roter Schriftzug über dem
blonden Paar. Zwischen die beiden Städte-
namen wurde ein Herz aus der weißrussi-
schen und russischen Flagge gesprayt.

Angst vor Besetzung Gut zwei Jahre ist es
her, da fand sich eines Morgens im Marge-
ritenkranz der jungen Weißrussin ein Sta-
cheldraht. Ein lokaler Sprayer hatte das of-
fizielle Geschenk eines russischen Graffiti-
künstlers kommentiert. Die Opposition
klatschte im Internet Beifall, während sich
die Stadtwerke schleunigst daran machten,
den Stacheldraht im Haarkranz wieder
zum Verschwinden zu bringen. Margeriten
und Blätterwerk mussten neu gesprayt wer-
den, ein hämisch im Internet kommentier-
ter Kraftakt der Zensoren. Der lokale
Künstler hatte das „Friede-Freude-Eierku-
chen“-Bild der Partnerschaft zwischen
Minsk und Moskau bekleckert und dabei
ausgesprochen, wovor sich viele kritische
Weißrussen fürchten: nämlich dass die rus-
sische Freundschaft auf eine Besetzung hi-
nausläuft.
Als sich Weißrussland vor 20 Jahren auf ei-
ne immer engere Partnerschaft mit Russ-
land verpflichtete, wurde ein drei Jahre zu-
vor noch zwischen Boris Jelzin und Luka-
schenko geschlossener loser Bruderbund in
eine rechtlich bindende Form gegossen.
Der neue Bundesstaat sollte mit einer
Währungsunion und Verfassung beginnen.
Später sollte es auch eine gemeinsame Re-

gierung und ein gemeinsames Parlament
geben, ein Präsident sollte das neue Staa-
tengebilde anführen. Daran erinnerte der
russische Regierungschef Dimitri Medwe-
dew im Dezember 2018 bei einem Besuch
in der westlichen weißrussischen Grenz-
stadt Brest. Der Russe stellte Lukaschenko
ein Ultimatum: Ohne Union bis Ende
2019 gebe es für Weißrussland keine Wirt-
schaftshilfe mehr von Russland.
Seitdem betont der autokratisch regierende
Lukaschenko wieder vermehrt Weißruss-
lands Unabhängigkeit. „Ich werde nichts
unterschreiben, was die Souveränität Weiß-
russlands untergräbt“, versprach er Mitte
November in Minsk bei seiner Stimmabga-
be bei den weißrussischen Parlamentswah-
len. Gleichzeitig demonstriert er in einem
Seiltanz seine Nähe zu Russland. „Wir wer-
den uns nie mit irgendjemandem gegen
Russland verbünden“, versprach er im
Herbst, „doch wir werden unsere Unab-
hängigkeit noch stärken, was immer uns
das auch kosten wird.“
„Lukaschenko hat inzwischen verstanden,
dass Weißrussland bei einer solchen Union
nur das fünfte Rad am Wagen wäre“, er-
klärt der Politologe Walery Karbalewitsch
in einem Café am gerade renovierten Sie-
gesplatz in Minsk. In zähen Verhandlun-
gen mit dem Kreml sei deshalb erreicht
worden, dass am 20. Dezember zunächst
nur Wirtschaftsverträge unterschrieben
würden. Dabei handelt es sich um 31 so
genannte Roadmaps von der Agrarpolitik
bis zur Harmonisierung der Steuergesetze.

„Lukaschenko wird am Ende unterschrei-
ben, und danach werden beide Seiten die
Verträge auf ihre Art interpretieren“, ver-
mutet Karbalewitsch. Der Kreml werde auf
Vertragserfüllung drängen, bevor wieder
Hilfe flösse, Lukaschenko wiederum darauf
verweisen, dass man Einzelfragen einer
späteren Klärung überantwortet habe.
Die Unterzeichnung der verbleibenden
Roadmaps wurde am Rande der Jubilä-
umsfeiern verschoben. Die russisch-weiß-
russischen Verhandlungen über die vertief-
te Integration werden ab dem 20. Dezem-
ber fortgesetzt.

Notwendige Kredite Minsk verknüpft mit
den Verträgen die dringende Hoffnung, die
einst großzügige Wirtschaftshilfe durch
Russland zu deblockieren. Jahrelang hat
Russland dem Nachbarstaat großzügig Kre-
dite erteilt und mit Erdöl und Erdgas weit
unter dem Weltmarktpreis beliefert. Dies
erlaubte es Lukaschenko, ein fast sowjeti-
sches Modell des Staatskapitalismus auf-
rechtzuerhalten und Sozialgeschenke an
die Bevölkerung zu verteilen. Wertvolle De-
visen verschaffte sich Weißrussland vor al-
lem mit der Veredelung von Rohöl, von
dem es aus Russland weit mehr als den Ei-
genbedarf bezog. Laut vorsichtigen Schät-
zungen der weißrussischen Opposition be-
lief sich diese direkte und indirekte russi-
sche Subventionierung bis 2017 auf fast
90 Milliarden Euro.
Diese Wirtschaftshilfe ist umso wichtiger,
weil auch Weißrussland unter der russi-

schen Wirtschaftskrise leidet. Schließlich
sind beide Wirtschaftsräume schon jetzt
dank der „Eurasischen Zollunion“ eng mit-
einander verknüpft.
Inzwischen hat sich Weißrussland aller-
dings ökonomisch merklich reformiert,
auch wenn Lukaschenko offiziell sehr vor-
sichtig ist und in bester Sowjettradition
immer wieder Industriebetriebe und Land-
wirtschaftsbetriebe besucht. Zwar domi-
niert immer noch der Staatssektor, doch
private Unternehmen steuern bereits fast
die Hälfte des Bruttoinlandsprodukts bei.
Vor allem im weitgehend
privaten IT-Sektor hat sich
ein Wirtschaftszweig entwi-
ckelt, der weit weniger von
Russland abhängig ist als
die klassische Industrie.
„Die Zeit der weißrussi-
schen Traktoren und Last-
wagen läuft langsam ab“,
freut sich ein junger Pas-
sant unweit des „Koma-
rowski“-Marktes. Der be-
tont hipp gekleidete Weiß-
russe arbeitet als Program-
mierer und verdient in
Minsk mindestens das Vierfache seiner
einstigen Studienkollegen, die in Staatsbe-
trieben beschäftigt sind.
Mit seiner Freundin besucht er gerade ein
Geschäft, das vor ein paar Jahren sofort
von Lukaschenkos Sicherheitskräften ge-
schlossen worden wäre. „LSTR Adziennie“
bietet patriotische Mode an, modern und
augenzwinkernd. Und dazu nicht billig,
doch an Kunden mangelt es nicht. „Auch
Russen kaufen hier manchmal ein; am bes-
ten läuft bei ihnen das Gefängniswagen-
T-Shirt“, lacht die Verkäuferin, die konse-
quent Weißrussisch spricht, eine Sprache,
die man im öffentlichen Raum in Minsk
überhaupt nicht hört.
Jahrelang wurde die eigene Sprache vom
Russischen verdrängt, eine Politik, die Lu-
kaschenko selbst vehement verfolgt hatte.
Doch inzwischen gibt es riesige Werbepos-
ter mit weißrussischen Redewendungen,
die der Förderung der lange verpönten
Muttersprache dienen sollen. Die Plakatak-
tion wird von Lukaschenkos autoritärem
Staatsapparat toleriert.
Unter vielen Weißrussen gilt Russland als
reicher Nachbar; vor allem im Osten des
Landes arbeiten Hunderttausende in Russ-
land, wo die Löhne immer noch besser
sind als Zuhause. Außerhalb Minsks müs-
sen viele mit gut 200 Euro pro Monat über
die Runde kommen. „Eine echte Union
zwischen Minsk und Moskau wäre eine gu-
te Sache“, meint unweit des Minsker Sie-
gesplatzes eine knapp 50-jährige Passantin.

„Dann ginge es auch uns wirtschaftlich
wieder besser“, sagt die Staatsangestellte,
deren Schwester seit Jahren immer wieder
in Sankt Petersburg arbeitet. „Der Zerfall
der Sowjetunion ist eine Tragödie“, meint
auch der etwa gleichaltrige Privatunterneh-
mer Dima. „Eine Union wäre zumindest
der Beginn einer Korrektur alter Fehler.“
Viele jüngere Passanten sind jedoch skep-
tisch: „Wer sich nach russischen Verhältnis-
sen sehnt, kann ja gen Osten ausreisen“,
betont die Studentin Anna auf. „Hier ist
Weißrussland und wir wollen unabhängig

bleiben.“
Laut einer Umfrage des un-
abhängigen, aber eher op-
positionellen „Weißrussi-
schen Analytischen Insti-
tuts“ (BAW) befürworteten
Ende September 55 Pro-
zent der Weißrussen eine
Union mit Russland; nur
25 Prozent würden der EU
beitreten wollen. 20 Pro-
zent waren unentschieden.
Bei Nachfragen allerdings
wollte nur jeder siebte Uni-
onsbefürworter eine voll-

ständige Integration mit Russland, den
„Anschluss“ sozusagen.

Kreml-Spielplätze in Minsk Während
sich der Autokrat Lukaschenko in Hinhal-
tetaktik übt und vor dem nächsten Treffen
mit Putin wieder die Souveränität Weiß-
russlands betont, stehen in Minsk weiter-
hin viele Zeichen auf Russland. Es ist ein
sanftes, doch dezidiertes Werben, das im
Kleinen beginnt, aber im Großen enden
könnte. Davon zeugen Herzen in den rus-
sischen Landesfarben, Briefmarken, die die
Union mit dem östlichen Bruderstaat zele-
brieren – und sogar Kreml-Spielplätze. Ei-
ner von ihnen steht unweit der Nationalbi-
bliothek im Osten der Zwei-Millionen-
Stadt inmitten einer modernen Wohnanla-
ge. Neben dem Moskauer Kreml, der in
Form von Klettertürmen und Rutschbah-
nen nachgebildet wurde, sitzen an diesem
kaltgrauen Herbsttag nur ein paar Großel-
tern mit ihren Enkeln auf den Bänken.
„Weißrussland soll selbstständig bleiben,
aber Putin wird es am Ende eh fressen“,
vermutet der Rentner Wladimir, ein frühe-
rer Polizeibeamter. Dagegen protestiert Ele-
na: „Ich verstehe nichts von Politik, aber
die EU ist mir viel näher, und ich hoffe,
wir gehen in diese Richtung.“ Die Inge-
nieurin ist überzeugt: „Die Zukunft meiner
Enkel liegt im Westen.“ Paul Flückiger T

Der Autor ist freier
Korrespondent in Warschau.

Ein Graffiti an einem Wohnkomplex in Minsk soll die tiefe russisch-weißrussische Freundschaft illustrieren. Doch das Treffen der Präsidenten Alexander Lukaschenko li.) und Wladimir Putin (re,) Anfang Dezember im russischen Sotschi offenbarte einmal mehr große Interes-
senunterschiede. Während Russland seinen wichtigsten Verbündeten in Europa enger an sich binden und Putin so seine Macht sichern will,, hofft Lukaschenko vor allem auf Wirtschaftshilfen und pocht auf die Unabhängigkeit seines Landes. © Andrei Liankevich

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Kreml-Spielplatz im Osten von Minsk: Klettertürme und Rutschbahnen nach Moskauer
Vorbild. © Andrei Liankevich
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Dima, Privatunternehmer

in Minsk
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E
s war ja nicht so, dass niemand
etwas geahnt hätte. Im Gegen-
teil. Der syrische Kurde Lok-
man D. wunderte sich schon
im Spätsommer 2015 über den
schrägen Vogel, mit dem er ei-

nige Wochen ein Zimmer der Flüchtlings-
unterkunft im niederrheinischen Emmerich
teilte. Ein unerträglicher Frömmler, der sei-
ne Mitbewohner mit penetranten Hinwei-
sen auf die einzig gottgefällige und koran-
gemäße Lebensgestaltung nervte. Mehr
noch: Auf seinem Mobiltelefon fanden sich
Fotos bärtiger Gestalten mit Kalaschnikows,
nach seinen Worten IS-Kämpfer in Syrien,
die er stolz herumzeigte. Für Lokman D.
stand fest: Der Kerl „war eine extremisti-
sche Person und nicht gekommen, um Blu-
men an die Deutschen zu verteilen“.
Stattdessen kaperte der Tunesier Anis Amri
am 19. Dezember 2016 einen Schwerlaster,
ermordete den Fahrer und preschte in den
Weihnachtsmarkt auf dem Berliner Breit-
scheidplatz. Zwölf Tote und 55 Verletzte
waren die Bilanz des bislang opferreichsten
radikalislamischen Terroranschlags in
Deutschland. In Nordrhein-Westfalen und
Berlin, den beiden Bundesländern, in de-
nen Amri nach seiner Einreise Anfang Juli
2015 die meiste Zeit verbracht hatte, haben
sich seither zwei Sonderermittler der jewei-
ligen Landesregierungen sowie zwei parla-
mentarische Untersuchungsausschüsse der
Aufarbeitung gewidmet.
Mittlerweile ist Amri unter rund 800.000
Migranten, die im Laufe des Jahres 2015
Deutschland erreichten, der posthum wohl
am gründlichsten Durchleuchtete. Damals
dauerte es knapp ein halbes Jahr, bis seine
Identität zweifelsfrei feststand. Bis dahin
war er den Behörden unter anderem als
Anis Amir, Mohammed Hassa, Mohammed
Hassan, Ahmed al Masri, Ahmed Zaghloul,
Ahmed Zahrour bekannt gewesen.

Hinter Gittern Heute wissen wir, dass Am-
ri vor seiner Ankunft in Deutschland gut
dreieinhalb Jahre in Italien hinter Gittern
verbracht hatte. Nicht zuletzt bescherte ihm
der Knastaufenthalt sein radikalislamisches
Erweckungserlebnis. Nach eigenen Worten
lernte er dort „gute Leute“ kennen, die ihm
den „wahren Weg“ gezeigt hätten.
Nach Syrien in den Heiligen Krieg zu zie-
hen, war seither ein Lebensprojekt, auf das
Amri wiederholt zurückkam. In Deutsch-
land sei er allein, um dafür das nötige Geld
aufzutreiben, vertraute er im Herbst 2015
Mitbewohnern in Emmerich an. Italien mit
seiner insgesamt geringeren finanziellen
Großzügigkeit gegenüber Asylbewerbern
schien ihm dazu weniger geeignet.
Amri lebte in der Überzeugung, dass Allah
seinen Gläubigen gestatte, sich auf Kosten
Ungläubiger durch Raub zu bereichern.
„Ich begehe Straftaten, um den Ungläubi-
gen zu schaden“, lautete in den Worten ei-
nes Krefelder Polizeibeamten, der im Okto-
ber 2015 einen „Prüffall Islamismus“ gegen
Amri eröffnet hatte, dessen Maxime. Zu-
gleich lässt sich ihm ein gewisser Familien-
sinn nicht absprechen. In einem Telefonat
mit seiner Mutter bedankte diese sich im
Sommer 2016 dafür, dass der Sohn ihr
1.500 Euro aus seinen Drogengewinnen
hatte zukommen lassen.
All dies sind Erkenntnisse aus öffentlichen
Sitzungen des Bundestags-Untersuchungs-
ausschusses, der sich seit März 2018 mit
Vorgeschichte und Folgen des Breitscheid-
platz-Attentats befasst. Hätte sich der An-
schlag verhindern lassen, und wenn ja, wa-
rum ist dies nicht geschehen, lautet wie im
Berliner Abgeordnetenhaus und im nord-
rhein-westfälischen Landtag auch hier die
Frage. Anders als in deren Ausschüssen liegt
der Fokus freilich auf der Rolle und dem
möglichen Versagen von Bundesbehörden.
War es glaubhaft, als der damalige Präsi-
dent des Bundesamtes für Verfassungs-
schutz (BfV), Hans-Georg
Maaßen, beteuerte, Amri
sei ein „reiner Polizeifall“
gewesen, mit dem sein Amt
„nur am Rande“ befasst ge-
wesen sei? Traf die Behaup-
tung zu, außer dem Bun-
desamt für Migration und
Flüchtlinge (Bamf) habe
sich keine Bundesbehörde
mit dem Mann befasst? War
Amri tatsächlich ein Einzel-
täter? Warum wurde sein
Vertrauter Bilel ben Ammar
sechs Wochen nach dem
Anschlag abgeschoben, obwohl sich der
Verdacht einer Tatbeteiligung nicht restlos
ausräumen ließ? „Das große Mysterium ist,
wie der Top-Gefährder von allen ausgerech-
net den schlimmsten salafistischen An-
schlag begehen und sich wie unter einer
Käseglocke bewegen konnte“, formulierte
der Grüne Konstantin von Notz bei Beginn
der Ermittlungen und deutete damit eine
viel weiter gehende Frage an: Wurde Amri
gedeckt?

Aha-Momente In den 22 Monaten seines
Wirkens hat der Ausschuss mehrere Aha-
Momente erlebt, zuletzt im November, als
ein Beamter des nordrhein-westfälischen
Landeskriminalamts den damaligen Spit-
zen des Bundeskriminalamts (BKA) und
des Bundesinnenministeriums vorwarf, sie
hätten versucht, einen hochkarätigen Infor-
manten seiner Behörde zu diskreditieren,
und damit auch Ermittlungen gegen Amri
faktisch sabotiert (siehe Beitrag rechts).
Ähnlich war es, als im September 2018 eine
BfV-Mitarbeiterin aussagte, sie habe bereits

im Januar 2016 eine Personenakte über
Amri angelegt und diesen auch mit „nach-
richtendienstlichen“ Mitteln bearbeiten las-
sen. Also doch kein „reiner Polizeifall“?
Und schon im Juni 2018 hatte die Mittei-
lung, dass mit dem BKA eine weitere Bun-
desbehörde Amri seit Ende 2015 auf dem
Radar hatte, die Abgeordneten aufhorchen
lassen. Der spätere Attentäter war als Kon-
taktperson einer mutmaßlichen Terrorzelle,
gegen die sich ein polizeilicher „Gefahren-
Abwehrvorgang“ (GAV) mit Decknamen
„Lacrima“ richtete, in den Blick der Ermitt-
ler geraten.
„Das war etwas, was ich bisher in der Form
noch nicht wusste“, kommentierte damals
die Grünen-Obfrau Irene Mihalic. „Bisher
wurde ‚Lacrima‘ nicht mit Amri in Verbin-

dung gebracht“, wunderte
sich auch ihr FDP-Kollege
Benjamin Strasser. Bekannt
war, dass Amri in einer
Operation des nordrhein-
westlichen Landeskriminal-
amts, der Ermittlungskom-
mission (EK) „Ventum“, als
„Nachrichtenmittler“ ge-
führt wurde. Die EK „Ven-
tum“ befasste sich seit dem
Sommer 2015 mit dem
„Deutschen Islamkreis“ um
den Hassprediger Abu Wa-
laa, dessen Protagonisten

derzeit in Celle vor Gericht stehen.
Der GAV „Lacrima“ betraf sieben Tunesier,
die 2014 eingereist waren, um einen An-
schlag vorzubereiten. Seit Februar 2015 hat-
te das BKA sie im Blick, im Spätherbst
tauchte Amri in ihrem Umfeld auf. In der
zweiten Jahreshälfte 2015 kondensierten
sich die gewonnenen Erkenntnisse zu ei-
nem Ermittlungsverfahren unter der Be-
zeichnung „Eisbär“ gegen den Tunesier Sa-
bou Saidani und zwei weitere in Berlin le-
bende Landsleute, die sich telefonisch gele-
gentlich darüber austauschten, die „Säulen
von Berlin“ müssten „einstürzen“, die Stadt
solle „brennen“. Amri selbst wollte im
Herbst 2016 gemeinsam mit dem Tschet-
schenen Magomed Ali Chamagow und
dem französischen Konvertiten Clément
Baur das Berliner Gesundbrunnen-Center
in die Luft sprengen, zeitgleich mit An-
schlägen in Brüssel und Paris.
Aus all dem ergibt sich das Bild eines von
deutschen Behörden unterschätzten Amri.
Der Mann war kein Spontan-Attentäter. Er
war ein international vernetzter Islamist,

der, wenn er nicht gerade mit Drogen han-
delte, immer wieder Anschlagspläne
schmiedete. Unter den Anhängern Abu Wa-
laas prahlte Amri, es sei ihm ein Leichtes,
in Italien oder Frankreich Schnellfeuerge-
wehre zu beschaffen.
In der Zeit seines Deutschland-Aufenthaltes
2015/16 tauchte Amris Name in mindes-
tens drei Ermittlungsverfahren gegen die ra-
dikalislamische Szene auf, ohne dass sich
daraus je ein konsistentes Bild seiner Per-
son ergab. Als im BKA Ende 2015 in müh-
samer Puzzle-Arbeit Amris Identität geklärt
wurde, war dort zunächst unbekannt, dass
Nordrhein-Westfalens Polizei ihn bereits
als gefährlichen Islamisten im Visier hatte.
Im November 2015 und Februar 2016 regte
das Düsseldorfer Landeskriminalamt (LKA)
an, das BKA möge die Er-
mittlungen gegen Abu Wa-
laa und seine Anhänger an
sich ziehen, beide Male
vergeblich.
Ist es denkbar, dass ein der-
maßen vernetzter Terrora-
spirant wie Amri als Einzel-
täter agierte? Von Zeugen
aus dem BKA sind differen-
zierte Einschätzungen zu
hören. Gewiss habe Amri
im Freundeskreis wohl Un-
terstützung erfahren. Es ge-
be sogar einen namentlich
bekannten Hintermann, einen gewissen
Mouadh Tounsi alias „Momo1“, mit dem
Amri wenige Minuten vor dem Anschlag
Nachrichten austauschte. Freilich habe sich
„Momo1“ weder eindeutig identifizieren
noch lokalisieren lassen.

Eilig abgeschoben Abgesehen davon sei
es nicht gelungen, Mittäter im engeren Sin-
ne ausfindig zu machen. Dies gelte auch
für Amris Kumpel Bilel ben Ammar, der
das Interesse des Ausschusses erregt hatte,
weil er am Vorabend des Attentats noch mit
Amri zusammengesessen hatte, danach
zehn Tage lang verschwunden war und am
1. Februar 2017 in aller Eile abgeschoben
wurde. Er hatte zuvor mit der Begründung
des Sozialhilfebetrugs vier Wochen lang in
Untersuchungshaft gesessen, wo er zweimal
von BKA-Beamten vernommen wurde.
Denen erzählte Ben Ammar, er habe sich
am Vorabend des Anschlages mit Amri über
Fragen des Ausländerrechts unterhalten. Ei-
ner Kriminaldirektorin des BKA verdankt
der Ausschuss den Hinweis, Amri könnte

zu dieser Zeit den Termin des Attentats
noch nicht abgesehen haben. Sein Problem
sei gewesen, dass man moderne Lkw nicht
einfach kurzschließen kann, um sie zu star-
ten. So sei er seit Ende November 2016 auf
der Suche nach einem Fahrzeug mit pas-
sendem Zündschlüssel gewesen, ohne zu
wissen, wann er fündig würde.

Zweifel am Verfassungsschutz Da Ben
Ammar kein konkreter Tatbeitrag nachzu-
weisen, andererseits absehbar war, dass der
Haftbefehl gegen ihn keinen Bestand ha-
ben werde, entschlossen sich die Zuständi-
gen, ihn außer Landes zu schaffen. „Wir
wollten alles in unserer Macht Stehende
tun, um zu verhindern, dass Ben Ammar in
Deutschland wieder auf freien Fuß

kommt“, sagte die damalige
Innen-Staatssekretärin Emi-
ly Haber dem Ausschuss.
„Für uns war der ausländer-
rechtliche Umgang mit den
Fall Amri eine dramatische
Warnung, wie dringlich die
Durchsetzung der Ausreise-
pflicht bei Gefährdern ist.“
Nicht ausgeräumt sind na-
mentlich im Oppositionsla-
ger Zweifel an der Rolle des
Verfassungsschutzes. Hatte
Maaßen mit der Behaup-
tung, Amri sei ein „reiner

Polizeifall“ gewesen, die Öffentlichkeit an-
gelogen? Diesen Eindruck schien die Ent-
hüllung der Existenz einer Personenakte
Amri seit Anfang 2016 zunächst zu bestäti-
gen. Jedoch relativierte die Zeugin, die das
Dossier angelegt hatte, selbst das Gewicht
ihrer Aussage: Das gesammelte Material ha-
be nur einen schmalen Ordner gefüllt, die
Federführung in der Tat bei der Polizei ge-
legen.
In der Folge hörte der Ausschuss eine Reihe
von Verfassungsschützern, die unisono be-
teuerten, ihre Behörde habe keine eigenen,
über den polizeilichen Informationsstand
hinausreichenden Erkenntnisse über Amri
gewonnen. Das einzige „nachrichtendienst-
liche“ Mittel, das gegen ihn eingesetzt wor-
den sei, habe darin bestanden, V-Leuten in
der islamistischen Szene Porträtfotos vor-
zulegen mit der Frage, ob ihnen der Mann
bekannt war. „Überwacht“ worden in dem
Sinne, dass der Verfassungsschutz ihn of-
fensiv ausgespäht hätte, sei Amri nie.
Der Ausschuss musste sich auch den nach-
richtendienstlichen Begriff des „Umfeldes“

erklären lassen, um zu verstehen, warum
der Verfassungsschutz zwar über einen
V-Mann in der Fussilet-Moschee in Berlin-
Moabit verfügte, wo Amri ein und aus ging,
und dennoch darauf beharrte, er habe in
dessen „Umfeld“ keine „Quelle“ besessen.
Das „Umfeld“ sei „nicht objektbezogen,
sondern personenbezogen“ zu definieren.
Also sei der V-Mann, weil nicht auf Amri

angesetzt, auch nicht dessen Umfeld zuzu-
rechnen gewesen.
Kann es sein, dass ihm Amri gar nicht auf-
gefallen ist? Der Verfassungsschutz lehnt
die Vernehmung des zuständigen V-Mann-
Führers durch den Untersuchungsausschuss
strikt ab. Liberale, Linke und Grüne haben
dagegen vor dem Bundesverfassungsgericht
geklagt. Winfried Dolderer T

Blick auf den vergangene Woche in der Abenddämmerung leuchtenden Weihnachtsmarkt auf dem Breitscheidplatz. Der Anschlag auf den Markt jährt sich in diesem Dezember zum dritten Mal. © picture-alliance/dpa / Ch.. Soeder

Ein gut vernetzter Islamist
FALL AMRI Vor drei Jahren starben zwölf Menschen bei dem Terroranschlag auf dem Berliner
Breitscheidplatz. Der Attentäter sah sich als Soldat im Dschihad

Aussage gegen Aussage
U-AUSSCHUSS BKA-Zeuge dementiert Vieraugengespräch

Er hätte sich gerne vereidigen lassen. Geht
leider nicht vor einem Parlamentsaus-
schuss. Wie aber sonst glaubhaft machen,
dass er nicht gesagt hat, was er gesagt ha-
ben soll? Das sei, klagte der Zeuge Philipp
K., das „Perfide“ an einem Vieraugenge-
spräch. Man kann nichts beweisen: „Ich
kann Ihnen nur versichern, dass ein sol-
ches Vieraugengespräch mit diesem Inhalt
mit Sicherheit nicht stattgefunden hat.“
Der Satz fiel in der vorigen Woche, als der
Untersuchungsausschuss zum Anschlag auf
dem Breitscheidplatz über ein einziges Da-
tum verhandelte, den 23. Februar 2016.
Den Tag, als in einem Sitzungssaal der
Bundesanwaltschaft in Karlsruhe Amtsträ-
ger mehrerer Sicherheitsbehörden zusam-
menkamen. Drei Bundesanwälte, zwei Be-
amte aus dem Bundeskriminalamt (BKA),
darunter der Zeuge K., Vertreter der Lan-
deskriminalämter in Nordrhein-Westfalen
und Niedersachsen.

Kompromiss Zur Debatte stand die Glaub-
würdigkeit eines Informanten, der seit vie-
len Jahren als „Vertrauensperson“, also
„VP“, mit der Ziffer „01“ für das Düsseldor-
fer Landeskriminalamt (LKA) in der radi-
kalislamischen Szene unterwegs war. Unter
anderem hatte er Erkenntnisse über den
späteren Breitscheidplatz-Attentäter Anis
Amri beschafft. Der damalige Leiter der EK
„Ventum“ im nordrhein-westfälischen
LKA, Hauptkommissar M., hielt den Mann
für absolut hochkarätig. Im Bundeskrimi-
nalamt herrschte die Ansicht, dass er
Schrott lieferte.
Das brachte wiederum die Bundesanwälte
in ein Dilemma. Die VP01 war ihr wich-
tigster Gewährsmann im Ermittlungsver-
fahren gegen den Hildesheimer Hasspredi-
ger Abu Walaa und seinen „Deutschen Is-

lam-Kreis“. Daher das Treffen in Karlsruhe,
das mit einem Kompromiss endete: Das
Bundeskriminalamt blieb bei seiner Bewer-
tung der von der VP01 gelieferten Erkennt-
nisse, wollte aber deutlicher herausstrei-
chen, dass es den Mann für subjektiv
glaubwürdig halte.
Am 14. November 2019 hatte der Düssel-
dorfer Hauptkommissar M. dem Untersu-
chungsausschuss Ungeheuerliches berich-
tet: Nach der Besprechung habe ihm der
BKA-Kollege K. anvertraut, „ganz oben“ sei
beschlossen worden, die VP01 „aus dem
Spiel“ zu nehmen, weil sie „zu viel Arbeit“
mache. Das war das Vieraugengespräch,
von dem der BKA-Mann K. seither in den
höchsten Tönen beteuert, es habe so nie
stattgefunden.

Bestätigt Vor seinem Auftritt hatte der
Ausschuss allerdings den Bundesanwalt
Dieter Killmer gehört, der bestätigte, dass
Hauptkommissar M. unmittelbar anschlie-
ßend sowohl ihm wie auch seinen Kolle-
gen Claudia Gorf und Horst Salzmann im
Zustand höchster Empörung von K.s Mit-
teilungen erzählt habe. Warum hätte er
sich damals so etwas ausdenken sollen?
Und dann dreieinhalb Jahre darüber
schweigen?
Die Sitzungen des Ausschusses pflegen mit
dem gravitätischen Hinweis zu beginnen,
dass auf uneidliche Falschaussagen drei bis
fünf Jahre Haft stehen. Wer also hat sich
jetzt in den Knast geredet? wid T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Der Aufenthalt
im Knast

bescherte ihm
sein radikal-

islamistisches
Erweckungs-

erlebnis.

Es ergibt sich
das Bild

eines von
deutschen
Behörden

unterschätzten
Amri.
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Mosaik nur vom Meister
HANDWERK Höhere Hürden für Selbstständigkeit in zwölf Berufen.

Eine bestandene Meisterprüfung ist künftig
wieder in mehr Handwerksberufen die Vo-
raussetzung für die Selbstständigkeit. Das
besagt ein vergangene Woche von allen
Fraktionen außer den Grünen, die sich ent-
hielten, beschlossenes Gesetz (19/14974).
Die sogenannte Meisterpflicht war 2004
für 53 Gewerke abgeschafft worden. Dies
habe zwar zu mehr Betriebsgründungen
geführt, aber auch zu Qualitätsproblemen,
unter denen der Ruf des Handwerks gelit-
ten habe, und zu vielen Insolvenzen, sagte
Jens Koeppen (CDU).

Auch für Orgelbauer Jetzt wird die Meis-
terpflicht für zwölf Berufe wieder einge-
führt, nämlich für Fliesen-, Platten- und
Mosaikleger, Betonstein- und Terrazzoher-
steller, Estrichleger, Behälter- und Appara-
tebauer, Parkettleger, Rollladen- und Son-
nenschutztechniker, Drechsler und Holz-
spielzeugmacher, Böttcher, Glasveredler,
Schilder- und Lichtreklamehersteller,
Raumausstatter sowie Orgel- und Harmo-

niumbauer. Die Beschränkung auf zwölf
Berufe begründete Bundeswirtschaftsmi-
nister Peter Altmaier (CDU) mit dem Eu-
roparecht, aber auch mit der grundgesetz-
lich geschützten Berufsfreiheit. Beides er-
fordere besondere Begründungen für die
Meisterpflicht. Der Gesetzesbegründung
zufolge handelt es sich um Berufe mit ho-
hen Sicherheitsanforderungen beziehungs-
weise mit kulturell wertvollem Wissen, das
weitergegeben werden soll.
Tino Chrupalla (AfD) zeigte sich erfreut,
„dass unsere Forderungen einmal umge-
setzt werden“. Deshalb stimme seine Frak-
tion zu, auch wenn sie sich die Meister-
pflicht für wesentlich mehr Gewerke ge-
wünscht hätte. Dass das Europarecht dem
entgegenstehen würde, bestritt Chrupalla.
So ließe sich der Schutz von Kulturgut für
wesentlich mehr Gewerke als Begründung
für die Meisterpflicht anführen. Ein von
der AfD-Fraktion eingebrachter Gesetzent-
wurf (19/11120) mit dem Ziel, „die Meis-
terpflicht für alle zulassungspflichtigen
Handwerksberufe wiedereinzuführen“,
wurde von allen anderen Fraktionen abge-
lehnt. „Mit Lösungen von gestern können
Sie keine Probleme von morgen lösen“,
sagte dazu Manfred Todtenhausen (FDP).
Thomas Lutze (Die Linke) verwies darauf,
dass seine Partei schon 2004 vor der Ab-

schaffung der Meisterpflicht in vielen Beru-
fen gewarnt habe. „Aber es war eben der
Zeitgeist, der damals herrschte. Der gleiche
Zeitgeist, der auch Hartz IV eingeführt hat,
den Niedriglohnsektor ausgebaut hat und
Leiharbeit von der Ausnahme zur Regel ge-
macht hat.“ Der jetzt vorliegende Gesetz-
entwurf sei halbherzig, gehe aber in die
richtige Richtung, weshalb seine Fraktion
„der halben Rolle rückwärts“ zustimme.
Die Grünen hätten gerne eine Reihe weite-
rer Regelungen zum Handwerk in die No-
velle aufgenommen und dazu Änderungs-
anträge gestellt (19/15878, 19/15879, 19/
15880), die aber abgelehnt wurden. Unter
anderem forderte Claudia Müller (Grüne)
Kostenfreiheit für den Erwerb des Meister-
briefs. Mit Blick auf die starke Abwande-
rung von ausgebildeten Handwerkern in
besser bezahlende Branchen verlangte
Müller außerdem eine Ausweitung der Ta-
rifbindung. Sabine Poschmann (SPD)
merkte dazu an: „Wir sollten nicht auf die
Schnelle alle möglichen Themen jetzt hier
in die Novelle reinquetschen.“ Der ein
oder andere Vorschlag sei diskussionswür-
dig, müsse aber sorgfältig beraten werden.
Poschmann kündigte einen weiteren Ge-
setzentwurf zur Handwerksordnung an,
unter anderem um die Tarifbindung im
Handwerk zu stärken. Peter Stützle T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Plädoyer für
Sonnenstrom
auf dem See
AUSSCHREIBUNGEN Die Produktion von
grünem Strom soll sich künftig näher am
Bedarf orientieren bei zugleich stärkerem
Wettbewerb. Um zu Innovationen anzurei-
zen, will die Bundesregierung Ausschrei-
bungen im Bereich der Erneuerbaren Ener-
gien entsprechend ausgestalten. Völlige
Ablehnung hielt sich dabei in Grenzen, als
es in der vergangenen Woche im Ausschuss
für Wirtschaft und Energie bei einer Sach-
verständigen-Anhörung um eine Verord-
nung zu eben diesen Innovationsausschrei-
bungen (19/14065) ging.
Professor Mario Ragwitz (Fraunhofer-Insti-
tut) begrüßte grundsätzlich den Ansatz,
solche Verfahren mit nachfolgenden Eva-
luationen zu testen. Marc Behnke von
E.DIS hielt dagegen das Vorhaben für un-
ausgereift. Bei diesem Modell würden
höchstwahrscheinlich erneut allein Solar-
anlagen Zuschläge erhalten.
Erstmals Kombinationen von Erneuerbare-
Energie-Anlagen an Land mit Speichern in
den Markt zu integrieren: Das fand Vatten-
fall-Vertreter Hauke Beeck als innovativen
Ansatz gut – ebenso wie Bernhard Stroh-
mayer vom Bundesverband Erneuerbare
Energien. Auch Daniel Hölder (BayWa r.e.)
teilte die Einschätzung. Innovationen wie
Solaranlagen auf Binnenseen müssten zu-
dem berücksichtigt werden.
Der Energie-Ingenieur Frank Hennig kriti-
sierte die avisierte fixe Marktprämie. Sie
behindere eher die Forschung zur Techno-
logieentwicklung. So sahen es die meisten
Experten. Karl-Heinz Remmers (Solarpra-
xis) gab zu bedenken: Während sich die
gleitende Prämie bei steigendem Strom-
preisniveau selbst abschaffe, werde bei ei-
ner fixen Prämie auch weiterhin eine För-
derung ausgezahlt. Das erhöhe unnötig die
EEG-Umlage.
Fabian Schmitz-Grethlein vom Verband
kommunaler Unternehmen (VKU) mein-
te, Sinnvolle und technisch verfügbare
Nutzungen für Überschussstrom würden
vor allem deswegen nicht genutzt, weil
Strom aufgrund der hohen Abgaben- und
Umlagelast zu teuer sei. Tobias Paulun
(European Energy Exchange) mahnte
Fortschritte bei den Themen Flächenver-
fügbarkeit, Genehmigungsverfahren und
Akzeptanz an. Franz Averdunk T

KURZ NOTIERT

AfD-Wahlvorschläge finden
erneut keine Mehrheit
Die AfD-Fraktion ist erneut mit ihren
Wahlvorschlägen für drei finanz- und
haushaltspolitische Gremien gescheitert.
Die Kandidaten für das Gremium gemäß
dem Bundesschuldenwesengesetz, das
Sondergremium gemäß dem Stabilisie-
rungsmechanismusgesetz sowie das Ver-
trauensgremium gemäß Bundeshaus-
haltsordnung verfehlten die nötige Stim-
menmehrheit am vergangenen Donners-
tag deutlich. scr T

Erleichterung für Firmen
bei der Umsatzsteuer

Die Umsatzgrenze für die Beantragung
der Inanspruchnahme der sogenannten
Istversteuerung bei der Umsatzsteuer
wird von 500.000 auf 600.000 Euro an-
gehoben. Diese Regelung zur Entlastung
der Wirtschaft steht in dem am Donners-
tag vom Bundestag beschlossenen Ent-
wurf eines Gesetzes zur Einführung einer
Pflicht zur Mitteilung grenzüberschrei-
tender Steuergestaltungen (19/14685,
19/15117). Die von der Regelung betrof-
fenen Unternehmen müssen die Umsatz-
steuer erst abführen, wenn sie sie vom
Rechnungsempfänger auch erhalten ha-
ben. Bei größeren Unternehmen wird die
Steuer schon eher fällig. Mit dem eigent-
lichen Gesetz werden neue Informati-
onspflichten bei steuerlichen Gestaltun-
gen eingeführt. hle T

Sustainable-Beirat soll
transparenter arbeiten

Die Arbeit des Sustainable Finance-Bei-
rates der Bundesregierung soll transpa-
renter werden, und die Diskussion zur
Nachhaltigkeit soll in die breite Öffent-
lichkeit getragen werden. Die Öffentlich-
keit könne sich damit auch ein Bild über
die Arbeit des Beirates verschaffen, heißt
es in einem Antrag der FDP-Fraktion
(19/15769), der an die Ausschüsse über-
wiesen wurde. Die Fraktion schließt sich
der Forderung des regierungseigenen
Rates für nachhaltige Entwicklung an,
der verlangt hatte, die Protokolle zu den
Sitzungen des Sustainable Finance-Bei-
rates zu veröffentlichen, um „die Bera-
tungen aus den Hinterzimmern stärker
an die Öffentlichkeit anzubinden“. Au-
ßerdem kritisieren die Abgeordneten die
mangelnde Beteiligung des Bundestages
an der Arbeit des Beirates. hle T

Beleg-Druck
BÜROKRATIE Union will Bäcker von Bon-Pflicht befreien. SPD hält an der Regelung fest

K
leine Zettel – große Aufre-
gung: Die Unionsfraktion
macht starken Druck auf
das Bundesfinanzministeri-
um, um die vom kommen-
den Jahr an anstehende Be-

legausgabepflicht für Bäckereien, Fleische-
reien sowie im Obst- und Gemüsehandel
soll nach dem Willen der Unionsfraktion
doch noch zu verhindern. Dies machten
Redner der Unionsfraktion
am Freitag in einer Debatte
des Bundestages über einen
von der FDP-Fraktion ein-
gebrachten „Entwurf eines
Gesetzes zur Änderung der
Abgabenordnung – Gesetz
zur Verhinderung einer
Bon-Pflicht für Bäcker“
(19/15768) deutlich. Die
SPD-Fraktion verteidigte
dagegen die Regelung und
verwies auf hohe Steueraus-
fälle durch Betrügereien
von Betrieben. Der
SPD-Finanzexperte Lothar Binding sagte:
„Wir brauchen die Belegausgabepflicht.“

Nachbesserung Hans Michelbach (CSU)
bezeichnete es als „ungeheuerlich“, dass
Handwerker und andere Dienstleister un-
ter Generalverdacht der Steuerhinterzie-
hung gestellt werden sollten. Um gegen
einzelne schwarze Schafe vorzugehen, ha-
be man das Gesetz zum Schutz vor Mani-
pulationen an Registrierkassen beschlos-

sen, das auch eine Belegausgabepflicht ent-
halte. Aus Gründen der Verhältnismäßig-
keit gebe es aber eine Ausnahmevorschrift
von der Belegausgabepflicht. „Da hakt es
offenbar, und die Bürokratie hat überdi-
mensional in einem Anwendungserlass zu-
geschlagen. Der Anwendungserlass ist
nicht der Wille des Gesetzgebers. Der wird
nicht vom Willen des Gesetzgebers ge-
deckt“, erklärte Michelbach.

Ein neues Gesetz, wie es
die FDP es wolle, sei aber
nicht notwendig. Es sei je-
doch nicht akzeptabel,
„dass Bundesfinanzminis-
terium und Finanzämter
den erklärten Willen des
Gesetzgebers hintertreiben.
Deswegen fordere ich das
Bundesfinanzministerium
auf, den entsprechenden
Anwendungserlass nachzu-
arbeiten“, erklärte Michel-
bach. Mit einem neuen Er-
lass, der mit den Ländern

abzusprechen sei, müssten Einkäufe über
eine kleine Summe und bei kleinen Betrie-
ben von der Belegausgabepflicht ausge-
nommen werden. Auch Fritz Güntzler
(CDU) erklärte, das, was gerade passiere,
„ist nicht durch den Gesetzgeber intendiert
worden“.
Ingrid Arndt-Brauer (SPD) vereidigte hin-
gegen die Regelung und die Belegpflicht.
Schon 2014 habe der damalige NRW-Fi-
nanzminister Norbert Walter-Borjans

(SPD) von einem Steuerausfall von zehn
Milliarden Euro in diesem Bereich gespro-
chen. Nach zahlreichen Hinweisen auf Ma-
nipulationen an Kassensystemen sei klar
geworden, dass wir es mit einem „großen
Problem“ zu tun haben und man habe
handeln müssen. „Mit der Belegpflicht
kann eine Kassennachschau relativ leicht
durchgeführt werden“, so Arndt-Brauer.
Damit werde jeder Vorgang dem Kunden
mitgegeben. Ein Beleg kön-
ne zum Beispiel auch auf
eine Brötchentüte aufge-
druckt werden. „Das Gute-
Kassen-Gesetz braucht kei-
ne FDP. Es ist schon gut ge-
nug“, so Arndt-Brauer.
Auch Jörg Cezanne (Die
Linke) verwies auf den
Steuerbetrug in erhebli-
chem Ausmaß und „Geld-
wäsche, die in Einzelfällen
bis hin zur Finanzierung
von Terrorismus reicht.
Dem muss ein Riegel vor-
geschoben werden“. Er verwies auf Mani-
pulationsmöglichkeiten an den Kassen wie
mit einer weit verbreiteten Schummel-Soft-
ware. Außerdem gebe es weiterhin Kassen
ohne Registrierpflicht. Der „Schuhkarton
unter der Ladentheke als Kasse“ sei weiter
zulässig. Und sei das eigentliche Problem.
Ein „schlechtes Politikmanagement“ attes-
tierte Danyal Bayaz (Grüne) der Bundesre-
gierung. „Eine Bon-Pflicht wäre nicht nö-
tig, wenn wir es schaffen, die Betrugssiche-

rung digitaler Grundaufzeichnungen von
Kassen umzusetzen“, so Bayaz. Bisher gebe
es die entsprechenden Kassensysteme
nicht. Es gehe nicht nur um einen Espresso
oder um eine Brezel, sondern konkret um
Steuerausfälle in Milliardenhöhe. Dass Bä-
ckereien Kassenbons drucken sollen, „ist
ärgerlich genug, aber das wirkliche Ärger-
nis ist doch, dass die Ehrlichen bei diesem
unfairen Wettbewerb auf der Strecke blei-

ben“. Wenn Unternehmen
nachweisbar eine zertifi-
zierte Kasse nutzen, sollten
sie von der Belegausgabe-
pflicht befreit werden, for-
derte Bayaz.
Stefan Keuter (AfD) erwies
auf Berechnungen des Ein-
zelhandels, wonach eine
Aneinanderreihung der Be-
lege eine Länge von zwei
Millionen Kilometern pro
Jahr ergebe. Damit könne
man die Bons fünfzigmal
um die Erde legen. Man re-

de vom Verzicht auf Plastikstrohhalme,
und hier würde riesige Papier- und Müll-
berge produziert. Es handle sich außerdem
um eine „weitere Kontrolle des mündigen
Bürgers“. Keuter sprach einen seiner An-
sicht nach „drohenden Interessenkonflikt“
an, da die SPD offenbar eine größere Betei-
ligung an einem Unternehmen halte, das
solche Kassenzertifizierungen durchführe.
„Interessant und bemerkenswert“ fand
auch Christian Dürr (FDP-Fraktion), dass

die SPD-Holding Deutsche Druck- und
Verlagsgesellschaft (DDVG) zu fast 50 Pro-
zent an einem Hersteller für Kassenbon-
druckmaschinen beteiligt sei. Die beson-
ders von der SPD verteidigte Belegausgabe-
pflicht sei eine „Politik des großen Miss-
trauens gegen den Mittelstand“. Dürr er-
klärte, obwohl die Bundesregierung gerade
ein Bürokratieentlastungsgesetz auf den
Weg gebracht habe, schaffe sie im nächsten
Atemzug neue Bürokratie. Nach Maßnah-
men wie Arbeitzeiterfassungsgesetz und
Mindestlohndokumentationspflicht kom-
me jetzt als „nächster Kalauer“ die Beleg-
ausgabepflicht. Weniger als drei Prozent
der Kunden würden einen Kassenzettel
wünschen. Die Regierung zwinge allein die
Bäcker, fünf Milliarden Bons pro Jahr zu-
sätzlich auszudrucken. Das ergebe die
zweieinhalbfache Wegstrecke zum Mond.

FDP will Befreiungmöglichkeit Die FDP-
Fraktion will mit ihrem vom Bundestag an
den Finanzausschuss überwiesenen Gesetz-
entwurf vor allem die Bäckereibetriebe von
der ab Anfang Januar 2020 drohenden
Pflicht zur Ausgabe von Kassenbelegen be-
freien. Die Finanzbehörden sollen im Fall
der Nutzung einer zertifizierten techni-
schen Sicherheitseinrichtung beim Verkauf
von Waren und der Erbringung von
Dienstleistungen an eine Vielzahl von
nicht bekannten Personen eine Befreiung
von der Pflicht zur generellen Ausgabe von
Belegen aussprechen können, fordert die
Fraktion. Hans-Jürgen Leersch T

Was auch immer beim Bäcker gekauft wird – ohne Kassenbeleg geht in Zukunft kein Artikel mehr über die Verkaufstheke. © picture-alliance/ZB

»Was jetzt
passiert, ist
durch den

Gesetzgeber
nicht

intendiert.«
Fritz Güntzler (CDU)

»Weniger als
drei Prozent
der Kunden
wünschen

einen
Kassenzettel.«

Christian Dürr (FDP)

»Mit Sollbruchstellen«
FINANZPOLITIK Union und SPD wollen durchhalten

Anlässlich des Führungswechsels bei der
SPD hat die FDP-Fraktion „Auseinander-
setzungen in der Großen Koalition über
den Kurs in der Haushalts- und Finanzpo-
litik“ zum Thema einer Aktuellen Stunde
am Freitag gemacht. Das Regierungsbünd-
nis sei eine „Koalition der Sollbruchstel-
len“, konstatierte Bettina Stark-Watzinger
(FDP) und attackierte vor allem die Sozial-
demokraten. Statt über eine Vermögensteu-
er, wie jüngst vom SPD-Parteitag gefordert,
solle man besser über Mitarbeiterbeteili-
gung als Mittel gegen die Vermögenssprei-
zung sprechen. Und die von Bundesfinanz-
minister Olaf Scholz (SPD) vorgeschlagene
Finanztransaktionsteuer müssten „die ganz
normalen Sparer, die nicht auf Derivate
ausweichen können“, bezahlen.

Vertrag „Sie werden es nicht schaffen, ei-
nen Keil in diese Koalition zu schlagen“,
entgegnete Andreas Schwarz (SPD). „Wir
haben einen ausgezeichneten Koalitions-
vertrag, der es verdient, auch nach der
Hälfte der Legislatur weiter abgearbeitet zu
werden.“ Sein Fraktionskollege Bernhard
Daldrup hielt Forderungen nach mehr öf-
fentlichen Investitionen entgegen, dass die-
se in der gegenwärtigen Situation vor allem
zu höheren Preisen führen würden. Viel
wichtiger sei jetzt angesichts nicht abflie-

ßender Fördermittel, die Investitionsfähig-
keit der Kommunen zu verbessern. Darü-
ber sei man im Gespräch mit der Union.
Auch Hans Michelbach (CSU) betonte: „Es
gibt in der Koalition keine Auseinanderset-
zung. Es gibt einen Koalitionsvertrag, der
gilt bis Ende der Legislaturperiode“ – und
zwar ungeachtet anderer Vorstellungen ei-
nes Parteitages. Ausdrücklich hob er das
darin enthaltene Ziel der Schwarzen Null
hervor (siehe auch Seite 12).
Die Redner der AfD-Fraktion argumentier-
ten vor allem, dass die öffentliche Infra-
struktur in Deutschland, von Straßen bis
zu Schulen, seit Langem auf Verschleiß ge-
fahren werde. „Eine Schwarze Null hat es
nie gegeben“, folgerte Albrecht Glaser, weil
der Haushalt nicht den gesamten Vermö-
gensverzehr abbilde. Den Verschleiß der öf-
fentlichen Infrastruktur führte auch Jörg
Cezanne (Linke) ins Feld. Wenn man jetzt
nichts dagegen unternehme und unter In-
kaufnahme neuer Schulden kräftig inves-
tiere, dann werde das für künftige Genera-
tionen viel teurer als neue Schulden. Anja
Hajduk (Grüne) erklärte, von Finanzminis-
ter Scholz und dem neuen SPD-Vorsitzen-
den Norbert Walter-Borjans kämen gegen-
sätzliche Aussagen. „Da ist Streit und Ge-
rangel in dieser Großen Koalition wieder
vorprogrammiert“, befand Hajduk. pst T



Verhärtete Positionen
KLIMA UN-Konferenz in Madrid ist zu Ende gegangen. Uneinigkeit im Bundestag

„Tiempo de actuar“ – Zeit zu handeln. So
lautete das Motto der diesjährigen Weltkli-
makonferenz in Madrid (COP25), die am
Wochenende zu Ende gegangen ist. Ein
greifbares Ergebnis auf dem Weg zur Ret-
tung des Weltklimas wollte jedoch (bis
zum Redaktionsschluss) nicht aufkom-
men. Das altbekannte Problem, dass dort
Länder, die an internationale Verträgen
und Institutionen festhalten, solchen ge-
genüberstehen, die eigene Interessen ohne
Rücksicht auf das Weltklima durchsetzen
wollen, hat sich seit der letzten Konferenz
weiter verschärft.
Das Pariser Abkommen sieht vor, dass ein-
zelne Staaten im Jahr 2020 zusätzliche
Emissionssenkungen vorlegen müssen. Es
geht außerdem um die Frage, ob und wie
Staaten und Unternehmen weltweit Zertifi-

kate handeln können, um ihre CO2-Emis-
sionen zu reduzieren. „Einige Entwick-
lungsländer gehen bereits mit gutem Bei-
spiel voran. Es wird höchste Zeit, dass die
großen Volkswirtschaften folgen“, sagte
Bundesumweltministerin Svenja Schulze
(SPD) in Madrid. Vor Ort hatten Südkorea,
Irland, Monaco, die Schweiz und Fidschi
erklärt, bis 2050 klimaneutral sein zu wol-
len. Große Klimasünder wie Indien ließen
verlauten, erst nach einer offiziellen Prü-
fung im Jahr 2023 nachgebesserte Zusagen
vorlegen zu wollen.
In Madrid hatte die neue EU-Kommission
ihre Pläne für einen „Green Deal“ vorge-
stellt, mit dem die EU bis 2050 treibhaus-
gasneutral werden will und der die Klima-
politik von Staaten wie China und Indien
beeinflussen soll. Auch die deutsche Um-
weltministerin warb im Plenum mit den

Staats- und Regierungschefs aus fast 200
Ländern für „mehr Mut im internationalen
Klimaschutz“. Sie sagte zudem weitere
30 Millionen Euro für einen Fonds für An-
passungsmaßnahmen an den Klimawandel
zu. Mit diesen Mitteln unterstützt die inter-
nationale Gemeinschaft Entwicklungsstaa-
ten, die besonders stark vom Klimawandel
betroffen sind.

Debatte auch im Bundestag Passender-
weise beschäftigte die globale Klimagerech-
tigkeit vergangene Woche auch den Bun-
destag. Anträge der Grünen (19/15781)
und der Fraktion Die Linke (19/15775)
zum Thema wurden am Freitagmittag zur
federführenden Beratung in den Ausschuss
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung überwiesen.

Die Klimakrise sei eine „Krise der globalen
Gerechtigkeit“, sagte Claudia Roth (Bünd-
nis 90/Die Grünen). Sie treffe den globa-
len Süden und „jene Regionen, die am we-
nigsten zur Erderwärmung beigetragen ha-
ben, am stärksten“, sagte sie. Millionen
Menschen erlebten die Zerstörung ihrer
Heimat, Wüstenbildung, Dürre, Über-
schwemmung und die weitere Verknap-
pung knapper Ressourcen. Es gebe daher
moralische und völkerrechtliche Verpflich-
tungen zum Handeln, um Betroffenen die
Einhaltung von Menschenrechten zu ga-
rantieren, sagte die Grünen-Politikerin.
Volkmar Klein (CDU) betonte, dass
Deutschland „als Vorreiter in der Welt“ an-
erkannt werde. Fluchtursache in den be-
treffenden Regionen sei nicht in erster Li-
nie der Klimawandel, sondern dass es zu
wenige Jobs, Chancen und Perspektiven für

die Menschen gebe. Angesichts stark wach-
sender Bevölkerungszahlen reichten etwa
die Methoden zur Wasserspeicherung nicht
mehr aus. Dies sei jedoch keine Folge des
Klimawandels. Antworten für globale Kli-
magerechtigkeit seien daher mehr interna-
tionale soziale Marktwirtschaft und mehr
Perspektiven vor Ort, sagte Klein.
Für die AfD kritisierte Markus Frohnmaier,
dass mit dem Antrag „grüne Fake-News
verbreitet“ würden. Er habe zum Ziel, jede
Form von illegaler Migration für legal zu
erklären, sagte er. Wenn man „afrikanische
Migranten“ frage, warum sie auswander-
ten, spiele der Klimawandel dabei „über-
haupt keine Rolle“. Was es brauche, sei ein
einheitliches Konzept für den Umgang mit
Entwicklungsländern. In Deutschland be-
trieben unzählige Stellen Entwicklungspo-
litik. Die AfD fordere daher ein Ende der
Fragmentierung.
Doris Barnett (SPD) betonte, die Folgen
des Klimawandels seien mitverantwortlich
für den immer höheren Hilfebedarf. „Um-
weltprobleme hören nicht an Staatsgren-
zen auf und sie werden zu einem Vertei-
lungs- und einem Sicherheitsproblem“,
sagte die Sozialdemokratin. Weil die Zeit
dränge, sei eine „ambitionierte Klimapoli-
tik“, wie sie mit dem Klimapaket umge-
setzt werde, die einzige Chance. „Gute Kli-
maschützer heute sind Pioniere der grünen
Wirtschaft morgen“, plädierte Barnett.
Dass nicht das Klima, sondern Bürgerkrie-
ge die größte Fluchtursache darstellten,
sagte auch Christoph Hoffmann (FDP).
„Die Klimakrise ist ernst, wir steuern auf
vier Grad Erderwärmung zu, deshalb
braucht es einen kühlen Kopf“, sagte der
Liberale. Deutschland trage aber nicht nur
Schuld, sondern habe auch dazu beigetra-
gen, dass sich die Lebensverhältnisse in
Entwicklungsländern deutlich verbessert
hätten. Er sprach sich dafür aus, die Emis-
sionen weltweit durch einen absoluten
CO2-Deckel, zu begrenzen.

Braunkohleweltmeister „Wenn Wasser-
quellen versiegen, habe Menschen keine
andere Wahl, als zu flüchten“, meinte
Evrim Sommer (Die Linke). Da ökologi-
sche und soziale Fragen zusammengehör-
ten, sei die Linke für die Einrichtung eines
globalen Verursacherfonds. Daher fordere
ihre Fraktion, den Klimawandel als Flucht-
grund anzuerkennen. Mit dem „Mini-Kli-
mapaketchen“ versuche die Bundesregie-
rung davon abzulenken, dass Deutschland
immer noch Braunkohleweltmeister sei.

Lisa Brüßler T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Anzeige
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Umweltministerin Svenja Schulze (SPD, Mitte) warb vergangene Woche bei der
UN-Klimakonferenz in Madrid für mehr internationalen Klimaschutz. ©picture alliance/ dpa

Wolf im Visier
NATURSCHUTZ Abschuss-Regelungen kontrovers beurteilt

S
chafe auf Deichen – für den
Hochwasserschutz enorm wich-
tig, doch leichte Beute für Wöl-
fe? Kinder, die im Winterdunkel
auf den Schulbus warten –
Furcht vor dem Wolf? Derzeit

verabschieden Kreistage Resolutionen, in
denen parteiübergreifend ein striktes Vor-
gehen gegen Wölfe gefordert wird. Doch
kann es dabei nur Ausnahmen vom Ab-
schuss-Verbot geben: Denn der Wolf ist
auch auf der europäischen Ebene eine
streng geschützte Tierart. Darum ging es
vergangene Woche in einer Anhörung im
Umweltausschuss, als Experten einen Vor-
stoß der Bundesregierung bewerteten, das
Konfliktpotenzial zu mindern. Die Stel-
lungnahmen der Sachverständigen zu die-
sem Zweiten Gesetz zur Änderung des
Bundesnaturschutzgesetzes (19/10899) fie-
len kontrovers aus.
Mitte des 19. Jahrhunderts galt der Wolf in
Deutschland als ausgerottet. 2000 wurde
in Sachsen wieder eine Wolfsfamilie nach-
gewiesen. Am 30. April 2019 lebten laut
Bundesamt für Naturschutz in Deutsch-
land 105 Rudel, 25 Wolfspaare und 13 Ein-
zeltiere. Die Ausbreitung des Wolfs hält an:
Die Zahl von 30 Prozent jährlich stand im
Raum. Und die Schäden, die der Wolf bei
Weidetierhaltern verursacht mehren sich.

Entnahme von Wölfen Drei Stoßrichtun-
gen beinhaltet der Entwurf: Zum einen soll
die Rechtssicherheit gestärkt werden, wenn
es um den möglichen Abschuss von Wöl-
fen geht, die Nutztiere gerissen haben.
Zum anderen wird ein Verbot der Fütte-
rung von Wölfen angestrebt, damit die Tie-
re sich nicht an Menschen gewöhnen.
Schließlich sollen Wolfshybride „entnom-
men“ werden, wie es in der Gesetzesspra-
che heißt. Die vorgesehenen Regelungen

zur erleichterten Entnahme von Wölfen
werden von den kommunalen Spitzenver-
bänden begrüßt, wie Kay Ruge vom Deut-
schen Landkreistag erklärte. Aus Sicht der
Betroffenen im ländlichen Raum sei es
wichtig, dass der Schutz von Leib und Le-
ben vorderste Priorität habe. Rücksicht auf
Landwirtschaft und Weidetierhaltung habe
nicht zuletzt mit Blick auf den Naturschutz
und die Landschaftspflege große Bedeu-
tung. Für die weitere Wiederbesiedlung
durch den Wolf sei eine ausreichend große
Akzeptanz der Bevölkerung – insbesondere
der Nutztierhalter – unabdingbar.
Akzeptanz war auch für Gregor Beyer vom
Forum Natur Brandenburg ein Stichwort.
In seinem Bundesland werden die meisten
Wölfe gezählt, gefolgt von Sachsen und
Niedersachsen. Der Gesetzentwurf geht
nach seiner Ansicht an der „Wolfswirklich-
keit“ vorbei. Vorgelegt worden sei ein
„Wolfsakzeptanzverlustbeschleunigungsge-
setz“, kritisierte er. Beyer forderte ein akti-
ves Bestandsmanagement.
Die Bestandsgrenze ist auch für die Vereini-
gung Deutscher Landesschafzuchtverbände
ein Anliegen. Auf eine „Regulierung in An-
zahl und Standorten“ drängte ihr Sprecher
Stefan Völl. Er verwies darauf, dass die
Rückkehr des Wolfes vor allem zulasten
der Schafhalter gehe. Der Schutz der Tiere
erfordere einen enormen finanziellen und
arbeitswirtschaftlichen Aufwand. Dieser
müsse mit einem Rechtsanspruch komplett
erstattet werden.
Auf die Akzeptanz für den Wolf ging Fried-
rich von Massow vom Deutschen Jagdver-
band ein: Sie stehe in einigen Regionen
grundsätzlich in Frage, weil das Ausmaß
der Konflikte – insbesondere Nutztierrisse
– immer mehr zunehme. So seien die ge-
planten Gesetzesänderungen ein erster
Schritt hin zu einem Wolfsmanagement,

das den Bedürfnissen der Betroffenen die-
ne, ohne berechtigte Belange des Arten-
schutzes zu vernachlässigen.

Verstoß gegen EU-Recht? Zu den im Ge-
setzentwurf festgelegten „ernsten Schä-
den“, die einen Abschuss rechtfertigen
können, sollten für Wernher Gerhards
(Verein Sicherheit und Artenschutz) auch
die Folgen von Tierseuchen zählen, die ei-
ne Verbindung zum Wolf haben. Ausdrück-
lich nannte er die Afrikanische Schweine-
pest. Er hatte auf Kinder an Schulbushalte-
stellen abgehoben und die „politische Aus-
sage“ im Bundesnaturschutzgesetz bean-
standet, dass Wölfe bei Dunkelheit in Orts-
lagen als normales Lebensrisiko hinzuneh-
men seien.
Was für den einen Sachverständigen nicht
weit genug ging, war für andere eine
Grenzüberschreitung. Juristen gaben sich
überzeugt, dass die beabsichtigten Geset-
zesänderungen gegen EU-Recht verstießen.
Der Anwalt Peter Kremer verwies auf die
geplante Ausweitung der Ausnahmemög-
lichkeit vom strikten Artenschutz auch auf
nicht-wirtschaftliche Schäden – gemünzt
auf Hobby-Tierhalter. Christiana Patt von
der Deutschen Juristischen Gesellschaft für
Tierschutzrecht sagte, der Europäische Ge-
richtshof habe erst im Oktober noch ein-
mal ausdrücklich die rechtlichen Anforde-
rungen an ein Schutzsystem für den Wolf
formuliert. Daran müsse sich der Gesetz-
entwurf messen lassen. Ihr Befund: Mit
EU-Recht nicht vereinbar.
Das sah Beate Jessel, Präsidentin des Bun-
desamtes für Naturschutz, anders: Sie wer-
tete die angepeilte Gesetzesänderung als
Beitrag zu einem unions- und verfassungs-
konformen Ausgleich zwischen Arten-
schutz und den Interessen besonders der
Nutztierhalter . Franz Ludwig Averdunk T

Der Wolf ist eine streng geschützte Tierart. Die von der Bundesregierung vorgeschlagenen erweiterten Ausnahmeregelungen zum Ab-
schuss wurden bei einer Anhörung im Parlament kritisch bewertet. © picture-alliance/imageBROKER
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Vorläufig keine
Veröffentlichung
KI-ENQUETE Die Mitglieder der Enquete-
Kommission „Künstliche Intelligenz – Ge-
sellschaftliche Verantwortung und wirt-
schaftliche, soziale und ökologische Poten-
ziale“ haben vergangene Woche einen wei-
teren Projektgruppenbericht beschlossen.
Mehrheitlich stimmten die Abgeordneten
und Sachverständigen für einen von der
Projektgruppe (PG) „KI und Staat“ vorge-
legten Entwurf in geänderter Fassung. Da-
mit ist auch der letzte Bericht der ersten
Projektgruppen-Phase vorlegt. Schon be-
schlossen hatte die Kommission die Be-
richte der PG „KI und Gesundheit“ und
„KI und Wirtschaft“.
Vollständig veröffentlicht werden diese Be-
richte vorerst nicht. Darauf hatten insbe-
sondere die Grünen gedrängt, Unterstüt-
zung kam auch von den Linken. Stattdes-
sen sprachen sich die Kommissionsmitglie-
der mehrheitlich für eine Teilveröffentli-
chung der Zwischenergebnisse aus, die
noch näher spezifiziert werden soll.
Aktuell läuft die Arbeit in den Projektgrup-
pen „KI und Arbeit, Bildung, Forschung“,
„KI und Mobilität“ und „KI und Medien“.
Laut Einsetzungsbeschluss soll die Kom-
mission zeitnah nach der parlamentari-
schen Sommerpause 2020 ihre Ergebnisse
und Handlungsempfehlungen vorlegen.
Die Enquete-Kommission soll laut Einset-
zungsbeschluss Chancen, Potenziale und
Herausforderungen in fünf umrissenen
Themenbereichen untersuchen und „Ant-
worten auf die Vielzahl an technischen,
rechtlichen, politischen und ethischen Fra-
gen“ erarbeiten. Der Kommission gehören
19 Abgeordnete sowie 19 von den Fraktio-
nen benannte Sachverständige an. scr T

FDP macht sich
für Sparer stark
NEGATIVZINSEN Immer mehr Banken se-
hen sich angesichts der Negativzinsen der
Europäischen Zentralbank gezwungen,
diese Belastungen an die Sparer weiterzu-
geben. Die FDP-Fraktion fordert daher die
Berücksichtigung von Negativzinsen im
Steuerrecht. Die Bundesregierung soll ei-
nen Gesetzentwurf vorlegen, der klarstellt,
dass von den Banken erhobene negative
Einlagezinsen für die Überlassung von Ka-
pital für die belasteten Steuerpflichtigen
negative Erträge sind und damit im Rah-
men der Verlustverrechnung innerhalb der
Kapitaleinkünfte verrechnet werden kön-
nen, heißt es in einem Antrag (19/15771)
der FDP-Fraktion. Nicht mit positiven Ka-
pitaleinkünften verrechenbare negative
Einlagezinsen sollen als Verlustvortrag fest-
gestellt werden.
In der Begründung des am Donnerstag
vom Bundestag an die Ausschüsse überwie-
senen Antrages heißt es, Sparer dürften
durch negative Zinsen nicht doppelt belas-
tet werden. Das wäre jedoch die Folge,
wenn sie einerseits negative Zinsen für
Guthaben an die Bank entrichten müssten,
aber andererseits diese nicht steuerlich gel-
tend machen könnten. Das anhaltende
Niedrigzinsumfeld zwinge immer mehr
Banken, die Belastungen an die Kunden
weiterzugeben. Dass diese Negativzinsen
nicht mit positiven Einkünften bei der
Steuer verrechnet werden könnten, sei un-
systematisch und belaste die Sparer.
Die Bundesregierung erklärte unterdessen
in einer Antwort (19/14645) auf eine FDP-
Anfrage (19/13998), sie plane aktuell kei-
ne gesetzliche Regelung für ein Verbot von
Negativzinsen für Sparer. hle T

Gefährdungslage weiter hoch
IT-SICHERHEIT Abhängigkeit von ausländischen Hersteller gilt als problematisch

Der Ist-Zustand der IT-Sicherheit von
Hard- und Software hat den Ausschuss Di-
gitale Agenda vergangene Woche in einer
öffentlichen Anhörung beschäftigt. Die
Sachverständigen gaben unterschiedliche
Einschätzungen dazu ab, wie Bürger, Un-
ternehmen, aber auch die Verwaltung hin-
sichtlich digitaler Souveränität, Sicherheits-
lücken und Cyberangriffen aufgestellt sind.
Arne Schönbohm (Bundesamt für Sicher-
heit in der Informationstechnik) betonte,
dass die Gefährdungslage insgesamt weiter
hoch sei. Hacker verfügten weltweit über
900 Millionen verschiedene Angriffspro-
gramme. Das Ziel müsse angesichts wach-
sender globaler technologischer Abhängig-
keiten sein, Risiken zu minimieren. Tech-
nologische Souveränität sei eine Vorausset-
zung für mehr Cybersicherheit. „Entschei-
dend ist, die Soft- und Hardware getrennt
zu betrachten“, sagte Schönbohm.

Angreifbar Michael Waidner vom Fraun-
hofer-Institut für Sichere Informationstech-
nologie sagte, dass Deutschland in einem
Ländervergleich gut dastehe. Wenn aller-
dings absolut gefragt werde, wie sicher die
IT sei, dann komme man zu dem Ergebnis
„angreifbar“ und alle stünden schlecht da,
sagte er. Besonders problematisch sei, dass
es auf Anbieter-Seite keine internationalen

Größen in Europa gebe. Zudem fehle eine
Verschlüsselungsinfrastruktur.
Isabel Skierka (European School of Ma-
nagement and Technology GmbH) verwies
darauf, dass man in Deutschland und
Europa in vielen Bereichen sehr abhängig
von Technologien ausländischer Hersteller
sei. „IT-Sicherheit ist die notwendige Be-
dingung für digitale Souveränität“, sagte
Skierka. Sie plädierte dafür, Schlüsseltech-
nologien und Kompetenzen massiv zu
stärken und die regulatorischen Anforde-
rungen zu verbessern, deren Einhaltung
die Hersteller dann nachweisen müssten.
Für Oliver Harzheim von der Vodafone
GmbH lag der Schlüssel in Investitionen in
die digitale Bildung und Infrastruktur.
Hemmschwellen müssten abgebaut und
das Bewusstsein gesteigert werden. Die
technische Infrastruktur sei „die Lebens-
ader der digitalen Gesellschaft“, sodass es
mehr wettbewerbsfähige Lösungen geben
müsse. Das europäische Cloud-Projekt
GAIA X gehe in eine richtige Richtung, wei-
tere Initiativen müssten nun folgen.
Jeder Einzelne sei für die Ausübung von di-
gitaler Souveränität mitverantwortlich, sag-
te Klaus Landefeld (Eco-Verband der Inter-
netwirtschaft). „Es können nicht nur die
Betreiber von Diensten und der Staat in
der Verantwortung stehen“, sagte Lande-

feld. Die Anwendung, das Wissen und der
Umgang seien „gelebte digitale Souveräni-
tät“ und alle, nicht nur die Betreiber kriti-
scher Infrastrukturen, hätten eine abstrakte
Verpflichtung, die IT-Sicherheit zu erhö-
hen.
Ninja Marnau vom CISPA Helmholtz Cen-
ter for Information Security schätzte die Si-
tuation als „besorgniserregend“ ein. Das
Langfrist-Ziel sei, europäische Hersteller
für zentrale Infrastrukturen zu haben. Mit-
telfristig könne die Kontrolle von Techno-
logien und eine risikoabhängige Bewer-
tung wiederhergestellt werden, sagte Mur-
nau. Sie sprach sich auch für eine „sektor-
übergreifende Regulierung von IT- und Di-
gitalprodukten“ aus, die sich auf Hersteller,
Betreiber und Nutzer erstrecken könne.
Darauf, dass technologische Souveränität
auch unter widrigen Umständen gelten
müsse, verwies Frank Rieger (Chaos Com-
puter Club e.V.). „Wir leben in einer Welt,
in der Technologie als Machtmittel einge-
setzt wird“, sagte er. Problematisch sei,
dass Deutschland und Europa schon ein
Stück ihrer digitalen Souveränität verloren
hätten. Viele Unternehmen seien an aus-
ländische Investoren verloren worden. Rie-
ger sprach sich für gesetzliche Regelungen
aus, die es einfacher machen, die Sicher-
heit von Systemen zu überprüfen. lbr T

Expertenstreit um Tegel-Schließung
VERKEHR Flughafen-Chef hält Kapazität des BER für »durchaus auskömmlich«

Ergänzungsflughafen oder Wissenschafts-
und Innovationsareal? Im Grunde ist die
Zukunft des Flughafens Tegel geklärt. Sechs
Monate nach Eröffnung des neuen Haupt-
stadtflughafens BER erlischt die Betriebser-
laubnis für Tegel. So sieht es der Konsens-
beschluss aus dem Jahr 1996 vor, dem sich
die damaligen Unterzeichner – der Bund
und die Länder Berlin und Brandenburg –
nach wie vor verpflichtet sehen.
Die FDP hält das für falsch und verlangt in
einem Antrag (19/13101) von der Bundes-
regierung, den Beschluss aufzukündigen.
Der BER allein sei nicht in der Lage, das zu
erwartende Flugaufkommen zu bewälti-
gen, heißt es bei den Liberalen. Die Grü-
nen sehen das ganz anders. Sie wollen an
der Schließung festhalten und fordern von
der Bundesregierung, sich für eine zügige
Planung und Realisierung des dort geplan-
ten Forschungs- und Industrieparks einzu-
setzen (19/14826).
Bei einer Anhörung des Verkehrsausschus-
ses vergangene Woche gab es mit dem Luft-

verkehrsrechtsexperten Elmar Giemulla
und dem Flughafenplaner Dieter Faulen-
bach da Costa zwei Experten, die sich für
die Offenhaltung von Tegel aussprachen.
Giemulla, Honorarprofessor für Luftver-
kehrsrecht an der TU Berlin, hält dessen
Schließung gar für rechtswidrig. Die im
Konsensbeschluss vereinbarte Tegel-Schlie-
ßung ziele auf eine mit dem BER verbun-
dene angemessene Kapazitätserweiterung
ab, die es seiner Auffassung nach aber
nicht gebe, sagte er. Es gehe ihm nicht da-
rum, den Flughafen Tegel in seinem jetzi-
gen Umfang zu erhalten. Vielmehr müsse
er als Ergänzung zum Hauptstadtflughafen
BER betrachtet werden.

Engpassszenario Faulenbach da Costa
plädierte für die Offenhaltung von Tegel in
den kommenden vier bis fünf Jahren. Der
BER sei von Beginn an ein Engpassszena-
rio, kritisierte er.
Dem widersprach der Geschäftsführer der
Flughafen Berlin Brandenburg GmbH,
Engelbert Lütke Daldrup. Angesichts des
derzeitigen Passagieraufkommens in Berlin
– knapp 35 Millionen im Jahr 2018 – hält
er die Kapazität des BER mit 44 Millionen
Passagieren pro Jahr für „durchaus aus-
kömmlich“ und sieht einen Parallelbetrieb
mit dem Flughafen Tegel „aus rechtlichen

und physikalischen Gründen“ als unmög-
lich an. Es gebe am BER zwei voneinander
unabhängige Start- und Landebahnen, zu-
dem werde die Flughafeninfrastruktur im
Terminalbereich und bei den Flugbetriebs-
flächen schrittweise ausgebaut, sagte er.
Den Weg des Konsensbeschlusses, der eine
„Ein-Flughafen-Lösung“ für Berlin vorsehe,
mutig weiterzugehen, forderte Ralph Bei-
sel, Hauptgeschäftsführer der Arbeitsge-
meinschaft Deutscher Verkehrsflughäfen
(ADV). Dank der zwei Start- und Lande-
bahnen sei für ausreichende Kapazität
„luftseitig“ gesorgt, befand er.
Klaus Dietrich von der Bürgerinitiative „Te-
gel endlich schließen“ sagte, die Anwohner
müssten auf gemachte Zusagen vertrauen
können. Wer anderes verlange, fordere die
Bundesregierung auf, ihr gegebenes Ver-
sprechen zu brechen.
Die Beuth-Hochschule für Technik ist ein
Nachnutzer der Flughafenflächen und war-
tet nun nach Aussage ihres Präsidenten
Werner Ullmann seit 2012 auf die Tegel-
Schließung. Mit 12.5000 Studenten sei die
Beuth-Hochschule ein großer Player in der
deutschen Wissenschaftslandschaft, insbe-
sondere im MINT-Bereich, sagte Ullmann.
Würde Tegel als Flughafen weiterbetrieben,
könnten wichtige Studiengänge nicht mehr
angeboten werden, betonte er. hau T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Zurück zur Goldenen Regel
INVESTITIONEN Linke fordert Ende der Schuldenbremse. SPD schließt sich dem nicht an

D
ie im Grundgesetz festge-
schriebene Schulden-
bremse soll Generatio-
nengerechtigkeit schaf-
fen. Sie soll verhindern,
dass künftige Generatio-

nen unter dem durch heutige Ausgaben
auf Pump entstandenen Schuldenberg lei-
den. Seit 2011 gilt sie für den Bund – ab
kommendem Jahr auch für die Länder. Die
Schuldenbremse hat den Grundgedanken
der Goldenen Regel abgelöst. Der bestand
darin, öffentliche Neuverschuldung zuzu-
lassen – bis zur Höhe der öffentlichen Net-
toinvestitionen.
Genau dahin möchte nun die Linksfrakti-
on wieder kommen. In einem vergangene
Woche beratenen Antrag (19/14424) for-
dern die Abgeordneten, die Schuldenbrem-
se aus dem Grundgesetz zu streichen und
durch die Goldene Regel zu ersetzen. Die
Schuldenbremse entwickle sich zuneh-
mend zu einer Investitionsbremse, heißt es
in dem Antrag. Deutschland habe einen
„im internationalen Maßstab massiven In-
vestitionsstau“ zu verzeichnen und fahre
die öffentliche Infrastruktur „auf Ver-
schleiß“. Gleichzeitig ließen sich durch die
aktuellen Konditionen am Markt für deut-
sche Staatsanleihen Investitionen „histo-
risch günstig finanzieren“, schreiben die
Linken in der Vorlage. In einem weiteren
Antrag (19/14375) verlangt die Fraktion
eine Investitionspflicht.

Mit ihren Forderungen nach dem Ende der
Schuldenbremse, der Abkehr von der
Schwarzen Null und verstärkten öffentli-
chen Investitionen stehen die Linken nicht
allein. Ihr Haushaltsexperte Fabio de Masi
sagte während der Bundestagsdebatte,
nicht nur seine Fraktion, sondern auch der
Deutsche Gewerkschaftsbund (DGB) und
der Bundesverband der Deutschen Indus-
trie (BDI) würden Schul-
denbremse und Schwarze
Null kritisieren. „DGB und
BDI fordern ein Investiti-
onsprogramm von
457 Milliarden Euro über
zehn Jahre, um Deutsch-
land fit für die Zukunft zu
machen“, sagte der Linken-
Abgeordnete. Damit wür-
den auch private Investitio-
nen angereizt und Tausen-
de Jobs gesichert. „BDI und
Die Linke streiten Seit‘ an
Seit‘ für vernünftige Wirt-
schaftspolitik. Was für verrückte Zeiten“,
befand de Masi.

Eurokrise Verwundert zeigte sich auch
Eckhardt Rehberg (CDU). „Früher haben
Linke für Gerechtigkeit und Chancen-
gleichheit gekämpft. Heute für neue Schul-
den“, staunte der Haushaltsexperte der
Unionsfraktion. Von den Plänen der Lin-
ken hält er nichts. Wolle man die Konjunk-

tur beleben, seien Steuersenkungen sinn-
voll, „damit die deutsche Wirtschaft wett-
bewerbsfähig bleibt“, sagte Rehberg. Den
Befürwortern neuer Schulden warf er Ge-
schichtsvergessenheit vor. Die Eurokrise
vor zehn Jahren sei eine Folge der Über-
schuldung gewesen. Im Übrigen mangelt
es aus seiner Sicht nicht an Investitionen.
Im gerade verabschiedeten Bundeshaushalt

für 2020 seien 43 Milliar-
den Euro dafür eingeplant,
was ein Rekord sei. „Wir
haben kein Finanzierungs-
problem, sondern ein Um-
setzungsproblem bei Inves-
titionen“, sagte er. Zugleich
wies Rehberg darauf hin,
dass die Schuldenbremse
im Grundgesetz stehe und
kritisierte „Aufrufe zum
Rechtsbruch“.
Anstatt die Schuldenbremse
zu streichen, müssten die
„von linker Ideologie getra-

genen nichtinvestiven Ausgaben“ gestri-
chen werden, forderte Peter Boehringer
(AfD). Das schaffe Spielraum für „echte In-
vestitionen“. Derzeit gibt es aus seiner Sicht
nämlich einen „kaum vorstellbaren Etiket-
tenschwindel“. So werde Hungerhilfe im
Ausland als klassische Investition verbucht.
Auch die Ausgaben für globale Entwick-
lungshilfe seien als Investitionen „fehlde-
klariert“, kritisierte Boehringer.

Für Otto Fricke (FDP) wären die Forderun-
gen der Linken eventuell nachvollziehbar,
„wenn seit Einführung der Schuldenbrem-
se, die Investitionen zurückgegangen wä-
ren“. Stattdessen seien sie nach oben ge-
gangen, wenngleich aus Sicht der FDP
nicht stark genug. Die Liberalen halten an
der Schuldenbremse fest, was auch in dem
diskutierten Antrag der Fraktion (19/
10616) deutlich wird. Darin fordern sie gar
eine Verschärfung, „damit die Schulden-
bremse nicht durch den Einsatz einer pri-
vatrechtlichen Beteiligungsgesellschaft der
öffentlichen Hand umgangen werden
kann“.

Investitionsspielräume Anja Hajduk
(Grüne) findet es ebenso falsch, die Ab-
schaffung der Schuldenbremse zu fordern,
wie die Schwarze Null „als eine Monstranz
vor sich herzutragen“. Es gebe Investitions-
spielräume, „auch ohne die Schulden-
bremse aufzuheben“, befand sie. Reden
müsse man aber auch darüber, die Schul-
denbremse „zu einer atmenden Schulden-
bremse gemäß den europäischen Regeln“,
die den stark abgesunkenen Gesamtschul-
denstand zur Maßgabe für Investitionen
mache, weiterzuentwickeln.
Mit Spannung erwartet wurde die Haltung
der Sozialdemokraten. Schließlich hatten
deren Mitglieder und der Parteitag Bundes-
finanzminister Olaf Scholz (SPD) bei der
Vorsitzenden-Wahl ins Leere laufen lassen

und mit Saskia Esken und Norbert Walter-
Borjans erwiesene Gegner der Schulden-
bremse und Befürworter neuer Schulden
gewählt.

Planungsämter Weitgehend auf der Linie
von CDU-Mann Rehberg befand sich An-
dreas Schwarz, SPD-Abgeordneter aus Bay-
ern. Es sei nicht sinnvoll, sich ohne Not zu
verschulden. „Wir bekommen das Geld gar
nicht ausgegeben“, befand er. Hauptgrund
für den Investitionsstau in Deutschland sei
nicht die Schuldenbremse, „sondern über-
forderte Planungsämter bei Bund, Ländern
und Gemeinden, ebenso wie zu kompli-
zierte Fördervorschriften und eine völlig
ausgelastete Bauwirtschaft“, sagte Schwarz.
Seine Fraktionskollegen Bernhard Daldrup
und Michael Schrodi stellten die Einnah-
meseite in den Mittelpunkt der Betrachtun-
gen. Schrodi begrüßte es, dass der Soli für
Bezieher unterer und mittlerer Einkom-
men abgebaut sei, ihn aber Spitzenverdie-
ner weiterhin zahlen müssten. Zugleich
verwies er auf die Bewertung des BDI,
wenn Investitionen unterlassen würden,
würde das die Generationengerechtigkeit
verletzen. Daldrup sagte, unterlassene In-
vestitionen gingen in der heutigen Zeit zu-
lasten künftiger Generationen.
Die klare Forderung nach Abschaffung der
Schuldenbremse oder einem Ende der
Schwarzen Null war jedoch nicht zu ver-
nehmen. Götz Hausding T

Linksfraktion, Gewerkschaftsbund und die deutsche Industrie fordern eine Abkehr von Schuldenbremse und Schwarzer Null, um die Investitionen - auch in die Verkehrsinfrastruktur - zu erhöhen. © picture-alliance/dpa

»Wir
haben kein

Finanzierungs-,
sondern ein
Umsetzungs-

problem.«
Eckhardt Rehberg (CDU)
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E
in Geheimnis ist es nicht: Die
SPD ist über die parteieigene
„Deutsche Druck- und Verlags-
gesellschaft“ (DDVG) an der
Verlagsgesellschaft Madsack
und der DDV Mediengruppe

beteiligt und somit an einer ganzen Reihe
regionaler Tageszeitungen. Öffentliche Auf-
merksamkeit hatten die Medienbeteiligun-
gen der Sozialdemokraten beispielsweise
2004 erreicht, als die DDVG 90 Prozent
des Druck- und Verlagshauses Frankfurt am
Main, dem Verlag der „Frankfurter Rund-
schau“, übernahm. Die Übernahme der
überregionalen Tageszeitung war damals
auf die Kritik anderer Parteien wie der
CDU und der FDP gestoßen.
In der vergangenen Woche debattierte der
Bundestag über einen Gesetzentwurf der
AfD-Fraktion (19/15265), die in den Me-
dienbeteiligungen der SPD eine Bedro-

hung der publizistischen Vielfalt erkennen
will und deshalb Änderungen am Parteien-
gesetz, am Gesetz gegen unlauteren Wett-
bewerb und am Gesetz gegen Wettbewerbs-
beschränkungen fordert. So soll beispiels-
weise im Parteiengesetz verankert werden,
dass die Parteien in ihren Rechenschaftsbe-
richten nicht nur die „Hauptprodukte“ sol-
cher Medienunternehmen nennen müssen,
an denen sie eine Kapitalbeteiligung hal-
ten, sondern alle publizistischen Produkte.

Rechenschaftsbericht Die SPD sei laut
ihrem Rechenschaftsbericht lediglich an
der „Sächsischen Zeitung“ und an der
„Dresdner Morgenpost“ beteiligt, führte
der AfD-Rechtspolitiker Stephan Brandner
aus. In Wirklichkeit sei die SPD aber auch
an den „Cuxhavener Nachrichten“, der
„Neuen Presse Coburg“, der „Franken-
post“, an der „Neuen Westfälischen“ und

einer Reihe anderer Zeitungen beteiligt.
Hinzu käme die Beteiligung am „Redakti-
onsNetzwerk Deutschland“, das für mehr
als 50 Tageszeitungen Inhalte liefere. Mit
der SPD sitze ein „Medienmogul auf der
Regierungsbank“, kritisierte Brandner. Das
Bundesverfassungsgericht habe bereits
2008 darauf hingewiesen, dass sich die feh-
lende Veröffentlichung von Beteiligungen
auf die öffentliche und individuelle Mei-
nungsbildung auswirken könne. Deshalb
müsse auch in den Zeitungen darauf hin-
gewiesen werden, „wenn eine Parteibeteili-
gung dahintersteckt“, forderte Brandner.
Nach Ansicht des CDU-Rechtspolitikers
Ansgar Heveling enthält der AfD-Gesetz-
entwurf jedoch lediglich „untaugliche“
Vorschläge, um ein „nicht vorhandenes
Problem zu lösen“. Die Behauptung, die
publizistische Vielfalt sei durch die Beteili-
gung der SPD an Medienunternehmen ge-

fährdet, sei falsch. Tatsächlich sei der mei-
nungsbestimmende Einfluss der regiona-
len Tageszeitungen mit SPD-Beteiligung
„eher gering“, da diese mit überregionalen
Tageszeitungen konkurrieren müssten. Zu-
dem werde der Bedarf an Information heu-
te zunehmend durch das Fernsehen und
das Internet gedeckt. Der SPD-Anteil an
der DDV-Mediengruppe von 40 Prozent
und der Verlagsgesellschaft Madsack in Hö-
he von 23 Prozent ermögliche „keinen be-
herrschenden Einfluss“ auf redaktionelle
Inhalte, argumentierte Heveling. Und
schon gar nicht ließe sich eine Einfluss-
nahme auf die politische Meinung feststel-
len. So habe die SPD im Verbreitungsge-
biet der „Sächsischen Zeitung“ bei der
Landtagswahl 2019 gerademal 8,5 Prozent
der Stimmen erzielt.
Eine deutliche Absage an den AfD-Gesetz-
entwurf erteilte auch der FDP-Rechtsexper-
te Jürgen Martens. Die Forderung, dass
nicht nur die Hauptprodukte von Medien-
unternehmen, sondern alle Produkte im
Rechenschaftsbericht der Partei aufgelistet
werden müssen, sei unsinnig. „Das betrifft
auch den Schulkalender oder den Advents-
kalender, der von einem solchen Verlags-
haus herausgegeben wird – nach dem Mot-
to: Vorsicht, in diesem Adventskalender
könnte SPD drin sein!“, spottete Martens.

Parteispenden der AfD Für die SPD wies
Mahmut Özemir die Kritik der AfD an sei-
ner Partei zurück. „Es war in dieser Repu-
blik nie die SPD, die bis zum Halse im
Spendensumpf steckte.“ Sie lege ihre Spen-
den auf Euro und Cent genau offen und
melde die Beteiligung an Medienunterneh-
men lückenlos an die Bundestagsverwal-
tung, führte Özdemir an und holte dann
zum Gegenschlag aus: „Schauen wir, wie
das bei der AfD ist: Eine Schweizer Gesell-
schaft mit einem undurchsichtigen Ge-
flecht von Geldflüssen organisierte Wahl-
kampagnen für die AfD. Die Geldgeber, die
ihre Gratiszeitungen und Plakate finanzie-
ren, sind bis heute unbekannt, und doch
verteilen Sie Zeitungen, die in keinem Re-
chenschaftsbericht der AfD auftauchen,
von Spenden an die AfD, die von Spen-
dern kommen, die teilweise nicht wissen,
dass sie gespendet haben, von Sachleistun-
gen, die gerne genommen werden, die aber
nirgendwo auftauchen, ganz zu schwei-
gen.“ Die Landesparteizentrale der AfD in
Nordrhein-Westfalen sei im Juni dieses
Jahres wegen ungeklärter Einflussnahme
auf Abgeordnete durch Russland und du-
bioser Goldgeschäfte durchsucht worden,
fügte Özdemir an.
Auch Doris Achelwilm, Kulturpolitikerin
der Linksfraktion, hielt der AfD entgegen,
sie lasse sich aus Quellen unterstützen und
finanzieren, die sie nicht in ihrem Rechen-
schaftsbericht anführe. Dank investigativer
Journalisten wisse man aber von einem
AfD-freundlichen Verein, der allein im
Landtagswahlkampf in Nordrhein-Westfa-
len vor zwei Jahren 2,6 Millionen Werbe-
zeitungen und etliche Großplakate spen-
diert habe. Die Bundestagsverwaltung und
die Staatsanwaltschaften Bodensee und Es-
sen ermittelten in der Sache. Um von die-
sen Dingen abzulenken, initiiere die AfD
nun im Bundestag diese „Unsinnsdebatte“,
monierte Achelwilm.
Die medienpolitische Sprecherin von
Bündnis 90/Die Grünen, Margit Stumpp,
warf der AfD Scheinheiligkeit vor. So habe
sie einem Antrag der Grünen zur Verbesse-
rung der Transparenz der Parteienfinanzie-
rung nicht zugestimmt. „Anonymität von
Großspendern ist Ihnen im Zweifel doch
wichtiger als Transparenz.“ Mit ihrem Ge-
setzentwurf präsentiere die AfD einmal
mehr „das Märchen“ von der demokrati-
schen, die Freiheit der Presse verteidigen-
den Partei. Doch dieses Märchen glaube
niemand – „nicht vor und auch nicht nach
Weihnachten“. Alexander Weinlein T

Noch steht es gut um die Vielfalt der Presse in Deutschland: Doch viele Zeitungen wie die „Financiel Times Deutschland“ wurden in
den vergangenen Jahren eingestellt. © picture-alliance/ZB

Einflussnahme?
RECHT Die AfD sieht die Pressevielfalt durch die
Medienbeteiligungen der Sozialdemokraten bedroht

KURZ REZENSIERT

Die Geschäftsordnung des Deutschen
Bundestages ist eigentlich sehr eindeu-
tig: „Die Redner sprechen grundsätzlich
im freien Vortrag. Sie können hierbei
Aufzeichnungen benutzen.“ Und so
mahnte in den Anfangsjahren des Bun-
destags das Präsidium auch noch so
manchen Abgeordneten, wenn er seine
Rede vom Blatt ablas. 1967 war diese
Vorgabe sogar noch einmal verschärft
worden. „Im Wortlaut vorbereitete Re-
den sollen eine Ausnahme sein und dür-
fen nur mit Genehmigung des Präsiden-
ten vorgelesen werden“, hieß es nun er-
gänzend. Bereits 1980 wurde dieser Pas-
sus jedoch wieder ersatzlos gestrichen –
weil sich die Parlamentarier nicht daran
hielten.
Dies ist nur eine von vielen Beispielen,
an denen der Publizist Johan Schloe-
mann seine Geschichte von der Kunst
der freien Rede seit der Antike bis in die
digitale Gegenwart spannend, unterhalt-
sam, fundiert und faktenreich erzählt.
Und ganz nebenbei hat der Klassische
Philologe ein paar handfeste Tipps für je-
ne Leser parat, die selbst einmal in die
Verlegenheit geraten, ihre Zuhörer aus
dem Stegreif überzeugen zu müssen.
Mit Bedauern muss der Leser zur Kennt-
nis nehmen, dass die Reden Barack Oba-
ma zwar rhetorisch glänzend waren, der
US-Präsident sie allerdings selbst bei
Aufritten in der Provinz vom Telepromp-
ter ablas. In den amerikanischen Medien
handelte er sich dafür den Spottnamen
„Teleprompter in Chief“ ein. Mit Begeis-
terung liest man hingegen, wie der Bür-
gerrechtler Martin Luther King 1963
während seiner berühmt gewordenen
Rede das Manuskript zur Seite schob
und anfing, frei zu reden: „I have
a dream...“ King habe sich in diesem
Moment, so schilderte es ein Mitstreiter
später, dem „Geist des Augenblicks
überantwortet“.
Schloemanns Buch sei jedem Sprachbe-
geisterten empfohlen. Und so manchem
Parlamentarier würde man es gerne un-
ter den Weihnachtsbaum legen. aw T

Johan Schloemann:

„I have a dream“
Die Kunst der freien
Rede.
Von Cicero bis
Barack Obama.

Verlag C.H. Beck,
München 2019;
288 S., 24 €

Allen Unkenrufen zum Trotz: Das post-
heroische Zeitalter ist noch nicht ange-
brochen. Es gibt neue Heldinnen oder
auch Hassfiguren. Zu ihnen gehört je
nach Standpunkt Carola Rackete, Kapitä-
nin des Rettungsschiffes „Sea-Watch 3“.
Im Rahmen ihrer Biografie veröffentlich-
te sie ein Manifest für die Rettung von
Menschleben. Ihre Leser fordert sie auf,
„zu handeln“, sich Bewegungen wie Ex-
tinction Rebellion oder Fridays for Future
anzuschließen.
„Es ist Zeit, die Wahrheit über die Klima-
krise zu sagen.“ Naturkatastrophen
führten „zu Kriegen und dem Zusam-
menbruch der menschlichen Zivilisati-
on“. Rackete verweist auf einige Dut-
zend Studien zur Klimakrise und be-
schreibt eine Endzeit-Stimmung. Zwar
sei der Klimawandel nicht die einzige Ur-
sache für Armut, aber sie bringe „die Ju-
gend Afrikas um ihre Zukunft“. Deutlich
zu kurz kommt dabei, dass die Fluchtur-
sachen vor allem in den politischen Sys-
temen Afrikas, Asiens und Lateinameri-
kas zu finden sind.
Auch nicht überzeugend sind die Überle-
gungen der Autorin zur Einführung einer
direkten Demokratie: Bürgerversamm-
lungen sollen Wahlen und Parlamente
ersetzen, ihre Sprecher durch Los be-
stimmt werden. Die zitierten „Studien“
stiften mehr Verwirrung, als dass sie In-
formationen liefern. Geradezu verstö-
rend wirken Sätze wie: Wahlen „destabi-
lisieren unsere Demokratie“. Gleichwohl
stellt Rackete nur allzu berechtigte Fra-
gen zu den Grenzen unserer Wachstums-
und Konsumgesellschaft.
Lohnenswert zu lesen ist jedoch, wie Ra-
ckete die Entscheidung traf, ohne Ge-
nehmigung im Hafen von Lampedusa
anzulegen. „Wer wie die Kapitänin ein
Menschenleben rettet, steht in der Nach-
folge Jesu“, betonte Erzbischof Stefan
Heße, Sonderbeauftragter für Flüchtlinge
der Deutschen Bischofskonferenz. Carola
Rackete selbst wollte nur Menschen aus
Seenot retten: „Es ist weder ein Verbre-
chen noch eine Heldentat.“ manu T

Carola Rackete:

Handeln statt
hoffen.
Aufruf an die letzte
Generation.

Dromer Verlag,
München 2019;
171 S., 16 €

Anzeige

Votum für
Mahnmal
KULTUR Der Bundestag hat sich erneut
mehrheitlich für die Errichtung eines
Mahnmals für die Opfer der kommunisti-
schen Gewaltherrschaft ausgesprochen. Mit
den Stimmen der Fraktionen von
CDU/CSU, SPD und FDP verabschiedete
der Bundestag am vergangenen Freitag ei-
nen entsprechenden Antrag der Koalitions-
fraktionen (19/15778) gegen das Votum
der Linksfraktion. AfD und Bündnis 90/
Die Grünen enthielten sich der Stimme.
Ein Antrag der AfD-Fraktion (19/14765),
der ebenfalls die Errichtung eines Denk-
mals fordert, wurde hingegen von allen an-
deren Fraktionen abgelehnt.
In ihrem Antrag verweisen die Koalitions-
fraktionen darauf, dass in anderen Staaten
des ehemaligen Ostblocks bereits den mil-
lionenfachen Opfern des Kommunismus
vor und nach 1945 in Form zahlreicher
Denkmale gedacht werde. In Deutschland
müsse „die Leerstelle in der Erinnerungs-
landschaft“ geschlossen werden. Im ersten
Quartal 2020 soll die Bundesregierung nun
ein Konzept für ein solches Denkmal vor-
legen, eine Machbarkeitsstudie zum Stand-
ort und der konkreten Ausgestaltung in
Auftrag geben. Zudem soll geprüft werden,
wie die Aussage des Denkmals in geeigne-
ter Weise, beispielsweise durch eine Doku-
mentation, begleitet werden kann.
Union und SPD verweisen in ihrem Antrag
darauf, dass der Bundestag sich bereits
mehrfach für die Errichtung eines Denk-
mals ausgesprochen habe, zuletzt durch
die Annahme des Antrags „30 Jahre Friedli-
che Revolution“ (19/10613) im Oktober
dieses Jahres. Bereits in diesem Antrag hat-
te die Koalitionsfraktionen die Regierung
aufgefordert bis Ende dieses Jahres ein
Konzept für das Denkmal vorzulegen. aw T

KURZ NOTIERT

AfD scheitert erneut bei
Wahlen zu Gremien
Erneut ist die AfD-Fraktion mit ihren
Wahlvorschlägen für die Mitglieder des
Kuratoriums der „Bundesstiftung Mag-
nus Hirschfeld“ und des Kuratoriums der
„Stiftung Denkmal für die ermordeten
Juden“ gescheitert. Wie schon bei meh-
reren Wahlgängen verpassten die vorge-
schlagenen AfD-Abgeordneten Nicole
Höchst und Uwe Witt die erforderliche
Stimmenmehrheit. Ebenfalls zum wieder-
holten Mal abgelehnt wurde die Wahl
des AfD-Abgeordnete Steffen Kotré in
das Kuratorium der „Stiftung Deutsches
Historisches Museum“.

FDP fordert ein
»Pisa-Sofortprogramm«

Angesichts des Abschneidens Deutsch-
lands in der aktuellen Pisa-Studie fordert
die FDP ein „Pisa-Sofortprogramm“. In
dem Antrag (19/15767), den der Bundes-
tag in die Ausschüsse überwies, spricht
sie sich dafür aus, dass der Anteil der Bil-
dungsinvestitionen am Bruttoinlandspro-
dukt (BIP) so angehoben wird, dass
Deutschland unter den besten fünf der
Staaten der Organisation für wirtschaft-
liche Zusammenarbeit und Entwicklung
(OECD) liegt. Darüber hinaus soll die
frühkindliche Bildung gestärkt und ge-
meinsam mit den Ländern ein Konzept
zur Reform der Lehrerausbildung entwi-
ckelt werden. aw T

Der berufliche Aufstieg soll attraktiver werden
AUSBILDUNGSFORTBILDUNG Opposition geht Gesetzesnovelle der Bundesregierung nicht weit genug

Auch wenn der Opposition die von der Re-
gierungskoalition geplanten Veränderun-
gen am Ausbildungsfortbildungsförde-
rungsgesetz (AFBG) nicht weit genug ge-
hen, begrüßen alle Fraktionen die Reform
im Grundsatz. Über den entsprechenden
Gesetzentwurf der Bundesregierung
(19/15273) debattierte der Bundestag am
vergangenen Freitag in erster Lesung.
Mit der Novelle soll die Gleichwertigkeit
von akademischer und beruflicher Ausbil-
dung gefördert werden. Durch Leistungs-
verbesserungen und die Erweiterung der
Fördermöglichkeiten für jeden Einzelnen
sollen berufliche Aufstiegsfortbildungen
attraktiver werden.

Theorie und Praxis Bundesbildungsmi-
nisterin Anja Karliczek (CDU) sagte: „Wei-
terbildung heißt das Gebot der Stunde.“
Der Alltag von „uns allen hängt von vielen
gut ausgebildeten Menschen“ ab. Es seien
die Handwerker, die Pflegekräfte, die
Dienstleister, die das Land Tag für Tag am
Laufen halten: „Und sie sollen wissen, dass
wir an ihrer Seite stehen, wenn sie den be-
ruflichen Aufstieg angehen wollen.“ Die
Arbeitswelt würde sich in rasanter Ge-
schwindigkeit weiter entwickeln, gerade
deshalb brauche man die enge Verzahnung
zwischen theoretischer und praktischer

Ausbildung. Sie betonte, das neue AFBG
sehe die stärksten Leistungsverbesserungen
vor, die es je gegeben habe.
Ulrike Bahr (SPD) argumentierte, das neue
AFBG gebe die richtige Antwort auf den
Fachkräftemangel. Es gebe Berufstätigen
ein wirksames Instrument an die Hand,
damit sie in ihre eigene berufliche Zukunft
investieren können. „Wer sich weiterbildet,
hat auch gute Aussichten auf dem Arbeits-
markt von morgen, trotz Strukturwandel
und Digitalisierung“, sagte sie. Ähnlich po-
sitiv äußerte sich auch Stephan Albani
(CDU) über die geplant Novelle. Weiterbil-
dung werde das zentrale Thema für die
nächsten Jahre und Jahrzehnte sein. Die
Unionsfraktion wolle das Interesse an Zu-
kunft, an Freude an Veränderung wecken
und vermitteln.

Meisterausbildung Götz Frömming
(AFD) lobte zwar die grundsätzliche Rich-
tung der Novelle, mahnte aber, dass die
Wertschätzung auch durch eine Gleichstel-
lung bei der staatlichen Förderung zum
Ausdruck gebracht werden müsse und for-
derte mehr finanzielle Unterstützung bei
der beruflichen Fortbildung für den Einzel-
nen. Er betonte, dass Studenten durch die
kostenlose Studiengänge und Bafög-Leis-
tungen eine sehr großzügige staatliche Un-

terstützung erhalten würden. „Wenn sich
einer der Handwerker dann aber selbst
fortbilden möchte, ist das für ihn nicht
umsonst“, kritisierte Frömming und sagte
an die Adresse der Ministerin gerichtet:
„Hier hätten sie klotzen müssen und nicht
kleckern.“

Teilzeit Ähnlich argumentierte auch Jens
Brandenburg (FDP) und nannte es „unge-
recht“, dass man an den Hochschulen kos-
tenfrei studieren könne, für die Meisteraus-
bildung aber auch in Zukunft noch mehre-
re Tausend Euro auf den Tisch legen müs-
se. Zudem forderte Brandenburg, die Un-
terstützung auch auf Menschen in Teilzeit-
fortbildung auszudehnen, da der Unter-
haltsbeitrag nach dem Gesetzentwurf nur
denen zur Verfügung stehe, die in Vollzeit-
fortbildung seien.
Die Linksfraktion kritisiert in einem Antrag
(19/15774), dass der Gesetzentwurf Schü-
ler bei der sogenannten praxisintegrierten
Ausbildung zum staatlich anerkannten Er-
zieher von dieser Form individueller För-
derung weitgehend ausschließe. Birke Bull-
Bischoff (Linke) forderte deshalb ein Ge-
setz, mit dem alle Formen der Erzieheraus-
bildung, insbesondere die integrierte Form
der Ausbildung, einschließlich der Praxis-
phasen förderfähig werden.

Nach Ansicht der Fraktion von Bündnis
90/Die Grünen geht der Gesetzentwurf zur
Änderung des AFBG zwar in die richtige
Richtung, ist jedoch nicht weit genug ge-
steckt. Beate Walter-Rosenheimer sagte:
Wir wollen „eine Vertiefung persönlicher
Kompetenzen im Beruf fördern und Wei-
terbildung breit und für alle aufstellen.“

Bafög Wie auch im Antrag ihrer Fraktion
„Vom Aufstiegs-Bafög zum Weiterbildungs-
Bafög“ (19/15803), forderte die grüne Bil-
dungspolitikerin, die Fortbildung mit ei-
nem gesetzlichen Recht auf Weiterbildung
für alle zu unterlegen. „Ohne dieses Recht
bleibt jede Weiterbildungsstrategie eine
leere Hülse.“
Zudem ist nach Ansicht der Grünen die
Gleichwertigkeit akademischer und berufli-
cher Bildung erst dann gegeben, wenn so-
wohl die Maßnahme als auch der Lebens-
unterhalt für die berufliche Weiterbildung
und den berufsbildenden Karriereweg ge-
währleistet ist. Annette Rollmann T
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AUFGEKEHRT

Ist das Kunst
oder Bio-Müll?

Es gibt bestimmt etliche ungelese-
ne Abhandlungen von angehen-
den Kunsthistorikern zum Bana-
nen-Motiv und dem ihm inhä-

renten Phallozentrismus in der moder-
nen Kunst seit Warhol. Diese müssen
nun alle neu geschrieben werden. Die
Geschichte von der Banane als Kunst,
von der Kunst als Banane – sie ist um
ein vitaminreiches Kapitel reicher. Auf
der Art Basel, die, wie der Name schon
vermuten lässt, jüngst in Miami statt-
fand, war ein Exemplar der Südfrucht
das Gesprächsthema Nummer eins. Der
italienische Künstler Maurizio Cattelan
hatte eine handelsübliche Banane (Kilo:
1,99 Euro) mit ebenso handelsüblichem
Klebeband (Centbetrag) an die Wand
geklebt. Fertig war die Installation „Co-
median“. Ein französischer Sammler
hatte dafür 120.000 Euro auf den Tisch
gelegt. Kunstmarkt statt Supermarkt.
Noch bevor die Diskussion, ob das nun
Kunst sei, aufkommen konnte, kam der
nächste Künstler: David Datuna nahm
die Frucht von der Wand und aß sie auf.
„Hungry Artist“ nannte Datuna treffend
seine destruktiv-dekonstruktivistisch-di-
gestive Performance. „Sie ist köstlich“,
kommentierte Datuna. Die postmoder-
ne Pointe: Der Galerist klebte einfach ei-
ne andere Banane an die Wand. Wer
braucht schon den Künstler?
Aus „Sicherheitsgründen“ wurde die Ba-
nane dann doch abgenommen und der
nächste Künstler begann sich auszuto-
ben: Er schrieb mit Lippenstift an die
Wand, dass der US-Milliardär, Kunst-
sammler und mutmaßliche Mädchen-
schänder Jeffrey Epstein sich nicht selbst
umgebracht habe, und verwies auf Me-
mes im Netz. Verschwörungstheorie
trifft Kunsttheorie trifft Internetkultur.
Alles Banane. Aber immerhin keine Fett-
ecke. Sören C. Reimer T

VOR 30 JAHREN...

Umbenennung
statt Auflösung
16.12.1989: Die SED bekommt einen
Namenszusatz So pompös wie 1986,
als noch Michail Gorbatschow im Palast
der Republik auf dem SED-Parteitag
sprach, war es im Dezember 1989 nicht
mehr: In der Ost-Berliner Dynamosport-
halle rang die einstige Staatspartei auf
einem Sonderparteitag um ihre Zukunft.
In der Öffentlichkeit waren die Rufe
nach einer Auflösung der SED immer

lauter geworden. Auf dem Parteitag fiel
ein entsprechender Antrag aber bei den
rund 2.700 Delegierten durch. Stattdes-
sen gab man sich einen neuen Namen –
zumindest teilweise.
Die Partei, so der Plan, sollte sich von
innen heraus erneuern. Gregor Gysi,
frisch gewählter Vorsitzender, schlug ei-
ne programmatische Neuausrichtung an
der Idee des „demokratischen Sozialis-
mus“ vor, die sich auch in einem neuen
Namen niederschlagen sollte: Partei des
demokratischen Sozialismus, Deutsche
Sozialistische Partei oder Sozialistische
Volkspartei lauteten die Vorschläge.
Doch zu einem radikalen Namenswech-
sel konnten sich die Delegierten nicht
durchringen. Nach einer „offenbar kon-
trovers verlaufenen Debatte“, wie berich-
tet wurde, stimmte der Parteitag am
16. Dezember hinter verschlossenen Tü-
ren mit 2.434 gegen 172 Stimmen für
den Namen SED-PDS: Sozialistische
Einheitspartei Deutschlands – Partei des
Demokratischen Sozialismus. Man wür-
de sich zur Geschichte der SED beken-
nen, stehe aber für den Bruch mit dem
Stalinismus und den Neubeginn, so Gy-
si. Lange hielt der Namenskompromiss
nicht: Noch vor der Volkskammerwahl
im März 1990 fiel das belastete SED im
Namen weg. Benjamin Stahl T

Ministerpräsident Hans Modrow beim
SED-Sonderparteitag in Berlin
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LESERPOST

Zur Ausgabe 49-50 vom 2. Dezember
2019, „Bunte Kultur und schwarze Null“
auf Seite 3:
Ich lese, dass die Alt-Herren-Partei CDU ein Fo-
to veröffentlichte, das eine schwarze Null mit
schwarzer Ledermütze zeigt unter der „Wir
stehen zu unserem Fetisch“ steht. Hat man
sich da nicht etwas vergaloppiert? Gegen aus-
geglichene Staatshaushalte spricht natürlich
nichts, wie man an der USA sieht, die bei Voll-
beschäftigung ein Haushaltsdefizit von zirka
1.000 Milliarden Dollar haben, während sich
der Präsident in Handelsschlachten mit unge-
wissem Ausgang wirft oder den US-Kongress
bemüht und die Hongkong-Fahne schwenkt,
statt den eigenen Laden aufzuräumen. Um im
Bild zu bleiben: Wenn ein ausgeglichener
Haushalt schon ein Fetisch sein soll, wären die
desolaten US-Zustände Masochismus. Will
man in Washington ausgerechnet in der
nächsten Rezession sparen?

Andreas Scheuer,
Kempen

Zur selben Ausgabe, „Große Ziele“ auf
Seite 11:
Da hat sich die Autorin große Mühe gegeben,
die Situation in Brüssel zu beschönigen, ja
weichzuspülen. Was mich besonders aufge-
bracht hat, ist der Hinweis, Europa müsse die
Sprache der Macht lernen. Wenn Frau von der
Leyen beabsichtigt, mit den USA, China und
Russland militärisch auch nur annähernd
gleichzuziehen, dann fördert sie eine militäri-
sche Auseinandersetzung zwischen wem auch
immer mit Beteiligung von Großmächten. Es
ist daher nicht zu verantworten, Nato-General-
sekretär Stoltenberg das Wort zu reden.

Wolfgang Haars,
Salzgitter

SEITENBLICKE

ORTSTERMIN: LESUNG IN DER BUNDESTAGSBIBLIOTHEK ZUR TREUHAND

Im Lichte der Fakten
Vielleicht ist Dankbarkeit nicht das erste, was ein Autor
für sein Werk erwartet. Vergangene Woche ist es das erste,
das Bundestagspräsident Wolfgang Schäuble (CDU) in
den Sinn kommt. „Vielen Dank dafür, dass Sie das Buch
geschrieben haben“, sagt er. Es sei wichtig, „Fakten zu ver-
mitteln“, denn in Legenden liege „ein ungeheures Spalt-
potential für die politische Wirklichkeit in der Bundesre-
publik“. Die Rede ist von dem Bild, das die einst mit der
Privatisierung der DDR-Betriebe betraute Treuhandanstalt
im populären Geschichtsverständnis hinterlassen hat. Be-
kanntlich soll sie schuld sein an allem, was in den östli-
chen Bundesländern noch immer schief läuft.
Auf der obersten Ebene im Lesesaal der Berliner Bundes-
tagsbibliothek sitzen die Besucher an halbkreisförmig an-
geordneten Arbeitstischen. Der Blick aus dieser Höhe
durch die Glasfront auf die Spree müsste spektakulär sein,
wäre es nicht ein Dezemberabend und längst dunkel. Am
Referententisch findet sich der ehemalige SPIEGEL-Re-
dakteur Norbert Pötzl eingerahmt von Schäuble und von
Richard Schröder, dem früheren Theologieprofessor, Bür-

gerrechtler und SPD-Fraktionschef in der DDR-Volkskam-
mer von 1990. Aus den Regalen an der Wand schauen in
langen Reihen Handbücher, Nachschlagewerke, Lexika.
Pötzl hat zwei Jahre im Bundesarchiv mit Akten der Treu-
hand verbracht und ein Buch vorgelegt, das er selbst als
Beitrag zur „Versachlichung der Diskussion“, als Ansatz,
„die Debatte im Lichte der Fakten nüchterner zu führen“,
verstanden wissen möchte.
Drei Anlässe hätten im Herbst 2017 sein Interesse auf das
Thema gelenkt: Der Einzug der AfD, deren Hochburgen
in Ostdeutschland liegen, in den Bundestag. Eine Studie,
aus der hervorging, dass die Treuhand bis heute als „zen-
trales Negativsymbol einer umfassenden, geradezu
schockartigen Überwältigung des Ostens durch den Wes-
ten“ wahrgenommen werde. Und schließlich die vorzeiti-
ge Öffnung der Treuhandakten für die Forschung.
Es mag Fehler gegeben haben, Willkür sicherlich nicht, so
lautet Pötzls Kernbefund. Warum sonst hätte die Treu-
hand in acht Monaten, seit Juli 1990, notleidenden Ost-
betrieben 28 Milliarden Mark an Liquiditätskrediten

überweisen sollen, wenn ihr von vornherein nur daran
gelegen war, die Wirtschaft der ehemaligen DDR plattzu-
machen? Pötzl rechnet vor: Von zuletzt rund 12.000 Be-
trieben unter Treuhand-Verwaltung seien etwa 3.700 ab-
gewickelt worden, eine Quote von 30,6 Prozent. Der letz-
te SED-Ministerpräsident, Hans Modrow selbst, habe
27 Prozent der Unternehmen für „konkursreif“ erklärt.
„Ich finde es sehr wichtig, die Treuhand vom Odium des
einzigen Übeltäters zu befreien“, sagte auch Richard
Schröder. Er nannte drei Faktoren, die ganz unabhängig
vom Wirken der umstrittenen Anstalt den Ruin der DDR-
Wirtschaft verursacht hätten. Den unverhofften Wegfall
der Grenze zum Westen, die deutsche Währungsunion
und den Wandel der Handelbeziehungen im einstigen
Ostblock. Ob es denn in anderen ehemals sozialistischen
Ländern so viel besser gelaufen sei, wo sich Oligarchen
das Volksvermögen unter den Nagel gerissen hätten, frag-
te Schröder. Womöglich habe die Treuhand die Ostdeut-
schen ja vor dem Treiben von „Milliardären mit kriminel-
ler Energie“ bewahrt. Winfried Dolderer T

Norbert F. Pötzl (Mitte) las in der Bundestagsbibliothek aus seinem Buch über die Treuhand, dem Feindbild vieler Ostdeutscher. Bundestagspräsident Wolfgang Schäuble
(CDU, rechts) und Richard Schröder (SPD) diskutierten mit ihm und den Besuchern über das umstrittene Wirken der Anstalt. © Deutscher Bundestag/Achim Melde
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Hauptstadtluft
schnuppern
MEDIENWORKSHOP Großstadt-Mieten-
wahnsinn, Streit um flächendeckendes 5G
und schließende Schulen in ländlichen Re-
gionen: Das Leben und Zusammenleben
verändert sich in Deutschland. Landflucht
und Verstädterung stellen eine Herausfor-
derung für die gesamte Gesellschaft dar.
Das Thema des Jugendmedienworkshops
2020 „Stadt, Land, Flucht?! – Lebens- und
Wohnräume heute und in Zukunft“, zu
dem der Deutsche Bundestag medieninte-
ressierte Jugendliche zwischen 16 und
20 Jahren nach Berlin einlädt, könnte da-
her nicht aktueller sein.
Vom 21. bis 28. März 2020 können
25 Nachwuchsjournalisten ein Workshop-
Programm zum medialen und politisch-
parlamentarischen Alltag in der Bundes-
hauptstadt erleben, sich mit Parlamenta-
riern, erfahrenen Hauptstadtjournalisten
und Experten über die Herausforderungen
für Städte, aber auch den ländlichen Raum
auseinandersetzen. Es geht um Fragen wie:
Wie werden die Unterschiede zwischen
verschiedenen Lebensräumen in den Me-
dien behandelt? Und wie sieht gutes Leben
überhaupt aus?
Bereits zum 17. Mal lädt der Bundestag
gemeinsam mit der Bundeszentrale für
politische Bildung und der Jugendpresse
Deutschland e.V. junge Medienmacher
dazu ein, in einer Redaktion zu hospitie-
ren, eine Plenarsitzung zu besuchen und
an der Erstellung einer eigenen Zeitung
mitzuarbeiten. Der Jugendmedienwork-
shop 2020 steht unter der Schirmherr-
schaft von Bundestagsvizepräsident
Thomas Oppermann (SPD).
Jugendliche können sich noch bis zum
17. Januar 2020 mit einem journalisti-
schen Text-, Foto-, Audio- oder Video-Bei-
trag bewerben. Beiträge können online un-
ter www.jugendpresse.de/bundestag einge-
reicht werden. lbr T

PERSONALIA

>Wilhelm Nölling †
Bundestagsabgeordneter 1969-1974,
SPD
Am 21. November starb Wilhelm Nölling im
Alter von 86 Jahren. Der promovierte Volks-
wirt, SPD-Mitglied seit 1964, war Direktkan-
didat des Wahlkreises Hamburg-Eimsbüttel
und gehörte dem Ausschuss für Arbeit und
Sozialordnung an. Nölling war von 1974 bis
1982 Gesundheits-, Wirtschafts- bzw. Fi-
nanzsenator in Hamburg und stand von
1982 bis 1992 an der Spitze der dortigen
Landeszentralbank.

>Wilhelm Helms †
Bundestagsabgeordneter 1969-1972,
FDP
Wilhelm Helms starb am 8. Dezember im Al-
ter von 96 Jahren. Der Landwirt aus Twi-
stringen/Kreis Grafschaft Hoya schloss sich
1963 der FDP an, war von 1961 bis 1971
Bürgermeister von Heiligenloh und von
1976 bis 1981 Stadtrat. Im April 1972 ver-
ließ er im Verlauf der Debatte um die Ost-
verträge die FDP und wurde Gast der CDU/
CSU-Bundestagsfraktion. Helms engagierte
sich im Landwirtschaftsausschuss.

>Eckhardt Barthel
Bundestagsabgeordneter 1998-2005,
SPD
An 17. Dezember feiert Eckhardt Barthel
seinen 80. Geburtstag. Der Berliner Diplom-
Politologe trat 1970 in die SPD ein, war von
1992 bis 1999 Vorsitzender des Bezirks
Schöneberg und gehörte von 1983 bis 1998
dem Berliner Abgeordnetenhaus an. Im
Bundestag engagierte sich Barthel, kultur-
und medienpolitischer Sprecher seiner Frak-
tion von 2000 bis 2005, im Kultur und Me-
dienausschuss sowie im Innenausschuss.

>Elfriede Klemmert
Bundestagsabgeordnete 1957-1961,
CDU
Elfriede Klemmert vollendet am 21. Dezem-
ber ihr 95. Lebensjahr. Die aus Bonn stam-
mende Notarin war dort Kreisvorsitzende
der Jungen Union und stellvertretende Lan-
desvorsitzende. 1954 trat sie der CDU bei
und gehörte einige Jahre dem rheinischen
Landesausschuss an. Im Bundestag enga-
gierte sich Klemmert im Rechtsausschuss.
Sie ist die einzige noch lebende Abgeordne-
te des Dritten Deutschen Bundestags.

>Lothar Ibrügger
Bundestagsabgeordneter 1976-2009,
SPD
Am 24. Dezember begeht Lothar Ibrügger
seinen 75. Geburtstag. Der Diplom-Inge-
nieur sowie Stadt- und Regionalplaner aus
Minden trat 1969 der SPD bei und war zeit-
weise Vorsitzender des dortigen Ortsver-
eins. Der Direktkandidat des Wahlkreises
Minden-Lübbecke I bzw. II engagierte sich
im Bundestag überwiegend im Verkehrsaus-
schuss, dessen stellvertretenden Vorsitz er
von 1994 bis 1998 inne hatte, sowie im
Ausschuss für die Angelegenheiten der Eu-
ropäischen Union. Von 1998 bis 2000 am-
tierte er als Parlamentarischer Staatssekre-
tär beim Bundesminister für Verkehr, Bau-
und Wohnungswesen. 1978/79 gehörte
Ibrügger dem Europäischen Parlament so-
wie von 1981 bis 2009 der Nordatlanti-
schen Versammlung an. bmh T

Letzte Sitzungswoche des Jahres
ANHÖRUNGEN Schulsozialarbeit und Gesetz zum fairen Kassenwettbewerb sind Themen

Auch in dieser Woche stehen im Bundestag
wieder öffentliche Anhörungen zu Gesetz-
entwürfen, Anträgen und Co. auf dem Pro-
gramm. Am Montag, 16. Dezember, ab
14 Uhr, wird der Ausschuss für Familie, Se-
nioren, Frauen und Jugend eine öffentliche
Anhörung zum Thema Schulsozialarbeit
durchführen. Die Sachverständigen sollen
zu einem Antrag der Fraktion Die Linke
mit dem Titel „Schulsozialarbeit für alle
Schülerinnen und Schüler sichern“
(19/9053) Stellung nehmen. Direkt im An-
schluss, ab 16 Uhr, beschäftigt den Aus-
schuss ein Antrag von Bündnis 90/Die
Grünen zu einem bundesweiten Aktions-
plan für sexuelle und geschlechtliche Viel-
falt (19/10224). Die Anhörungen finden
im Paul-Löbe-Haus, Sitzungssaal 2.200

statt. Am Mittwoch, 18. Dezember, führt
der Ausschuss für Gesundheit ab
14.30 Uhr im Marie-Elisabeth-Lüders Haus
(Anhörungssaal 3.101) eine öffentliche An-

hörung zum Gesetzentwurf der Bundesre-
gierung für einen fairen Kassenwettbewerb
in der gesetzlichen Krankenversicherung
(19/15662) sowie zu Änderungsanträgen
von CDU/CSU und SPD durch. Diskutiert
werden soll auch ein Antrag der Grünen
mit dem Titel „Mehr Qualitätstransparenz
für Versicherte, mehr Anreize für bessere
Versorgung – Solidarische Wettbewerbsord-
nung in der gesetzlichen Krankenversiche-
rung weiterentwickeln“ (19/9565).
Teils werden diese Anhörungen live über-
tragen oder lassen sich später als Aufzeich-
nungen online abrufen unter:
www.bundestag.de/mediathek Die Anmel-
dungsmodalitäten für einen persönlichen
Besuch der Anhörungen sind auf den Aus-
schusswebseiten verfügbar. lbr T

BUNDESTAG LIVE

Topthemen vom 18. – 20.12.2019

Elterngeld (Mi.)
Schutz des Waldes (Do.)

Phoenix überträgt live ab 9 Uhr

Auf www.bundestag.de:
Die aktuelle Tagesordnung sowie die
Debatten im Livestream
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Heiko Maas, SPD, Bundesminister des Auswärtigen:

Universell,
unveräußerlich und unteilbar

Heiko Maas (*1966)
Bundesminister

Wenn wir über Fort-
schritt sprechen, unter-
liegen wir manchmal

gefährlichen Illusionen. Als vor 71
Jahren erstmals das Wesen der
Menschenrechte beschrieben wur-
de, und zwar als unteilbar, unver-
äußerlich, universell, da war das
ein gewaltiger Fortschritt. Ja, wir
haben in der Zeit bis heute viel er-
reicht, um diesem Streben auch
mit Taten gerecht zu werden.

Allerdings: Manchmal neigt
man auch dazu, den Fortschritt als
etwas allzu Selbstverständliches zu
empfinden. Die letzten Jahre ha-
ben vor allen Dingen eines ge-
zeigt: Es gibt keinen Automatis-
mus für den Fortschritt bei Men-
schenrechten. Stattdessen erleben

wir einen besorgniserregenden
Pushback, und zwar weltweit. In
immer mehr Ländern – ja, auch
im Westen – geraten Menschen-
rechte unter Druck.

Wie weit wir von einer tatsäch-
lich gelebten Universalität der
Menschenrechte entfernt sind, das
zeigt der Blick auf die vielen Kon-
flikte, mit denen wir es zurzeit zu
tun haben: Gefangene werden in
Syrien zu Tode gefoltert. Mehr als
1 Million Uiguren sind in China
in Lagern interniert. Kritische Mei-
nungsäußerungen werden etwa in
Venezuela brutal unterdrückt.
Würde ich diese Liste fortführen
wollen, wäre das nicht möglich,
weil mir dafür zu wenig Redezeit
zur Verfügung steht.

Meine Damen und Herren, es
hilft aber wenig, diesen Pushback
nur zu beklagen. Was wir brau-
chen, ist vielmehr eine neue Ent-
schlossenheit, Menschenrechte
nicht nur zu verteidigen, sondern
sie sogar auszubauen und zu stär-
ken. Wie schwierig das aber sein
kann, das haben wir selbst gerade
im April erlebt, als wir die Präsi-
dentschaft im Sicherheitsrat der
Vereinten Nationen innehatten.
Dort wurden beharrlich sogar
Selbstverständlichkeiten bei der
Verhandlung zu einer Resolution
zum Kampf gegen sexualisierte

Gewalt in Konflikten infrage ge-
stellt, und zwar auch von Seiten,
von denen wir das überhaupt
nicht erwartet haben. Doch am
Ende konnte man diese Resoluti-
on verabschieden. Es zeigt sich,
dass es sich auch dann, wenn es
schwieriger wird, lohnt, sich über-
all für Menschenrechte einzuset-
zen und vor allen Dingen bei den
Vereinten Nationen.

Meine Damen und Herren, die-
sen Kampf für Menschenrechte
müssen wir ent-
schlossen weiter-
führen. Das werden
wir auch tun, ins-
besondere wenn
wir ab Januar 2020
parallel im Men-
schenrechtsrat und
im Sicherheitsrat
der Vereinten Na-
tionen sitzen. Das
ist eine Chance für
uns, und die wollen wir nutzen.

Meine Damen und Herren, die
großen Herausforderungen unse-
rer Zeit, sei es die Digitalisierung,
die Globalisierung, die Migration
oder auch der Klimawandel, ken-
nen nicht nur keine Grenzen, son-
dern sie haben auch allesamt mas-
sive Auswirkungen auf die Umset-
zung der Menschenrechte welt-
weit. Die Antwort darauf kann ei-

gentlich nur sein, dass wir auf der
internationalen Ebene so etwas
wie eine Allianz für Menschen-
rechte brauchen. Eine solche Alli-
anz haben wir gerade am Dienstag
hier in Berlin auf einer großen
Konferenz im Auswärtigen Amt
im Rahmen der Allianz für den
Multilateralismus ins Leben geru-
fen.

Menschen, die von ihrem Recht
Gebrauch machen, ihre Meinung
zu sagen oder sich in der Öffent-
lichkeit zu versammeln, müssen
geschützt werden. Sie werden
durch die Menschenrechte ge-
schützt. Wer dagegen verstößt, der
darf sich nicht darauf verlassen
können, dass das auf der interna-
tionalen Bühne verschwiegen
wird. Das gilt für den Iran. Das
gilt im Übrigen für die Entwick-

lungen, die wir im
Irak in den letzten
Wochen gesehen
haben. Das gilt na-
türlich für Syrien.
Natürlich verurteilt
die Bundesregie-
rung die Gescheh-
nisse im Iran aufs
Schärfste.

Meine sehr ver-
ehrten Damen und

Herren, wichtig ist, dass wir, wenn
wir handlungsfähig bleiben wol-
len, auch in Europa einheitlicher
auftreten. Nur wenn wir uns als
Europäische Union zu Menschen-
rechtsfragen klar positionieren,
wird es gelingen, diese Werte auch
erfolgreich zu verteidigen und vor
allen Dingen dabei selber glaub-
würdig zu bleiben. Deshalb haben
wir uns bei der letzten Sitzung des
Außenrates der Europäischen Uni-
on dafür nicht nur eingesetzt, son-
dern ein Projekt auf den Weg ge-
bracht, das der Europäischen Uni-
on dabei Glaubwürdigkeit vermit-
teln soll, nämlich ein Sanktionsre-
gime bei Menschenrechtsverlet-
zungen. Das ist ein Punkt, bei
dem die Europäische Union mehr
tun kann. Sie wird das in Zukunft
tun. Darauf haben wir uns ver-
ständigt.

Meine Damen und Herren,
Glaubwürdigkeit heißt aber auch,
national glaubwürdig zu sein.
Deutschland wird international
zugetraut, dass wir eine führende
Rolle bei der Stärkung von Men-
schenrechten einnehmen. Und
wir wollen diese Rolle auch ein-
nehmen. Dafür müssen wir glaub-
würdig sein. Wir müssen nicht nur
auf andere zeigen, sondern wir
müssen auch dafür sorgen, dass
unsere selbstgesteckten Ziele na-

tional erreicht werden.
Der aktuelle Menschenrechtsbe-

richt der Bundesregierung zeigt,
dass auch wir uns nicht auf den
erfolgten Fortschritten ausruhen
können. Eine erste Auswertung
des Nationalen Aktionsplans
„Wirtschaft und Menschenrechte“
hat gerade eines deutlich gemacht:
Eine Mehrheit der Unternehmen
erfüllt die Vorgaben des Nationa-
len Aktionsplans noch nicht. Nur
knapp ein Fünftel der Unterneh-
men setzt derzeit die menschen-
rechtliche Sorgfaltspflicht um.

Von daher, meine sehr verehrten
Damen und Herren, haben wir
begonnen, über die Ausgestaltung
möglicher gesetzlicher Regelungen
zu sprechen – nicht als Gänge-
lung, sondern um vorbildliches
Verhalten von Unternehmen zu
belohnen und die schwarzen
Schafe zur Rechenschaft zu zie-
hen. Auch das hat etwas mit
Glaubwürdigkeit zu tun.

Meine Damen und Herren, aber
auch das reicht nicht aus; denn
ein nationaler Alleingang wird die
Probleme nicht lösen. Deshalb
streben wir auch an, einen Akti-
onsplan der Europäischen Union
zu verantwortungsvoller Unter-
nehmensführung umzusetzen.
Wenn wir im nächsten Jahr die
Ratspräsidentschaft in der Euro-
päischen Union innehaben, ha-
ben wir eine gute Gelegenheit,
dem Nachdruck zu verleihen.

Meine sehr verehrten Damen
und Herren, liebe Kolleginnen
und Kollegen, der englische Histo-
riker Henry Thomas Buckle hat
einmal gesagt: „Der größte Feind
des Fortschritts ist ... die Trägheit.“
Er hat recht. Wir dürfen nicht zu-
frieden sein, sondern wir müssen
uns weiter weltweit für das einset-
zen, was vor 71 Jahren formuliert
wurde: die Menschenwürde für al-
le – universell, unveräußerlich
und unteilbar.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeord-

neten der CDU/CSU)
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Diesen
Kampf für

Menschenrechte
müssen wir

entschlossen
weiterführen.

Mitglieder der iranischen Akademikervereinigung demonstrierten vergangene Woche in Den Haag gegen die
Aktion des Regimes gegen Demonstranten und die Verletzung der Menschenrechte im Iran. © picture alliance/ANP
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www.bundestag.de/live/tv/index.html



2 DEBATTENDOKUMENTATION Das Parlament - Nr. 51 - 16. Dezember 2019

Jürgen Braun, AfD:

Islam ist größte Gefahr
für die Menschenrechte

Jürgen Braun (*1961)
Landesliste Baden-Württemberg

Ein Bericht zur Menschen-
rechtspolitik ist wichtig.
Weltweit werden Menschen-

rechte mit Füßen getreten. 232
Seiten erscheinen angesichts der
Lage auch keinesfalls zu viel. Aus-
führlich, eigentlich aber ausufernd
wird eine Vielzahl von einzelnen
Gruppen minutiös beschrieben.
Die Zahl der Seiten sagt aber we-
nig über die Qualität des Berichts
aus.

Nimm das Recht weg – was ist

dann ein Staat noch anderes als
eine große Räuberbande …

Papst Benedikt XVI. zitierte hier
im Deutschen Bundestag vor acht
Jahren diese zentrale Aussage des
heiligen Augustinus. Benedikt,
dieser große Denker, sieht den
Staat als Räuberbande, wenn nicht
das Recht herrscht.

Die Regierung Merkel hatte
schon damals mehrere große
Rechtsbrüche auf dem Gewissen,
übrigens unter Mitwirkung der
FDP damals: den illegalen Aus-
stieg aus der Kernkraft – ein Ver-
fassungsbruch -, die illegale soge-
nannte Euro-Rettung – ein Bruch
des EU-Rechts.

Der Staat ist dazu da, die Rechte
der Bürger zu schützen. Das ist
seine Hauptaufgabe. Schon vor
acht Jahren hatte die Regierung
Merkel diesen Auftrag des deut-
schen Volkes missachtet, und der
Papst aus Deutschland hat ihr den
Spiegel vorgehalten.

Der Islam ist weltweit die größte
Gefahr für die Menschenrechte.
Davon lesen wir in diesem Bericht

nichts. Heute sind die islamischen
Staaten der zahlenmäßig größte
Block innerhalb der Vereinten Na-
tionen. Auf diesen islamischen
Block nehmen bereits heute die
anderen Staaten Rücksicht. Unter
Druck sind hierzulande aber die-
jenigen, die wirklich den Schutz
Deutschlands bräuchten: Unter
Druck sind christliche Flüchtlinge.
Sie treffen in Auf-
nahmeeinrichtun-
gen allzu oft ihre
Peiniger aus den
Herkunftsländern
wieder und wer-
den weiter von ih-
nen verfolgt. Da-
von steht nichts
im Bericht der
Bundesregierung.

In vielen Ländern schwere und
schwerste Menschenrechtsverlet-
zungen: in China, Nordkorea und
Venezuela – Staaten, in denen der
Sozialismus herrscht. Die Herr-
schaft des Kollektivs ist das Gegen-
teil der Freiheit des Einzelnen. Die
Gefahren, die hier lauern, kom-

men im Bericht der Bundesregie-
rung zu ihrer Menschenrechtspoli-
tik ebenfalls nicht vor. Multilatera-
lismus und globales Handeln wer-
den angemahnt und gelobt. Dabei
wird unterschlagen, dass bis zum
heutigen Tag nur ein Nationalstaat
wirklichen Schutz für Bürger bie-
tet. Nur der Nationalstaat schafft
es, den Bürgern Grundrechte und
Menschenrechte zu garantieren.
Nur ein Staat, der auch Grenzen
kennt, ist in der Lage, die grundle-
genden Rechte der Menschen zu
schützen, die in ihm leben. Das
alles verschweigt die Bundesregie-
rung. Sie übergießt stattdessen ih-
ren ganzen Bericht mit einer süß-
lichen Multilateralismussoße. Ak-

tuell erleben wir
hierzulande Ein-
schränkungen der
Meinungsfreiheit.
Von der Bundesre-
gierung dazu kein
Wort der Kritik. Das
Netzwerkdurchset-
zungsgesetz, um das
es hier geht, wird
von vielen Verteidi-

gern der Freiheit hart kritisiert –
und in diesem Bericht der Bundes-
regierung wird das NetzDG, das
Internetzensurgesetz, sogar gelobt.
Das ist eine Verhöhnung der Men-
schenrechte.

In der Bundesregierung fehlt das
Gespür für das Freiheitsbedürfnis

der Menschen. Gerade die CDU
sollte es doch wissen, Konrad
Adenauer hat ihr bereits 1948 ins
Stammbuch geschrieben: „Die
persönliche Freiheit ist und bleibt
das höchste Gut der Menschen!“
Heute ist dieser Satz Konrad Aden-
auers wichtiger denn je. Die meis-
ten Deutschen trauen sich nicht
mehr, öffentlich ihre Meinung zu
sagen. Es herrscht ein Klima der
Angst in diesem Land. Sie, Herr
Maas, sind für dieses Klima der
Angst mitverantwortlich.

Das brennende Problem des
Antisemitismus umschleicht die
Bundesregierung ebenfalls wie die
Katze den heißen Brei. Denn auch
hier geht es letztlich um den Is-
lam. Michael Wolffsohn, einer der
profiliertesten Denker im heuti-
gen Deutschland, benennt das in
der „Neuen Zürcher Zeitung“:
„Der muslimische Antisemitismus
ist der gefährlichste.“ Zitat Ende.
Der Bundesregierung fehlt der
Mut, das klar auszusprechen.

Einseitigkeit zugunsten des Is-
lam, Blindheit gegenüber dem is-
lamischen Fundamentalismus,
kein Gespür für die persönliche
Freiheit der Bürger: Der Bericht
der Bundesregierung zur Men-
schenrechtspolitik ist, um es auf
einen Punkt zu bringen, ein Do-
kument der Schwäche.

(Beifall bei der AfD)
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Michael Brand, CDU/CSU:

Wir verteidigen das, was uns
ausmacht, nicht mehr genug

Michael Brand (*1973)
Wahlkreis Fulda

Sie haben gedroht, meine
Mutter zu töten, wenn die
Aufnahmen über ihre Aussa-

gen zu den Lagern in der Provinz
Xinjiang veröffentlicht werden.

Das, lieber Herr Präsident, lie-
be Kolleginnen und Kollegen, be-
richtet der Menschenrechtsakti-
vist Ferkat Jawdat der „New York
Times“ aktuell. Seine Mutter war,
auch wegen seines Einsatzes in
den USA, mehrfach in Lagern in-
haftiert, hat Schreckliches erlebt
und gesehen. In der „New York

Times“ sind ihre mutigen Aussa-
gen über ein Konzentrationslager,
„concentration camp“, wie er es
nennt, nachzulesen. Sie ist bereit,
für die Wahrheit mit ihrem Leben
zu bezahlen. Was die schwer ge-
zeichnete Mutter berichtet, lässt
einem das Blut in den Adern ge-
frieren: totale Überwachung bis
in den Schlaf, überfüllte Zellen
mit bis zu 20 Personen ohne sa-
nitäre Möglichkeiten, Verweige-
rung medizinischer Hilfe, Schlä-
ge, Anketten der Häftlinge, Verge-
waltigungen, Folter – ein echtes
Horrorszenario. Es gibt Berichte
über Zwangssterilisierungen wie
zu dunkelsten deutschen Zeiten.
Das alles kann nur ein Ziel ha-
ben: dass es möglichst bald keine
Uiguren mehr gibt.

Man kann sich vor der Tapfer-
keit dieser Frau, die ihrem Sohn
sagte, er solle ihre Aussagen trotz
der Drohungen veröffentlichen,
nur verneigen. Diese Frau spricht
offen über die Verbrechen des
Regimes. Auch wir als Deutscher
Bundestag fordern die chinesi-
sche Führung auf: Stoppen Sie

die Drohungen gegen diese
schwerkranke Frau! Und vor al-
len Dingen: Stoppen Sie die un-
menschliche Verfolgung von
Millionen von Unschuldigen!
Wir werden zu diesen Verbre-
chen hier nicht schweigen.

Wir werden hier Zeugen von
nichts weniger als
systematischem
staatlichen Terror
gegen bis zu 3 Mil-
lionen unschuldi-
ge Zivilisten, die
nur ein Verbrechen
begangen haben:
Sie gehören der
Minderheit der Ui-
guren an. Der Chef
der KP in der Pro-
vinz Xinjiang, der für die opera-
tive Umsetzung dieser Vernich-
tungsstrategie steht, hat schon
den Vernichtungsfeldzug gegen
die 4 000 Jahre alte einzigartige
Kultur der Tibeter geführt. Ihr
einziges Verbrechen war im Üb-
rigen, Tibeter zu sein. Die dyna-
misch wachsende Minderheit
von derzeit über 80 Millionen

Christen wird ebenfalls brutal
unterdrückt. Die Lage der Men-
schenrechte wird immer schlim-
mer.

Es ist eindeutig: Dieses neue
chinesische Regime hat eine
neue Qualität. Das Regime will
auch keinen Dialog mehr über
Menschenrechte. Der staatliche
Terror zeigt, wie sehr Xi persön-
lich die Menschenrechte verach-
tet.

Der Menschenrechtsdialog zwi-
schen Deutschland und China,
den Peking in den letzten Jahren
regelmäßig abgesagt hat, ist für
China auch einfach geworden,

Herr Außenminis-
ter; denn Probleme
werden in der Tat
angesprochen,
aber ohne jede
Konsequenz und
Wirkung. Liebe
Kolleginnen und
Kollegen, entweder
man führt den
Dialog offen und
über alle relevan-

ten Fragen, oder man beugt sich
der Blockade. Ein reines Feigen-
blatt bringt für Menschenrechte
null. Das ist die bittere Wahrheit.

Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, die „China Cables“ sind nur
die Spitze des Eisberges. China
ordnet weltweit die meisten Hin-
richtungen an. Ein schlimmes Ka-
pital ist der illegale Organhandel

durch den Staat. Man muss die
Berichte ernst nehmen. Auch die
Existenz der Lager wurde abge-
stritten, bis es nicht mehr anders
ging. Menschen werden termin-
gerecht regelrecht ausgeschlach-
tet. Darüber wird bei uns kaum
gesprochen, im Übrigen auch
nicht im aktuellen Menschen-
rechtsbericht – jedenfalls nicht
substanziell -, obwohl das darin
ein Schwerpunktthema sein soll.

Das alles hat System. China in-
stalliert einen Totalitarismus 2.0:
totale Unterdrückung und mittel-
alterliche Brutalität. Andere Re-
gime – auch das gehört zur Wahr-
heit – von Russland bis Saudi-
Arabien sind an diesem Totalita-
rismus made in China bereits in-
teressiert. China, liebe Kollegin-
nen und Kollegen, ist ein Testfall
für die Zukunft der Menschen-
rechte global.

Das Regime Xi testet seinen
Kurs immer wieder, auch uns ge-
genüber. Leider werden wir leiser,
treten zu leise auf. Das Motto
wurde: Leise, leise, nur nichts
provozieren. Die Menschen in
der DDR hätten null Chance auf
Freiheit gehabt, wenn die freie
Welt damals – in deutlich gefähr-
licherer Lage – so leise geblieben
wäre, wie wir es heute gegenüber
China sind.

Wir haben den Kalten Krieg ge-
gen eine totalitäre Gefahr gewon-
nen. Nun dürfen wir nicht nach-
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träglich verlieren, weil wir nicht
mehr die Kraft haben, für unsere
Werte und unsere Ideale von Men-
schenrechten einzutreten. Nicht
nur bei dieser aktuellen Debatte,
sondern im außenpolitischen und

wirtschaftspolitischen Tagesge-
schäft brauchen wir eine strategi-
sche Neuorientierung. Weiter lei-
sezutreten, ist angesichts der Be-
drohung von China, Russland und
anderen autoritären Staaten keine

Option mehr. Es geht auch nicht
alleine um China. Es geht auch
um uns. Wir verteidigen nicht
mehr genug das, was uns eigent-
lich ausmacht: Grundrechte, Frei-
heit und Demokratie. Es ist für die

Zukunft unseres Landes wichtig,
dass wir diesen Test bestehen.
Nehmen wir uns diese tapfere
Frau zum Beispiel. Lassen wir uns
unsere Standhaftigkeit nicht ab-
kaufen. Menschen in aller Welt

schauen auf die, die als freie Welt
gelten. Wir dürfen sie nicht ent-
täuschen.
(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, der

FDP und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-

NEN)

Peter Heidt, FDP:

Proaktive Verteidigung
digitaler Freiheitsrechte

Peter Heidt (*1965)
Landesliste Hessen

Der 13. Menschenrechtsbe-
richt der Bundesregierung
besteht aus einer langen

Liste einzelner Maßnahmen und
Projekte. Er ist aber nur beschrei-
bend, ohne Schwerpunkte, ohne
problemorientierte Darstellung.
Das haben selbst die Regierungs-
fraktionen jetzt in ihrer Entschlie-
ßung erkannt; der Kollege Brand
hat ja fast eine Oppositionsrede
gehalten. Wirklich konkrete Ver-
besserungen werden aber in der
Entschließung von CDU/CSU und
SPD leider nicht gemacht.

Bei der Betrachtung der Men-
schenrechtslage über den Bericht
hinaus stelle ich
eindeutig fest, dass
es weltweit um die
Menschenrechte
nicht gut bestellt
ist. Die Entwick-
lung in vielen Län-
dern ist mit großer
Sorge zu betrach-
ten. Es gibt eine
steigende Tendenz
von Menschen-
rechtsverletzungen, und es gibt ge-
rade auch gegenüber Frauen eine
steigende systematische Verlet-
zung von Menschenrechten.

Deutschland hat weltweit ein
sehr hohes Ansehen im Bereich
der Menschenrechte. Das merkt
man, wenn man mit Vertretern
anderer Staaten redet. Ich habe
das jüngst bei der Delegationsreise
des Ausschusses für Menschen-
rechte in Den Haag bei den Staats-
gerichtshöfen erlebt. Umso wichti-
ger wäre es, dass Deutschland sei-
nen guten Ruf einsetzt, um eine
deutliche Verbesserung bei den
Menschenrechten zu erreichen.

Insgesamt muss man aber fest-
stellen, dass Deutschland viel zu
zögerlich und wenig strukturiert
agiert. Warum hat die Bundesre-
gierung so wenig Zutrauen zu der
eigenen Courage? Herr Minister,
ich hatte gestern ein Gespräch mit
Botschaftern aus Brasilien, Peru
und Kolumbien. Wissen Sie, was
diese Kollegen gesagt haben, was
sie sich gewünscht haben? Bitte
mehr Engagement von Deutsch-
land. Deutschland braucht eine
kohärente und strategisch ausge-
richtete Menschenrechtsstrategie
mit klaren Zielen, einer politi-
schen Prioritätensetzung, und das
im europäischen Kontext.

Im Bericht wird der Anspruch
der deutschen Menschenrechtspo-
litik damit hervorgehoben, dass
der Einsatz für die Menschenrech-
te eine alle Politikfelder durchzie-
hende Querschnittsaufgabe sei. Ja,
richtig. Aber dann muss dies auch
gelebt werden. Wir Freien Demo-
kraten fordern hier vor allen Din-
gen, dass multilateralen Bemü-
hungen der Vorzug vor bilateralen
Bemühungen gegeben wird. Das
unterscheidet uns doch eigentlich
alle von der AfD.

Ein gutes Beispiel für diese halb-
herzige Vorgehens-
weise Deutschlands
ist die International
Commission on
Missing Persons. Ja,
Deutschland leistet
eine finanzielle Un-
terstützung. Aber
warum ist Deutsch-
land nicht auch Mit-
glied in dieser Orga-
nisation? Die ICMP

leistet hervorragende Arbeit bei
der Suche nach vermissten Perso-
nen, insbesondere im Zusammen-
hang mit Kriegsverbrechen. Das ist
eine sehr wichtige Arbeit, gerade
wenn man solche Menschen-
rechtsverbrechen strafrechtlich
verfolgen will. Deshalb sollte
Deutschland ein aktiver Teil dieser
Organisation sein.

China: ein absoluter Problem-
fall. Die China Cables haben den
Verdacht bestätigt, dass über 1
Million Uiguren in der chinesi-
schen Provinz Xinjiang zwangs-
weise interniert und umerzogen
werden. Sarkastisch könnte man

ja sagen, China hat eine lange Tra-
dition von Menschenrechtsverlet-
zungen: Tibet, Platz des Himmli-
schen Friedens, Hongkong, jetzt
Xinjiang. Im Umgang mit China
ist weniger Naivität, sondern
mehr Realismus gefragt, meine
Damen und Herren. Die versteck-
te Entwicklungszusammenarbeit
mit China muss genauso beendet

werden wie die Zinssubventionen.
Zudem dürfen staatsnahe chinesi-
sche Konzerne keinen Zugang zu
kritischer Infrastruktur bekom-
men.

Weiterhin halten es die Freien
Demokraten für unbedingt gebo-
ten, ein EU-weites Magnitski-Ge-
setz zu etablieren. Dies würde ge-
zielte Aktionen gegen sowohl
staatliche als auch nichtstaatliche
Akteure ermöglichen, die für
schwere Menschenrechtsverletzun-
gen verantwortlich sind, zum Bei-
spiel durch die Einfrierung von
Guthaben oder Einreiseverbote.
Ein entsprechendes Sanktionssys-
tem, wenn es global gemeinsam
mit den Vereinigten Staaten umge-

setzt werden könnte, verspricht
konkrete Maßnahmen gegen die
Täter von schweren Menschen-
rechtsverletzungen und damit eine
wirksame Handhabe.

Schließlich fordern wir die Bun-
desregierung zur proaktiven Ver-
teidigung digitaler Freiheitsrechte
auf. So wie die Digitalisierung all-
gemein voranschreitet, eröffnet
dies neue Möglichkeiten. Aber das
gibt auch neue Möglichkeiten für
Überwachung und Unterdrü-
ckung. Mehr Anstrengungen in
diesem Bereich sind ganz drin-
gend geboten.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

©
FD

P-
Bu

nd
es

ta
gs

fra
kt

io
n

Zaklin Nastic, Die Linke:

Niemand darf
trotz Arbeit arm sein

Zaklin Nastic (*1980)
Landesliste Hamburg

Bei intensiver Beschäftigung
mit dem Menschenrechts-
bericht der Bundesregie-

rung kommt ein Verdacht auf: Ih-
re Politik verwechselt die Würde
der Mehrheit der Menschen mit
der Gewinnmacherei einer Min-
derheit.

Zwar schreibt die Bundesregie-
rung in ihrem Bericht – Zitat -:

Beschäftigung dient … nicht
nur der Sicherung des Lebensun-
terhaltes, sondern ermöglicht Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitneh-
mern auch gesellschaftliche Teil-
habe und soziale Integration.

Aber wie sieht denn Ihrer Mei-
nung nach gesellschaftliche Teil-
habe eigentlich aus, wenn auf 3,5
Millionen Menschen nach Feier-
abend noch ein zweiter Job war-
tet, damit sie überleben können?

Eine aktuelle Studie der Bertels-
mann-Stiftung widerlegt auch die
Behauptungen aus dem Bericht –

Zitat -, nämlich ein hoher Beschäf-
tigungsstand würde bei auskömm-
lichen Löhnen das wirksamste
Mittel zur Vermeidung von Armut
sein. Nein, die Armut steigt eben
trotz höherer Beschäftigungsquo-
te. Die Menschen werden immer
ärmer trotz mehr Arbeit, und wir
Linken sagen klar: Niemand darf
arm trotz Arbeit sein.

Während in Deutschland die
XXL-Erben allein im vergangenen
Jahr 15 Milliarden Euro kassiert
haben, ohne einen einzigen Cent
Steuern zahlen zu müssen, muss
in diesem reichen Land jedes fünf-
te Kind in Armut leben. In ihren
Ohren muss doch Ihr Bericht
wirklich wie Hohn
klingen.

Wir brauchen
jetzt endlich einen
armutsfesten Min-
destlohn von min-
destens 12 Euro
und eine Kinder-
grundsicherung. Be-
enden Sie endlich
die befristeten Ver-
träge, die erzwunge-
ne Teilzeitarbeit und das Monster
Niedriglohnsektor! Dann können
Sie wirklich glaubhaft von gesell-
schaftlicher Teilhabe für die Bevöl-
kerung sprechen. Aber dazu
braucht es eben endlich statt de-
ren Alimentierung eine gerechte
Besteuerung der Superreichen in
diesem Land.

Weiter heißt es in Ihrem Bericht:
Bezahlbares und angemessenes

Wohnen gehört zu den Grundbe-
dürfnissen aller Menschen. –

Nein, meine Damen und Her-
ren, Wohnen ist nicht nur ein
Grundbedürfnis, es ist festge-
schriebenes Recht. Aber für 2 000
Menschen allein in meiner Hei-
matstadt Hamburg ist es ein tägli-
cher Überlebenskampf auf Ham-
burgs Straßen. Allein im vergange-
nen Monat sind drei Obdachlose
binnen weniger Tage in Hamburg
gestorben. Das ist wirklich ein
Skandal.

Dass 680 000 Menschen in die-
ser Republik wohnungslos sind
und es täglich mehr werden, ist
ebenfalls ein Skandal. Und was

macht das Innen-
ministerium? Sie
kürzen die Gelder
beim sozialen
Wohnungsbau und
tun alles, um den
Mietendeckel in
Berlin zu verhin-
dern. Wir als Linke
sagen klar: Wir
brauchen endlich
eine bundesgesetz-

liche Regelung für die Mietpreise,
viel mehr sozialen Wohnungsbau
und endlich die Enteignung gro-
ßer Immobilienkonzerne. Es gibt
nämlich das Menschenrecht auf
Wohnen, aber nicht das Men-
schenrecht auf Profitmaximie-
rung.
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Es gibt
das Menschen-

recht auf Wohnen,
aber nicht
auf Profit-

maximierung.

Die ICMP
leistet hervor-
ragende Arbeit
bei der Suche

nach vermissten
Personen.
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Meine Damen und Herren ins-
besondere auf der eher linken Sei-
te dieses Hauses, einst haben ja Ih-
re großen Parteichefs, der Genosse
der Bosse Gerhard Schröder und

der Straßenkämpfer Joseph Fi-
scher, den Arbeitenden und den
Arbeitslosen in diesem Land den
Kampf erklärt. Sagen Sie sich von
ihnen endlich los, dann wird es

vielleicht wieder etwas mit einem
gemeinsamen Einsatz für Klima-
schutz, Sozialstaat und Menschen-
rechte.

Vielleicht noch ein Hinweis, der

aktuell sehr wichtig ist: Unterstüt-
zen Sie den Appell für Julian As-
sange. Sein Leben ist bedroht. Für
ihn zu kämpfen, heißt auch, für
Pressefreiheit, Meinungsfreiheit,

Demokratie und Menschenrechte
zu kämpfen.

(Beifall bei der LINKEN)

Margarete Bause, Bündnis 90/Die Grünen:

Menschenrechte und
ihre Verteidiger schützen

Margarete Bause (*1959)
Landesliste Bayern

Nächste Woche wird in
Straßburg der Sacharow-
Preis des Europäischen

Parlaments an den uigurischen
Menschenrechtsverteidiger Ilham
Tohti verliehen. Ilham Tohti kann
den Preis nicht persönlich entge-

gennehmen, weil er wegen seines
stets gewaltfreien Einsatzes für die
Rechte seines Volkes in China zu
lebenslanger Haft verurteilt wur-
de. Dieser Preis ist angesichts der
schockierenden Dokumente der
China Cables ein starkes und ein
wichtiges Zeichen.

Tohti steht für Millionen ande-
rer. Ob in China, in Nordkorea,
im Iran, in Syrien, im Jemen, in
Ägypten, Brasilien, Russland, der
Türkei oder, oder, oder, weltweit
versuchen autoritäre oder totalitä-
re Regime, Oppositionelle und die
Zivilgesellschaft mundtot zu ma-
chen. Menschenrechtsverteidige-
rinnen und Menschenrechtsvertei-
diger werden verfolgt, weggesperrt,
gefoltert oder ermordet, nur weil
sie ihre grundlegenden und garan-
tierten Rechte auf Leben, auf Frei-
heit oder sexuelle Selbstbestim-

mung einfordern, zum Beispiel
die saudische Bloggerin Eman Al
Nafjan, die sich für Frauenrechte
einsetzt, oder der brasilianische
Indigene Davi Ko-
penawa, der sich
gegen die Abhol-
zung des Regenwal-
des einsetzt. Diese
mutigen Frauen
und Männer riskie-
ren viel und oft so-
gar ihr Leben. Sie
erhoffen und er-
warten, dass wir
uns für sie einset-
zen, dass wir sie wahrnehmen,
dass wir sie unterstützen und dass
wir sie, wo es uns möglich ist,
schützen, wir, die wir all die Rech-
te genießen dürfen, die ihnen vor-
enthalten werden. Deshalb dürfen
wir zu Menschenrechtsverletzun-

gen niemals schweigen, egal wo
sie stattfinden, und egal wer sie
begeht.

Da vermisse ich trotz einiger gu-
ter Aktivitäten eine konsequente
und konsistente Haltung der Bun-
desregierung. Was die brutale Ge-
walt gegen friedliche Demonstran-
tinnen und Demonstranten im
Iran angeht – Schweigen. Was die
Konsequenzen auf die Enthüllun-
gen der China Cables angeht –
Leisetreterei. Was die Reaktion auf

den völkerrechts-
widrigen Einmarsch
der Türkei in Nord-
syrien angeht –
bloß keine spürba-
ren Sanktionen.
Was die staatliche
Seenotrettung im
Mittelmeer angeht
– erst einmal ab-
warten. Wenn sich
die deutsche Rüs-

tungsindustrie jetzt vor dem Inter-
nationalen Strafgerichtshof ver-
antworten muss wegen ihrer Waf-
fenlieferungen an die Kriegsalli-
anz im Jemen, dann steht auch
die deutsche Politik dort in der
Verantwortung.

Diese Bundesregierung muss
endlich das tun, wofür sie sich
selbst so gerne lobt, nämlich eine
ganzheitliche menschenrechtsba-
sierte Politik verfolgen; so wird es
in ihrem Bericht beschrieben. Fan-
gen Sie damit an, Ihre Hausaufga-
ben zu machen: Ratifizieren Sie
zunächst einmal das Zusatzproto-
koll zum UN-Sozialpakt und die
Konvention zum Schutz indigener
Völker. Geben Sie den Unterneh-
men einen klaren gesetzlichen
Rahmen zum Schutz der Men-
schenrechte. Schließen Sie die Lü-
cken bei der Rüstungskontrolle.

Elie Wiesel hat einmal gesagt:
Man muss Partei ergreifen. Neu-

tralität hilft dem Unterdrücker,
niemals dem Opfer. Stillschwei-
gen bestärkt den Peiniger, niemals
den Gepeinigten.

Das ist unsere Verpflichtung. Es
gilt, die Menschenrechte und ihre
Verteidiger zu schützen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU,

der SPD und der FDP)

©
DB

T/
Th

om
as

Ko
eh

le
r

Aydan Özoğuz, SPD:

Menschenrechtsverletzungen
bleiben zu oft ungestraft

Aydan Özoğuz (*1967)
Wahlkreis Hamburg-Wandsbek

Zunächst einmal freue ich
mich, dass es den Regie-
rungsfraktionen gelungen

ist, das Thema Menschenrechte
einmal zu einer solchen Zeit im
Plenum zu debattieren, zu der es
Aufmerksamkeit bekommt, und
nicht immer nur um 22 Uhr oder
ganz spät abends, wenn es nie-
mand mehr mitbekommt, auch
wenn es eine recht kurze Debat-
tenzeit für ein riesiges Thema ist.

Die Einhaltung und Wahrung

von Menschenrechten gehört zu
unseren allerhöchsten Werten. Es
wurde schon mehrfach gesagt: Sie
sind universell und nicht teilbar.
Das Besondere ist doch: Sie gelten
eben auch für diejenigen, die sie
mit Füßen treten oder gar abschaf-
fen wollen. Das ist die Schwierig-
keit der Menschenrechte. Deswe-
gen brauchen wir weltweit eine
breite Basis, an der wir immer
wieder arbeiten müssen. Es ist kei-
ne Selbstverständlichkeit, dafür zu
streiten, wie wir heute Morgen oft
genug gehört haben.

Wir erleben immer wieder das
Gegenteil: Sie werden nicht einge-
halten, sie werden verletzt. Das
begleitet uns natürlich im Men-
schenrechtsausschuss Woche für
Woche: Folter, sexuelle Gewalt,
Tötungen, Genitalverstümmelung,
Kinderarbeit, Organraub. Man
kann gar nicht all die vielen
schrecklichen Menschenrechtsver-
letzungen aufzählen, die es in die-
ser Welt gibt. Wir können uns nur
einem Bruchteil zuwenden.

Das Wichtigste sind doch die

Transparenz, also dass wir davon
wissen, und die Bestrafung von
Menschenrechtsverletzungen. Das
ist die Grundlage für die Einhal-
tung. Deshalb haben wir als SPD-
Fraktion in den Menschenrechts-

ausschuss das Thema Straflosigkeit
eingebracht, mit dem wir uns in
den letzten Monaten beschäftigt
haben. Wir alle wissen: Viel zu oft
bleiben Menschenrechtsverletzun-
gen weltweit, aber eben auch bei
uns ungestraft, Täter bleiben un-
bekannt. Das ist ein furchtbarer
Zustand.

Wir müssen uns daher umso
mehr damit befassen, wie deut-
sche Gerichte und Strafverfol-
gungsbehörden bei der Ahndung
schwerster völkerrechtlicher Straf-
taten auch vonseiten der Gesetzge-

bung unterstützt werden können.
Aus diesem Grund wurde 1998
der Internationale Strafgerichtshof
mit Sitz in Den Haag gegründet.
In unserer gemeinsamen Anhö-
rung zu diesem Thema wurde un-
ter anderem deutlich: Wir brau-
chen viel mehr gut ausgebildete
Richterinnen und Richter, und wir
müssen die Rechte der Opfer stär-
ken.

Der ehemalige Richter am Inter-
nationalen Strafgerichtshof Flügge
machte deutlich, dass sich vor 30
Jahren viele nach so etwas wie
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Ratifizieren
Sie zunächst
einmal das

Zusatzprotokoll
zum

UN-Sozialpakt.

Vier Frauen demonstrieren in Hannover gegen die Zensur des Internets in China. © picture-alliance/dpa
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dem Internationalen Strafge-
richtshof gesehnt haben, es aber
kaum jemand für
möglich gehalten
hätte, dass es dies
einmal geben
könnte. Heute ist
es Realität, aber
leider unter
schwierigen Vo-
raussetzungen.
Professor Saffer-
ling aus Nürnberg
hat deutlich auf-
gezeigt, dass auch der General-
bundesanwalt an der Internatio-
nalen Akademie Nürnberger

Prinzipien Fortbildungsmaßnah-
men für andere Staaten unter-

stützt. Seine Exper-
tise ist nachgefragt
und somit die Er-
fahrungen Deutsch-
lands. Das ist ein
wichtiges Gut und
sollte unbedingt
weiterhin unsere
Unterstützung er-
halten.

Leider erfährt der
Internationale

Strafgerichtshof noch keine Un-
terstützung durch die Mitglieder
des Sicherheitsrates USA, Russ-

land und China; auch nicht
durch das bevölkerungsreiche
Land Indien, wie wir wissen.
Hier gilt es, beharrlich zu blei-
ben und nach Lösungen zur Ein-
bindung zu suchen. Denn Straf-
losigkeit ist nur mithilfe einer in-
ternationalen Strafjustiz beizu-
kommen.

Am Ende möchte ich den digi-
talen Raum erwähnen. Anfein-
dungen im Netz sind ja leider
ein alltäglicher Bestandteil unse-
res Lebens geworden. Wohl nie-
mand kann ernsthaft in Zweifel
ziehen, dass wir Menschenrechte
inzwischen auch online verteidi-

gen müssen. Auch das freie Inter-
net – Herr Braun hat es ange-
sprochen -, auch das weltweite
Internet, ist kein rechtsfreier
Raum.

Zum Schluss möchte ich –
Herr Präsident, mit Ihrer Erlaub-
nis; es geht auf Weihnachten zu
– den missio-Präsidenten Dirk
Bingener zitieren, der zum Tag
der Menschenrechte sagte:

Wer sich für Religionsfreiheit
engagiert, ... muss sich für die
Religionsfreiheit der Angehöri-
gen aller Religionen einsetzen.
Wer auf die Lage von bedrängten
Christen in Indien hinweist, darf

nicht das Schicksal der muslimi-
schen Rohingya in Myanmar
oder der Jesiden im Irak verges-
sen.

Heute wurden auch die Uigu-
ren in China erwähnt.

Zudem darf die Religionsfrei-
heit nicht gegen andere Men-
schenrechte wie etwa das der
Meinungsfreiheit ausgespielt
werden – und umgekehrt.

Ich glaube, wir haben da noch
viel zu tun.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeord-

neten der CDU/CSU)

Auch das freie
Internet, auch
das weltweite

Internet,
ist kein rechts-

freier Raum.

Markus Frohnmaier, AfD:

Auswirkungen auf
den Standort Deutschland

Markus Frohnmaier (*1991)
Landesliste Baden-Württemberg

Niemand im Bundestag ist
gegen Menschenrechte.
Aber die AfD stellt sich

dagegen, dass plötzlich Deutsch-
land allein für Menschenrechtsver-
letzungen geradestehen soll, für
die es gar nichts kann. Die Links-
partei schlägt hier und heute unter
diesem Tagesordnungspunkt vor,
ein Gesetz über Lieferketten zu
verabschieden. Deutsche Unter-
nehmen sollen in Zukunft die Ver-
antwortung dafür tragen, wenn ir-
gendwo in der Lieferkette Men-
schenrechte, Umweltstandards
oder Arbeitnehmerrechte verletzt
werden.

Was heißt das
konkret? Das ist
mein Mobiltelefon.
Dieses Mobiltele-
fon steht am Ende
einer Wertschöp-
fungskette. Das
Handy funktioniert
natürlich nicht oh-
ne Batterie. Für die
Batterie benötigen
wir unter anderem Kobalt. Kobalt
wird überwiegend im Kongo abge-
baut und hat nichts mit Kobolden
zu tun, Frau Baerbock. Sie können
sich natürlich vorstellen, dass die
Kobaltförderung im Kongo nicht
immer deutschen Standards ent-

spricht. Die schlechten Standards
werden von den afrikanischen
Diktatoren aber gebilligt. Und da-
für sollen jetzt ausgerechnet deut-
sche Unternehmer, die schon jetzt
die höchsten Standards weltweit
sicherstellen, bezahlen! Das for-
dern nicht nur die Linken, das for-
dert nicht nur die Linkspartei,
auch die Bundesregierung hat
durch CSU-Minister Gerd Müller
erklärt, ein Lieferkettengesetz zu
unterstützen.

Was hieße das denn? Wenn
deutsche Unternehmer nicht bis
zum letzten lon sicherstellen, dass
deutsche Standards eingehalten
werden, werden diese in Haftung
genommen. Das führt zu einer
massiven Verschiebung der Verant-
wortung: weg von den Staaten
und ihren Regierungen, hin zu
ausschließlich deutschen Unter-
nehmern. Glauben Sie ernsthaft,
dass es dann noch Investitionen
von deutschen Unternehmen in
Entwicklungsstaaten geben wird?
Glauben Sie das ernsthaft? Damit
schaden Sie nicht nur den Ent-
wicklungsländern, sondern auch
dem Standort Deutschland. Von
der Bäckerei bis zu unserer ohne-

hin schon geplagten
Automobilindustrie
müsste jeder Unter-
nehmer in Zukunft
seine gesamte Lie-
ferkette minutiös
kontrollieren. Jedes
Samenkorn, jeder
Holzspan, jede
Schraube müsste
auf die Einhaltung
sozialer und ökolo-

gischer Standards geprüft werden.
Das ist bürokratische Arbeitsplatz-
vernichtung.

Für die Einhaltung von Geset-
zen sind noch immer die Regie-
rungen verantwortlich und nicht
deutsche Unternehmen. Ich ende

deshalb mit einem Zitat von
Christoph Kannengießer, Haupt-
geschäftsführer des Afrika-Vereins
der deutschen Wirtschaft: Ein Ge-
setz mit umfangreicher Haftung
für das Handeln weit entfernter
Lieferanten kann dazu führen,
dass sich Unternehmen zurückzie-
hen. Wollen Sie das wirklich? Die
AfD will es nicht!

(Beifall bei der AfD)
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Dr. Katja Leikert, CDU/CSU:

Menschenrechte sind
universell, nie selbstverständlich

Katja Leikert (*1975)
Wahlkreis Hanau

Heute debattieren wir den
Menschenrechtsbericht
der Bundesregierung so-

wie die Menschenrechtsberichte
der Europäischen Union. Ich
möchte gerne zwei Themen he-
rausgreifen, weil sie mir besonders
wichtig erscheinen und weil wir
da ganz konkret handeln können:
zum einen das Thema „Menschen-
rechte entlang der Lieferketten“,
das wir eben schon diskutiert ha-

ben, und zum anderen das Thema
„Umgang mit Prostitution in
Deutschland“. Egal ob im außer-
europäischen Ausland oder hier
bei uns zu Hause, Menschenrechte
sind universell, nie selbstverständ-
lich, und wir müssen uns immer
wieder dafür einsetzen.

Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, wo stehen wir beim Thema
Lieferketten? Viele deutsche Un-
ternehmen tun hier schon sehr
viel. Gerade erst gestern zum Tag
der Menschenrechte haben sich
über 40 namhafte deutsche Unter-
nehmen für ein nationales Liefer-
kettengesetz ausgesprochen. Ich
finde, das ist ein tolles Signal.
Richtig ist aber auch, dass sich von
den mehr als 300.000 deutschen
Unternehmen, die im Ausland ak-
tiv sind, leider nur – das hat eine
Umfrage der Bundesregierung er-
geben, die diese Woche veröffent-
licht wurde – ein Fünftel im Rah-
men der Selbstverpflichtung mit
dem Thema Menschenrechte wirk-
lich befassen. Das ist natürlich zu

wenig. Hier müssen wir einfach
sorgfältiger und besser werden!

Natürlich ist es Unsinn, wenn
Sie von der Linken hier so tun, als
würde unser Reichtum in der
nördlichen Hemisphäre nur von
der Armut des Südens abhängen.
Es ist so, wie wir schon im ersten
Semester Volkswirtschaftslehre ler-
nen, liebe Frau Nastic, dass natür-
lich auch die Armen und die
Ärmsten vom Welthandel profitie-
ren. Aber richtig ist eben auch,
dass wir hohe Maßstäbe anlegen
müssen, wenn es um Menschen-
rechte geht, ohne Kompromisse.
Wir erlauben zu Hause keine Kin-
derarbeit, und wir sollten sie welt-
weit ächten. Wir wollen zu Hause
hohe Arbeitsstandards, faire Löh-
ne, und deshalb sollte auch derje-
nige, der am Ende der Lieferkette
arbeitet, von seinem Lohn leben
können. Das ist wichtig. Wir soll-
ten das international auch stärker
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Kinderrechte sind – wie hier für drei minderjährige Weberinnen in Burkina
Faso – nicht überall gewährleistet. © picture-alliance/Godong
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Einhaltung von
Gesetzen sind

noch immer die
Regierungen
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einfordern.
Deutschland hat hier eine ganz

besondere Verantwortung.
Deutschland ist drittgrößtes Ex-
portland und auch drittgrößtes
Importland. Sind wir mit diesem
Anspruch alleine in der Welt?
Nein, das sind wir nicht. Es gibt
andere europäische Länder wie
zum Beispiel Frankreich, das be-
reits ein sehr ambitioniertes Lie-
ferkettengesetz hat, Großbritan-
nien, die Niederlande haben ei-
nes, aber auch Länder wie die
USA und Australien haben ge-
setzliche Regelungen hierzu.

Sehr verehrte Damen und Her-
ren, ich danke in diesem Zusam-
menhang Entwicklungshilfemi-
nister Gerd Müller, der heute hier
vertreten wird von Maria Flachs-
barth, genauso wie Bundesminis-
ter Hubertus Heil. Ich unterstüt-
ze sie darin, im Rahmen unserer

EU-Ratspräsidentschaft dieses
Thema aufzugreifen. Es ist gut,
dass wir diese Debatte heute hier
führen.

Mein zweites Thema richtet
den Blick auf ein Menschen-
rechtsproblem vor unserer eige-
nen Haustür, nämlich auf die
völlig inakzeptable Situation für
die allermeisten
Prostituierten in
unserem Land. Er-
innern wir uns:
2002 gab es mit
dem Prostitutions-
gesetz unter der da-
maligen rot-grünen
Bundesregierung
den Versuch, Pros-
titution als ein Ge-
werbe wie jedes an-
dere, als einen Beruf wie jeden
anderen anzusehen. Dieser Ver-
such ist kläglich gescheitert, wie

wir hier alle anerkennen müssen.
Wir haben dann nachgebessert
mit dem Prostituiertenschutzge-
setz. Leider hat aber auch diese
Maßnahme die Lage der Prostitu-
ierten nicht in dem Maße verbes-
sert, dass wir damit zufrieden
sein könnten. Wenn wir uns die
Zahlen ansehen, dann stellen wir

fest, dass gerade
einmal 33 000
Prostituierte ange-
meldet sind und
damit legal arbei-
ten. Seriöse Schät-
zungen gehen aber
davon aus, dass es
in diesem Land
mehr als 400 000
Prostituierte gibt
und damit einen

riesengroßen illegalen Bereich.
Bereits jetzt ist klar, dass weder
der Anmeldepflicht nachgekom-

men wird noch die geforderten
gesundheitlichen Maßnahmen
durchgeführt werden. Wir haben
es in diesem Bereich mit Men-
schenhandel, Zwangsprostitution
und sexueller Ausbeutung zu
tun. Ich finde, die Lage ist so dra-
matisch, liebe Kolleginnen und
Kollegen, dass wir nicht noch fast
zehn Jahre abwarten können. So
lange würde es nämlich dauern,
wenn man warten würde, bis das
Prostituiertenschutzgesetz 2025
überprüft wird und irgendwann
danach gesetzliche Maßnahmen
kommen.

Wir müssen viel eindeutiger
klarmachen, was wir in Deutsch-
land wollen. Ich persönlich wie
auch einige andere bei uns ha-
ben viel Sympathie für das soge-
nannte nordische Modell, das in
Skandinavien, aber beispielswei-
se auch in Irland und Kanada

Gesetzeslage ist. Kern ist die klare
Kriminalisierung der Freier und
eben nicht der Prostituierten.
Prostituierte brauchen unsere
Hilfe beim Ausstieg aus diesem
entwürdigenden Gewerbe. Wir
sind in Deutschland in vielem
führend, aber der Titel „Bordell
Europas“ steht uns wirklich nicht
gut. Der muss weg!

Sehr geehrte Damen und Her-
ren, wir sind in Deutschland sehr
ambitioniert mit der Umsetzung
von Menschenrechten. Men-
schenrechte – auch das hat der
Minister gesagt – enden jedoch
nicht an unseren Grenzen. Und
auch zu Hause gibt es noch viel
zu tun. Seien wir hier konse-
quent!

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie Abg.

Leni Breymaier (SPD))

Menschen-
rechte
enden

jedoch nicht
an unseren
Grenzen.

Sandra Weeser, FDP:

Lieferkettengesetz ist
nicht der richtige Ansatz

Sandra Weeser (*1969)
Landesliste Rheinland-Pfalz

Herr Frohnmaier, nie-
mand möchte, glaube
ich, T-Shirts aus men-

schenunwürdigen Produktionen
kaufen. Mir fehlen bei Ihren Aus-
führungen, um ehrlich zu sein,
aber die Lösungs-
ansätze.

Das Wort „Wirt-
schaft“ kommt in
dem Bericht öfter
vor als das Wort
„Arbeit“, nämlich
ganze 274-mal.
Die Linken for-
dern nun ein abs-
truses Lieferket-
tengesetz, das sich
anlässt wie eine Zwangsjacke,
und zwar ab Größe S. Es würde
nämlich Unternehmen ab 250
Mitarbeitern treffen und damit in
Deutschland mehr als 15 000
Unternehmen. Wir müssen uns
doch hier fragen: Was bedeutet
das für deutsche Unternehmen?
Das bedeutet vor allen Dingen
viel Bürokratie, das bedeutet

mehr Berichtswesen, mehr Pro-
zesse.

Der Staat wälzt mit diesem Ge-
setz seine Aufgaben auf die Un-
ternehmen ab, und da vergeht
kleinen Unternehmen, ehrlich
gesagt, die Lust aufs Weiterma-
chen. Heute denkt jedes fünfte
Familienunternehmen bei der
Nachfolge darüber nach, dichtzu-
machen. Und was ist der Grund?
Zu viel Bürokratie! Manch ein
Mittelständler wird dann eben
nicht mehr in den schwierigen
Ländern in Asien oder Afrika pro-
duzieren. Ohne deutsche Investi-
tionen gäbe es aber auch in die-
sen Produktionsländern keine
dualen Ausbildungszentren
mehr, und es gäbe auch keine
Community-Arbeit mehr. Statt-
dessen überlassen wir hier Unter-

nehmen aus weni-
ger regulierten Län-
dern mit fragwürdi-
gen Standards wie
zum Beispiel China
das Feld. Gut ge-
meint ist eben nicht
gut gemacht.

Deutschland hat
mit seiner Freihan-
delspolitik zu
Wohlstand auf der

ganzen Welt beigetragen und da-
für gesorgt, dass weniger Men-
schen weltweit in menschenun-
würdigen Bedingungen leben. In
den Freihandelsabkommen der
EU setzt sich Deutschland für
moderne Nachhaltigkeitskapitel
mit Arbeits- und Umweltstan-
dards ein. Herr Heil kann nicht
die Aufgabe des Staates, Men-

schenrechte durchzusetzen,
durch ein nationales Lieferket-
tengesetz auf den Mittelstand
übertragen, meine Damen und
Herren.

Werten Sie doch erst einmal al-

le Ihre Fragebögen aus – voraus-
gesetzt, dass Sie das auch an die
richtige E-Mail-Adresse schicken -
, und machen Sie dann eine poli-
tische Bewertung. Denn das Er-
gebnis könnte vielleicht sein,
dass die Regierung Unternehmen
bessere Informationen zu Men-
schenrechtsrisiken liefern müsste
und dass zwischenstaatliche Ko-
operationen wie zum Beispiel
durch Freihandelsabkommen
strategischen Einfluss bringen.

Klar ist: Die Achtung der Men-
schenrechte ist für die Wirtschaft

unabdingbar, und ganz beson-
ders im aktuellen Systemwettbe-
werb zwischen unterschiedlichen
Gesellschaftsmodellen. Ein Lie-
ferkettengesetz ist aber nicht der
richtige Ansatz. Es würde deut-
schen Unternehmen und Pro-
duktionsländern schaden. Des-
wegen: Unterstützen Sie bitte den
ehrbaren Kaufmann!

Danke schön.

(Beifall bei der FDP)
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Michel Brandt, Die Linke:

Menschenrechte als Grundlage
außenpolitischen Handelns

Michel Brandt (*1990)
Landesliste Baden-Württemberg

Als Verfechterin der Men-
schenrechte, als Bollwerk
der europäischen Werte –

ja, so inszeniert sich die Bundesre-
gierung gerne in der Öffentlichkeit
und auch in ihren Berichten. Das
Gegenteil ist leider viel zu oft der
Fall. Sie treibt global die soziale
Spaltung mit ihrer rücksichtslosen
Wirtschafts- und Freihandelspoli-
tik voran. Die Menschenrechte

spielen dabei keine Rolle.
In Brasilien kündigt der faschis-

tische Präsident Bolsonaro an,
den Amazonas-Regenwald zur
Nutzfläche umzufunktionieren. Er
erklärt denen den Krieg, die die
grüne Lunge schützen wollen.
Trotzdem hält die Bundesregie-
rung am Mercosur-Abkommen
fest. Aber Freihandelsabkommen
wie Mercosur, TTIP und CETA sind
Menschenrechts- und Klimakiller
und dienen rein
dem Profit.

Die rücksichtslo-
se Handelspolitik
wird auch am Bei-
spiel Bolivien deut-
lich. Der indigene
Präsident Morales
wird weggeputscht,
und die Bundesre-
gierung nutzt das
Chaos, um den ge-
planten Lithiumdeal des baden-
württembergischen Konzerns ACI
durchzusetzen. Das ist Neokolo-

nialismus, wie er im Buche steht,
meine Damen und Herren.

Wir wollen eine grundlegend
andere Handelspolitik, die die
Umwelt und die Menschenrechte
in den Mittelpunkt stellt. Deshalb
fordern wir seit Langem ein Liefer-
kettengesetz, mit dem Unterneh-
men endlich verpflichtet werden,
internationale Menschenrechts-
standards auch einzuhalten und
umzusetzen. Betroffene von Kon-

zernverbrechen
müssen auch an
deutschen Gerich-
ten endlich klagen
können.

Doch die Bundes-
regierung versucht
genau das seit Jah-
ren zu verhindern.
Mit freiwilligen
Selbstverpflichtun-
gen hilft sie Konzer-

nen, weiter ungestraft von Um-
weltzerstörung und der Verletzung
von Arbeitsrechten zu profitieren.
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Die rücksichts-
lose

Handelspolitik
wird auch am

Beispiel Bolivien
deutlich.

Der Staat
wälzt mit

diesem Gesetz
seine Aufgaben

auf die
Unternehmen ab.
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Aber das Konzept der Freiwillig-
keit ist gescheitert. Im Rahmen
des sogenannten Nationalen Akti-
onsplans Wirtschaft und Men-
schenrechte wurde eine Unterneh-
mensbefragung durchgeführt.
Lachhafte 20 Prozent der teilneh-
menden Konzerne haben gerade
einmal ein Mindestmaß der men-
schenrechtlichen Anforderungen
umgesetzt. Deswegen fordern wir
heute mit unserem Antrag endlich
ein verbindliches Lieferkettenge-
setz. Damit sind wir übrigens
auch nicht alleine. 70 NGOs und
Gewerkschaften sowie Parteitags-

beschlüsse von SPD und, ja, sogar
der CDU wollen dasselbe. Das wä-
re doch endlich einmal ein kon-
kreter Beitrag zur
Fluchtursachenbe-
kämpfung.
Sie benutzen dieses
Wort ja gerne und
inflationär. Was Sie
dann aber machen,
ist meist reine
Fluchtbekämpfung.
In Algerien werden
Migrantinnen/und
Migranten durch eine von der EU
finanzierte Mauer zurückgehalten.

Der türkische Grenzschutz, den
die EU mit 80 Millionen Euro fi-
nanziert, schießt auf syrische Ge-

flüchtete. Wenn es
Schutzsuchende
überhaupt bis aufs
Mittelmeer schaffen
und sie nicht ertrin-
ken, werden sie von
EU-finanzierten
und -ausgebildeten
libyschen Milizen
zurück in Folterla-
ger gebracht, und

die, die es trotz all dieser Hürden
nach Europa schaffen, sperren Sie

in sogenannte EU-Hotspots. Aber
die Zustände in diesen Lagern
sind katastrophal. Alleine im völ-
lig überfüllten Lager Moria auf
Lesbos sind Tausend unbegleitete
Minderjährige. Holen Sie doch zu-
mindest diese Kinder aus diesen
elenden Zuständen heraus! Dass
Schutzsuchende auf dem Boden
der EU solchen unmenschlichen
Bedingungen ausgesetzt sind, ist
eine Bankrotterklärung an die
Menschenrechte. Hören Sie auf,
Menschenrechte bloß als Phrase
zu missbrauchen! Machen Sie sie
stattdessen endlich zur Grundlage

Ihres außenpolitischen Handelns!
Danke schön.

(Beifall bei der LINKEN)
Hören Sie

auf,
Menschenrechte
bloß als Phrase

zu
missbrauchen!

Dies ist eine gekürzte Version der De-
batte. Es sprachen zudem die Abge-
ordneten Kai Gehring (Bündnis 90/
Die Grünen), Sebastian Brehm (CDU/
CSU), Josephine Ortleb (SPD) sowie
Stefan Rouenhoff (CDU/CSU).

Debatte zur Sicherstellung publizistischer Vielfalt / 134. Sitzung des 19. Deutschen Bundestages am 12. Dezember 2019

Stephan Brandner, AfD:

Mehr Transparenz, Medienvielfalt
und mehr Demokratie

Stephan Brandner (*1966)
Landesliste Thüringen

Es geht um Vielfalt. Denn
wenn es bei diesem Gesetz-
entwurf nur um die SPD ge-

hen würde, meine Damen und
Herren, hätte sich die Sache schon
an dieser Stelle erledigt, genau wie
diese ehemals stolze Partei, die
nun nur noch aus Chaos, Pöst-
chen, Selbsterhaltung von Funk-
tionären und gähnender pro-
grammatischer Leere besteht.

Aber es geht hier nicht nur um
die SPD, es geht um mehr. Es geht
um mehr Transparenz, mehr Me-
dienvielfalt und mehr Demokra-
tie. Da wir von der AfD für mehr
Demokratie in allen gesellschaftli-
chen Bereichen stehen, arbeiten,
täglich kämpfen und auch mehr
Demokratie wagen wollen, ist die-
ses Thema wichtig – wichtig für
unsere Gesellschaft, wichtig für
unsere freiheitliche Grundord-
nung, wichtig für Deutschland.
Und peinlich und entlarvend und
unangenehm für die SPD und alle
Altparteien, die gleich wahrschein-
lich wieder primitiv über uns her-

fallen werden. Aber das kennen
wir ja; es ist uns egal.

Meine Damen und Herren, die
Parteien wirken an der politischen
Meinungsbildung, an der politi-
schen Willensbildung des Volkes
mit. Das setzt notwendigerweise
eine Kommunikation mit offenem
Visier voraus. Das Problem ist da-
her, wenn eine Partei an einem
oder mehreren Medienunterneh-
men beteiligt ist; denn der Be-
richterstattung in einer vorder-
gründig unabhängigen Zeitung
bringen die Leser zunächst mehr
Vertrauen als einer Parteizeitung
entgegen.

Bisher müssen Parteien im Re-
chenschaftsbericht lediglich die
Unternehmensbeteiligungen und
Hauptprodukte der Medien, an
denen sie beteiligt sind, angeben.
Das sind bei der SPD und deren
DDVG – ich dachte erst, das heißt
Deutsche Demokratische Verlags-
gesellschaft, aber es heißt offenbar
Deutsche Druck- und Verlagsge-
sellschaft – die „Sächsische Zei-
tung“ und die „Dresdner Morgen-
post“; so kann man sich irren.

Tatsächlich steckt aber nicht nur
in diesen beiden Zeitungen SPD
über Beteiligung drin, sondern
auch noch in den „Cuxhavener
Nachrichten“, in der „Niederelbe-
Zeitung“, in der „Neuen Presse
Coburg“, in der „Frankenpost“ in
Oberfranken, im „Nordbayeri-
schen Kurier“ in Bayreuth, in der
„Neuen Westfälischen“ in Nord-
rhein-Westfalen, im „Freien Wort“
in Suhl und in der „Südthüringer
Zeitung“. Da steckt SPD drin, steht
aber nicht SPD drauf. Warum

nicht?
Insgesamt rund eine halbe Mil-

lion Exemplare täglich werden
durch die Pressebeteiligung der
SPD über die DDVG vertrieben.
Die DDVG ist wiederum mit 23
Prozent an der Verlagsgesellschaft
Madsack KG beteiligt, die als
Hauptprodukte die „Hannover-
sche Allgemeine Zeitung“ und die
„Neue Presse Hannover“ verlegt.
Dazu kommen aber noch die
„Leipziger Volkszeitung“, die
„Dresdner Neueste Nachrichten“,
die „Lübecker Nachrichten“, die
„Ostsee-Zeitung“, das „Göttinger
Tageblatt“, die „Märkische Allge-
meine“ in Potsdam und noch vie-
le, viele mehr, insgesamt 15, die
von Madsack mit Inhalten ver-
sorgt werden. Darüber hinaus gibt
es reichweitenstarke Digitalange-
bote und 28 Anzeigenblätter, er-
gänzt um sogenannte Eigengrün-
dungen und Beteiligungen im Be-
reich des Digitalgeschäfts.

Meine Damen und Herren, das
alles mit Beteiligung einer Noch-
Regierungs-Partei in Deutschland,
nicht etwa in einer finsteren Dik-
tatur; es sitzt also ein Medienmo-
gul hier auf der Regierungsbank.
Wenn Sie meinen, es ginge nicht
schlimmer, sage ich: Es geht noch
schlimmer. Denn diese Madsack
KG, die teilweise im Eigentum der
SPD steht, produziert über das so-
genannte RedaktionsNetzwerk
Deutschland für mehr als 50 Ta-
geszeitungen Mantelteile, die
dann wiederum übernommen
werden: insgesamt eine Gesamt-
auflage von 2,3 Millionen Exem-
plaren täglich, meine Damen und

Herren. Das ist etwa 20 Prozent
dessen, was überhaupt in
Deutschland täglich verlegt wird,
und wenn man die anderen Betei-
ligungen hinzurechnet, sind wir
etwa bei einem Viertel bis einem
Drittel von Zeitungen, auf die die
SPD mittelbar oder unmittelbar
über Beteiligungen Einfluss aus-
übt. Das halten wir für einen Fall
für das Kartellamt.

Irreführung ist aber auch dahin-
ter; denn das Bundesverfassungs-
gericht hat schon 2008 festgestellt,
dass die fehlende Veröffentlichung
von Minderheitsbeteiligungen wie
auch mittelbaren Beteiligungen
sich erheblich auf die öffentliche
und individuelle Meinungsbil-
dung auswirken kann. Genau das
ist der Fall bei dem, was die SPD
treibt.

Meine Damen und Herren, das
war die Problembeschreibung;
aber die AfD steht bekanntlich
nicht nur für Problembeschrei-
bungen, sondern auch für Lö-
sungsangebote, daher unser Ge-
setzentwurf.

Erstens. Änderung des Parteien-
gesetzes. Es müssen alle Zeitungen
und Medienunternehmen, an de-
nen die Parteien beteiligt sind, im
Rechenschaftsbericht der Parteien

angegeben werden.
Zweitens. Eine Ergänzung des

Gesetzes gegen unlauteren Wettbe-
werb dadurch, dass in einer Zei-
tung darauf hingewiesen werden
muss, wenn eine Parteibeteiligung
dahintersteckt. Eine Hinweis-
pflicht gibt es im Lebensmittelbe-
reich, Sie kennen die Sache mit
dem Arzt oder Apotheker, den
man im Arzneimittelbereich be-
fragen soll, warum soll es nicht
möglich sein, das auch im zentra-
len Bereich unserer Demokratie so
zu handhaben, nämlich im Be-
reich von Presse und Medienbetei-
ligung? Wir fordern eine Pflicht,
anzugeben, was dahintersteht.

Schließlich: Änderungen im
Kartellrecht. Das Kartellamt muss
ermächtigt werden, genau drauf-
zuschauen, was die Redaktions-
werke so treiben.

Ich schaue in Ihre entspannten
Gesichter, ich bin gespannt auf die
bevorstehende Debatte. Mehr De-
mokratie wagen, meine Damen
und Herren, das ist ein Marken-
kern der AfD. Ich bitte Sie daher:
Stimmen Sie unserem Antrag zu,
nicht in unserem Sinne, aber zum
Wohle der Bürger unseres Landes.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)
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Die AfD fordert, dass Zeitungen und Medienunternehmen, an denen Par-
teien beteiligt sind, in deren Rechenschaftsbericht angegeben werden
müssen. © picture-alliance/dpa
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Ansgar Heveling, CDU/CSU:

Änderungen sind weder
erforderlich noch angemessen

Ansgar Heveling (*1972)
Wahlkreis Krefeld I – Neuss II)

In den letzten Wochen hatte
ich mehrfach die Gelegen-
heit, zu AfD-Anträgen zu

sprechen. Ich komme mir ein
bisschen vor wie am immer wie-
derkehrenden Murmeltiertag in
dem Film „Und täglich grüßt das
Murmeltier“. Jedes Mal, wenn ich
zu einem Antrag der AfD spre-
che, stelle ich fest: Es wiederholt
sich dasselbe Muster:

Erstens haben wir keine Ah-
nung von der Sache, aber es
könnte populär sein, auf das
Thema aufzuspringen. Ob gerade
dieses Thema heute so populär
ist, um damit die Primetime zu
füllen, darf allerdings bezweifelt
werden. Da helfen auch die mar-
kigen Worte der AfD nichts.

Zweitens haben wir weiter kei-
ne Ahnung von der Sache, aber
ein paar wüste Behauptungen
werden sich schon zusammen-
quirlen lassen, vor allem, wenn
es darum geht, die eigenen Soci-
al-Media-Kanäle zu bespielen.

Drittens haben wir immer
noch keine Ahnung von der Sa-
che, aber irgendwie werden sich
schon ein paar wilde Vorschläge
machen lassen. Selbst die sind
aber untauglich, ein nicht vor-
handenes Problem zu lösen.

Diesem Muster konsequent
folgend zielt schon der Titel des
vorliegenden Gesetzentwurfs
suggestiv auf einen vermeintli-
chen, aber tatsächlich nicht be-
stehenden Regelungsbedarf. Es
wird unterstellt, die publizisti-
sche Vielfalt in Deutschland sei
ernsthaft gefährdet, und diese
Gefährdung gehe von der Beteili-
gung politischer Parteien an Me-
dienunternehmen aus. Nun be-
trifft – das erkennt selbst die Be-
gründung des Gesetzentwurfs an
– die Beteiligung von politischen
Parteien an Medienunternehmen
vor allem die SPD, dagegen – ich
zitiere aus dem Antrag – „ist das
unternehmerische Engagement
der übrigen Parteien im Medien-

bereich eher gering oder gar
nicht vorhanden“.

Tatsächlich aber ist der mei-
nungsbestimmende Einfluss der
regionalen Tageszeitungen, an
denen die SPD insbesondere be-
teiligt ist, eher als gering zu be-
werten. Sie konkurrieren mit
überregionalen Tageszeitungen,
und der Bedarf an Informatio-
nen wird heute zunehmend
durch öffentlich-rechtliche oder
private Fernseh- und Rundfunk-
anstalten und gerade bei der jün-
geren Generation über Social
Media oder Onlinedienste wie
Videoportale gedeckt.

Der Anteil der SPD an der
DDV-Mediengruppe in Dresden
von 40 Prozent und an der Ver-
lagsgesellschaft Madsack in Han-
nover in Höhe von etwa 23 Pro-
zent ermöglicht sicherlich keinen
beherrschenden Einfluss auf re-
daktionelle Inhalte. Ein Zusam-
menhang zwischen der Beteili-
gung an regionalen Tageszeitun-
gen und Wahlergebnissen der
SPD lässt sich erst recht nicht
feststellen. Im Verbreitungsgebiet
der „Sächsischen Zeitung“ in
Dresden – ich bitte um Nach-
sicht bei der SPD – hat die SPD
bei der Landtagswahl 2019 ein
Ergebnis von 8,5 Prozent der
Stimmen erzielt. Das klingt nicht
gerade nach schwerwiegender
Meinungsbeeinflussung.

Das Spannungsverhältnis zwi-
schen der Mitwirkung der Partei-
en an der politischen Willensbil-
dung des Volkes und der Mög-
lichkeit, sich an Medienunter-
nehmen zu beteiligen, ist nicht
von der AfD entdeckt worden.
Die bestehenden Regelungen des
Parteiengesetzes tragen vielmehr
genau dem Rechnung. Nach § 24
Absatz 7 Nummer 2 des Partei-
engesetzes sind die Hauptpro-
dukte von Medienunternehmen,
soweit Beteiligungen an diesen
bestehen, im Rechenschaftsbe-
richt der Parteien zu benennen.
Diese zusätzliche Erläuterungs-
pflicht wird durch die zentrale
Bedeutung der Medienunterneh-
men in einer modernen Kom-
munikationsgesellschaft gerecht-
fertigt. Der Vorschlag des vorlie-
genden Gesetzentwurfs, sämtli-
che Produkte aufzuführen, ist
hierfür nicht erforderlich. Er
bringt letztlich keinen erkennba-
ren Mehrwert und würde die
Darstellung unnötig überfrach-
ten und letztlich für Unklarheit
und nicht für Klarheit sorgen.

In der Beteiligung politischer
Parteien an Medienunternehmen

wird zudem die Gefahr einer ir-
reführenden „Schleichwerbung“
gesehen. Angestrebt wird daher
eine Regelung im Gesetz gegen
den unlauteren Wettbewerb,
UWG, entsprechend dem Verbot
redaktioneller Werbung. Die Be-
teiligung der politischen Partei
an dem betreffenden Medienun-
ternehmen sei eine wesentliche
Information für die Kaufent-
scheidung des Presseerzeugnis-
ses.

Um diese geht es nach der Sys-
tematik des UWG aber gerade
nicht. So heißt es etwa im An-
hang zu § 3 UWG in Nummer 11
zu einer unzulässigen Handlung
– ich darf zitieren -: „der vom
Unternehmer finanzierte Einsatz
redaktioneller Inhalte zu Zwe-
cken der Verkaufsförderung, oh-
ne dass sich dieser Zusammen-

hang aus dem Inhalt oder aus
der Art der optischen oder akus-
tischen Darstellung eindeutig er-
gibt (als Informa-
tion getarnte Wer-
bung)“. Die Ver-
kaufsförderung
wäre aber in der
vorliegenden Kon-
stellation die vom
Wähler zu treffen-
de Wahlentschei-
dung zugunsten
der betreffenden
politischen Partei.
Gerade diese wird durch das Ge-
setz gegen den unlauteren Wett-
bewerb nicht geschützt. Es dient
nach § 1 UWG vielmehr dem
Schutz vor unlauteren geschäftli-
chen Handlungen. Es ist also ein
völlig untauglicher Ansatz, wirft
aber vielleicht eher ein Schlag-
licht darauf, wie und als was die
AfD Politik versteht.

Schließlich sollen bei der Er-
mittlung der Marktanteile von
Medienunternehmen auch im
Rahmen einer redaktionellen Zu-
sammenarbeit erstellte und von
anderen Medienunternehmen
genutzte Inhalte berücksichtigt

werden. Diese beabsichtigte Än-
derung in § 30 des Gesetzes ge-
gen Wettbewerbsbeschränkun-

gen, GWB, steht in-
dessen in keinem
unmittelbaren Zu-
sammenhang mit
der Beteiligung po-
litischer Parteien an
Medienunterneh-
men. Es ist daher
schon fraglich, ob
die vorgeschlagene
Regelung praktisch
überhaupt durch-

führbar ist.
In jedem Fall würden dadurch

aber die Lesbarkeit und damit
die freie Gestaltung der Presse-
produkte erheblich beschränkt
und beeinträchtigt.

Die vorgeschlagenen Änderun-
gen sind somit weder erforder-
lich noch angemessen. Sie kön-
nen ein kritisches Rezipieren von
Presseerzeugnissen nicht erset-
zen. Sie sind daher untauglich
und abzulehnen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)
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Dr. Jürgen Martens, FDP:

Das sind
Schaufensteranträge

Jürgen Martens (*1959)
Landesliste Sachsen

Dass die Debatte von der
AfD so schlicht gestaltet
wird und sich auf ein ein-

faches Abarbeiten an der SPD und
ihren Medienbeteiligungen be-
schränkt, das hätte ich nun doch
nicht erwartet.

Einigkeit besteht zumindest da-
rüber, dass Parteien erstens an der
Willensbildung, der politischen,
des Volkes mitwirken und zwei-
tens zu diesem Zwecke auch Me-
dienbeteiligungen halten dürfen.
Es ist erst mal gut, wenn man das
hier insgesamt feststellen kann.

Sie haben die Beteiligungen der
SPD aufgezählt. Es waren längst
nicht alle. Aber auch die FDP ist
dort von Sünde nicht frei, wie ich
gestehe. Wir sind am „Cicero“ be-

teiligt, einem hervorragenden po-
litischen Debattenmagazin, meine
Damen und Herren, das ich je-
dem, der es noch nicht gelesen
hat, gerne mal zur Lektüre anemp-
fehlen möchte.

Meine Damen und Herren, las-
sen Sie es mich kurz machen: Die
Vorschläge der AfD sind relativ
überschaubar. Das Parteiengesetz
soll danach so ergänzt werden,
dass nicht nur die Hauptprodukte,
sondern sämtliche Produkte von
Unternehmen aufgezählt werden
sollen. Das betrifft also auch den
Schulkalender oder den Advents-
kalender, der von einem solchen
Druck- und Verlagshaus herausge-
geben wird – nach dem Motto:
Vorsicht, in diesem Adventskalen-
der könnte SPD drin sein!

Jetzt muss ich eins feststellen:
Kein einziger Käufer wird sich je-
mals beim Kauf eines Pressepro-
duktes oder Druckerzeugnisses
über eine mögliche Parteibeteili-
gung anhand der Rechenschafts-
berichte der Parteien orientieren
können, weil diese nämlich erst
viel, viel später und lange nach
dem Erscheinungszeitpunkt des
Produktes herauskommen.

Die Rechenschaftsberichte der
Parteien für 2018 einschließlich
der Berichte über Medienbeteili-
gungen sind diesem Haus am 25.

November 2019 vorgelegt worden.
Ich wage wirklich zu bezweifeln,
dass eine Erweiterung der Aufnah-
mepflicht in Rechenschaftsberich-
te hier irgendeine Wirkung hat,
meine Damen und Herren. Das
sind Schaufensteranträge. Das Kri-
tische sind aber wohl weniger Me-
dienbeteiligungen als die Her-
kunft von Geldern und Krediten
für Ihr politisches Wirken, meine
Damen und Herren. Dass Sie da
keine Lust drauf haben, das kann
ich schon durchaus nachvollzie-
hen.

Auch die vorgeschlagene Ände-
rung des Gesetzes gegen den un-
lauteren Wettbewerb, meine Da-
men und Herren, ist ein untaugli-
ches Mittel; denn auch hiermit
kann sich der Kunde nicht oder
nicht richtig über Umfang oder
Art und Weise einer Beteiligung
bzw. den Einfluss informieren.
Das ist sinnlos.

Das gilt erst recht für die vorge-
schlagene Änderung im Wettbe-
werbsrecht – § 30 des Gesetzes ge-
gen Wettbewerbsbeschränkungen -
; das ist ein Fehlgriff. Wie soll das
eingehalten werden, und wie soll
die Weitergabe etwa von Agentur-
inhalten oder von gemischt er-
stellten bzw. von redaktionellen
Netzwerken erstellten Inhalten
überprüft werden? Auch das ist
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Die bestehenden
Regelungen des
Parteiengesetzes
tragen vielmehr

genau dem Rech-
nung.
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faktisch nicht möglich.
Und: Sie verkennen, dass das

Kartell- und Wettbewerbsrecht ein
Recht ist, das dem Markt und dem
geschäftlichen Betrieb zugeordnet
ist und das dafür sorgen soll, dass
Wettbewerb in fairen Bahnen ver-
läuft. Es ist keine Regelung zur po-
litischen Regulierung von Medien,
meine Damen und Herren.

Wir haben übrigens früher
schon einen ganz einfachen Vor-
schlag eingebracht, mit dem die
Probleme in diesem Bereich gelöst
wären. Das ist die Impressums-
pflicht in Druckerzeugnissen oder
in elektronischen Medien für Par-
teibeteiligungen.

Wenn Sie davon sprechen, dass
Ihr Gesetzentwurf wichtig für die
Demokratie sein soll, dann stellt
sich mir die Frage: Warum behan-
deln Sie eigentlich nicht Dinge,
die viel, viel wichtiger sind für das
Funktionieren der Demokratie im

Medienbereich? Ich spreche hier
von Fake News, meine Damen
und Herren. Das ist ein Problem,
das vor wenigen Jahren noch un-
bedeutend war, sich aber zuneh-
mend zu einem ernsten Problem
der Demokratie
und des demokrati-
schen Diskurses
entwickelt. Es hätte
Ihnen durchaus gut
angestanden, wenn
Sie sich diesem Pro-
blem in irgendeiner
Weise zugewendet
hätten. Aber ich
glaube, genau das
war nicht beabsich-
tigt.

So könnte man argwöhnen,
dass dieser Gesetzentwurf ein Ab-
lenkungsmanöver ist, ein Manö-
ver, um von Problemen abzulen-
ken, die Sie genau kennen, die Sie
genau verstehen, aber nicht anfas-

sen und nicht benennen wollen.
Fake News werden gezielt zum

Erreichen politischer Zwecke ein-
gesetzt. Sie werden verbreitet, um
Angst zu erzeugen – da gibt es
schöne Beispiele, auch aus den

Reihen der AfD -,
um Seriosität vor-
zutäuschen, um
Menschen angeb-
lich zu informie-
ren, und in Wirk-
lichkeit werden
dort die dreisteten
Lügen im Umlauf
gebracht.

Ich könnte hier
jetzt die einzelnen

Beispiele aufzählen, bei denen die
AfD wirklich Fake News verbreitet
hat.

Heute wählen die Menschen in
Großbritannien ein neues Parla-
ment. Dort haben die Torys ganz
einfach per Fake News auf einer

gefakten Seite ein fiktives Wahl-
programm des Konkurrenten, der
Labour-Partei, ins Netz gestellt.
Auch dort wird, wie gesagt, mit Fa-
ke News gearbeitet – wie vorher
schon bei der Volksabstimmung
über den Austritt des Vereinigten
Königreichs aus der Europäischen
Union.

Machen wir uns nichts vor: Wir
haben es tatsächlich mit Bedro-
hungen zu tun, die die Demokra-
tie insgesamt betreffen und die im
Medienbereich stattfinden. Aber
das sind nicht die Beteiligungen
einzelner Parteien an Medienun-
ternehmen. Es sind ganz andere
Bedrohungen. Sie kennen sie, Sie
wissen davon, Sie sprechen sie
aber nicht an, meine Damen und
Herren.

Es geht hier um nichts weniger
als um den Angriff auf den Kern
des demokratischen Gemeinwe-
sens, auf die Willensbildung der

Wähler. Dieser Angriff, der
schwergewichtige, findet nicht
über die Medienbeteiligungen der
SPD statt. Außerdem sei hier mal
die Frage erstellt: Hat es ihnen ge-
holfen?

Es geht mir – und ich glaube,
das eint uns alle, mit Ausnahme
der Entwurfsverfasser – aber um
das Gemeinwesen, um eine faire
demokratische Auseinanderset-
zung, um einen freien Diskurs,
um eine unbeeinflusste Willens-
bildung. All diesem sind wir ver-
pflichtet. Glauben Sie mir: Auch
ohne diesen Gesetzentwurf wer-
den wir dem nachkommen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abge-

ordneten der CDU/CSU, der LINKEN

und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN

und der Abg. Leni Breymaier (SPD))

Mahmut Özdemir, SPD:

Die AfD hat Angst vor
der Vielfalt der Presselandschaft

Mahmut Özdemir (*1987)
Wahlkreis Duisburg II

Die AfD versucht, sich als
Hüterin der Pressevielfalt
und der Transparenz im

Parteienrecht aufzuspielen. Das
Ergebnis vorweg: Es bleibt bei ei-
nem völlig untauglichen Versuch.

Sie erheben unterschwellig halt-
lose Vorwürfe und hoffen, dass et-
was von diesen in den Köpfen
hängen bleibt. Es war in dieser Re-
publik nie die SPD, die bis zum
Halse im Spendensumpf steckte.
Unsere Schatzmeisterinnen und
Schatzmeister traten mit jedem
Rechenschaftsbericht den Beweis
an, dass wir es ernst meinen mit
dem Offenlegen unserer Finanzen.

Wir sind eine Mitgliederpartei,
die Spenden auf Euro und Cent
genau offenlegt, die die Beteili-
gungen an Medienunternehmen
lückenlos – lückenlos! – der Bun-
destagsverwaltung meldet. So kön-
nen Nutzer von Zeitungen jeder-
zeit erkennen, ob sie ein Produkt
von der SPD in den Händen hal-
ten oder ob es ein Produkt ist, an

dem die SPD Beteiligungen hält.
Schauen wir, wie das bei der

AfD ist:
Eine Schweizer Gesellschaft mit

einem undurchsichtigen Geflecht
von Geldflüssen organisierte
Wahlkampagnen für die AfD. Die
Geldgeber, die Ihre Gratiszeitun-
gen und Plakate finanzieren, sind
bis heute unbekannt, und doch
verteilen Sie Zeitungen, die in kei-
nem Rechenschaftsbericht der AfD
auftauchen, von Spenden an die
AfD, die von Spendern kommen,
die teilweise nicht wissen, dass sie
gespendet haben, von Sachleistun-
gen, die gerne angenommen wer-
den, die aber nirgendwo auftau-
chen, ganz zu schweigen. Die Lan-
desparteizentrale der AfD in NRW
wurde im Juni 2019 von der
Staatsanwaltschaft Essen durch-
sucht. Ungeklärter Einfluss auf
Abgeordnete durch Russland und
– mein persönlicher Favorit – du-
biose Goldgeschäfte! Und Sie re-
den hier im Deutschen Bundestag
allen Ernstes von Transparenz, oh-
ne dabei rot zu werden! Wollen
Sie uns eigentlich veräppeln, oder
was?

Transparenz bekommen wir bei
Ihnen nur, wenn der Staatsanwalt
vor der Tür steht. Sie gehören
nicht auf die Plätze in diesem
Deutschen Bundestag; Sie gehören
auf die Anklagebank der deut-
schen Gerichte, um sich für das
Verhalten Ihrer Partei zu rechtferti-
gen.

Jede Beteiligung an Mediener-
zeugnissen unserer Verlagsgesell-
schaft ist einsehbar im Rechen-

schaftsbericht. Mit Beteiligung ist
keine Einflussnahme auf das Ta-
gesgeschäft, das Produkt oder die
journalistische Unabhängigkeit
verbunden. Das Bundesverfas-
sungsgericht stellt überdies zu die-
sen Beteiligungen sogar fest – ich
zitiere -:

Dieses Engagement reicht in das
19. Jahrhundert zurück und ist
von der Entwicklung der SPD als
Partei nicht zu trennen.

Wollte sie als Partei an der öf-
fentlichen Meinungsbildung teil-
nehmen, war sie gezwungen, dies
durch selbst veröffentliche Publi-
kationen zu tun.

So das Bundesverfassungsge-
richt.

SPD-Parteimitglieder bis zurück
in die Weimarer Republik und das
Kaiserreich haben mit dem Arbei-
tergroschen unter widrigsten Um-
ständen Druckereien, Buchläden
und Verlage gegründet. Gegen Mo-
narchien, gegen Feinde einer jun-
gen Demokratie, schließlich gegen
Nazis und bis heute gegen Rechts-
extreme, wie Sie es sind, haben
meine Genossinnen und Genos-
sen Meinungsfreiheit, Pressefrei-
heit, Versammlungsfreiheit erstrit-
ten, offen, aufrecht, ehrlich, und
sie wurden dafür von Ihresglei-
chen nur verfolgt und enteignet.

Sie treibt die Angst. Die AfD hat
Angst vor der Vielfalt der Presse-
landschaft. Wenn Sie vor die Mi-
krofone treten, gibt es unwürdigs-
te Szenen. Sie bezeichnen Fragen
von Journalisten als dumm. Nur
weil man mal als Rechtsausschuss-
vorsitzender abgewählt wird, ist

die Frage dumm. Den öffentlich-
rechtlichen Rundfunk würdigen
Sie als Lügenpresse herab. Sie
schließen die unbequemen Me-
dienvertreter gezielt von Ihren Ver-
anstaltungen aus, weil diese Ihre
Erzählungen hinterfragen und er-
schüttern und im Lichte der Öf-
fentlichkeit sagen, dass Sie eigent-
lich Unrecht haben, Hass und
Hetze betreiben.

Sie wollen die Meinungsfreiheit
und die Meinungsvielfalt, die So-
zialdemokratinnen und Sozialde-
mokraten in diesem Lande erstrit-
ten und mit viel Blutzoll am Rand
der Geschichte bezahlt haben, per
Gesetz wieder einschränken, da-
mit Sie im Verborgenen, mit Ihren
im Verborgenen handelnden
Geldgebern, schleichend, heim-
lich, unwidersprochen, mehr an
Meinungsmacht gewinnen kön-
nen. „Wehret den Anfängen!“, sa-

ge ich da nur.
Ich garantiere Ihnen: Sie werden

die Transparenz in diesem Land
bekommen, die Sie verdienen,
und wir werden dabei, weil Ge-
richtsprozesse öffentlich sind, hin-
ten drinsitzen und uns das Ganze
angucken, wie Sie sich für Ihre
Verfehlungen, die Verfehlungen
Ihrer Partei, Ihren Hass und Ihre
Hetze vor deutschen Gerichten
rechtfertigen werden.

Den Gesetzentwurf lehnen wir
natürlich ab.

Vielen Dank für Ihre Aufmerk-
samkeit.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abge-

ordneten der CDU/CSU, der LINKEN

und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)
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Es geht um
eine faire

demokratische
Auseinanderset-
zung, um einen
freien Diskurs.

Die AfD schließe unbequeme Medienvertreter gezielt von ihren Veranstal-
tungen aus, kritisierte Mahmut Özdemir (SPD). © picture-alliance/dpa
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Doris Achelwilm, Die Linke:

Mehr Engagement für eine
unabhängige Vielfaltsicherung

Doris Achelwilm (*1976)
Landesliste Bremen

Was die AfD ja allen an-
deren hier voraus hat,
ist diese unglaubliche

Dreistigkeit. Der aktuelle Gesetz-
entwurf belegt es wieder aufs
Schärfste. Maßstab dieser Debatte
– Sie hatten es auch genannt – ist
Artikel 21 Grundgesetz. Darin
heißt es:

Die Parteien wirken bei der po-
litischen Willensbildung des Vol-
kes mit. Sie müssen über die Her-
kunft und Verwendung ihrer Mit-
tel sowie über ihr Vermögen öf-
fentlich Rechenschaft geben.

Schaut man in die Rechen-
schaftsberichte der Parteien, er-
fährt man: Dort werden gemäß
Parteiengesetz verschiedene Betei-
ligungen an Medienunternehmen
dargelegt. Nach aktuellem Stand
des Wissenschaftlichen Dienstes
sind Parteien bundesweit an 17
Medienunternehmen beteiligt, die
35 Publikationen herausgeben,
darunter Mitgliederzeitungen und
ähnlich Harmloses, was hier
schon erwähnt wurde.

Insgesamt zählt der Bundesver-
band Deutscher Zeitungsverleger
in Deutschland 333 Tageszeitun-
gen, 22 Wochenzeitungen, 6
Sonntagszeitungen. Dass diese
Vielfalt aus vor allem profitlogi-
schen Gründen gerade bedroht ist
und fünf private Medienunterneh-
men insgesamt 50 Prozent der
messbaren Meinungsmacht in
Deutschland innehaben, ist tat-
sächlich keine gute Entwicklung.
Sie hat aber sehr wenig mit der
ewigen AfD-Story altparteilicher
Privilegien und Einflussnahmen
zu tun; denn die Probleme, die an
dieser Stelle angesprochen gehö-
ren, sind komplett andere. Ich
mache sie jetzt mal an fünf Punk-
ten fest:

Erstens. Bei der AfD gibt es im
Rechenschaftsbericht zu Beteili-
gungsfragen im Medienbereich
keine Angaben, null. Klar, es gibt
ja auch keine offiziellen Angaben
zu rechtsradikalen Druckerzeug-

nissen wie dem „Deutschland Ku-
rier“, die über Briefkastenfirmen,
Strohmänner und Schwarzgeld-
kassen in der Schweiz produziert
wurden. Aber zum Glück gibt es
Investigativjournalisten, und so
wissen wir dank dem Recherche-
zentrum Correctiv und ZDF-
“Frontal 21“, dank ARD-“Panora-
ma“ und „Zeit Online“ von einem
sehr AfD-freundlichen Verein, der
allein im Landtagswahlkampf in
Nordrhein-Westfalen vor zwei Jah-
ren 2,6 Millionen Werbezeitungen
und etliche Großplakate spendiert
hat, alles ohne jede Quellenanga-
be bei der direkt begünstigten
AfD.

Die Bundestagsverwaltung und
die Staatsanwaltschaften Bodensee
und Essen ermitteln in dieser Sa-
che. Es gab dazu Hausdurchsu-
chungen und ein Rechtshilfeersu-
chen an die Schweizer Behörden.

Weil die AfD nun aber nach ei-
genem Rechenschaftsbericht nicht
an Medienunternehmen beteiligt
sein und auch nichts mit den gan-
zen Hilfsplakaten und Werbezei-
tungen zu tun haben will, wird
hier die Flucht nach vorne ver-
sucht und diese Unsinnsdebatte
hochgezimmert. Stattdessen soll-
ten Sie mal lieber sagen, woher
die Millionenspenden für die Pla-
kate und Ihre schönen Wahlzei-
tungen kommen. Ehrlicher wäre
auch gewesen und vielleicht ein
Beitrag zu Ihrer vielbeschworenen
Transparenz, wenn die AfD for-
dern würde, illegale Parteispenden
nachträglich legal zu machen.
Stattdessen stellen Sie sich hier
mit komplett fehlender Selbst-
transparenz, Ihren einzig und al-
lein eigennützigen Maßstäben
und in Serie produzierten Fake-
News-Anträgen über andere. Das
ist einfach grotesk und lächerlich.

Zweitens. Das AfD-Verständnis
von Medienvielfalt und Pressefrei-
heit geht so: Sie möchten am
liebsten die eine große Zeitung
oder den einen großen Sender, der
die AfD nicht länger problemati-
siert, sondern voll unterstützt.
Dass ich als eine von vielen strikt
dagegen bin, hat nichts mit Kon-
kurrenzneid oder mangelndem
Demokratieverständnis zu tun,
sondern zum Beispiel damit, dass
Sie rassistische Inhalte verbreiten,
die in einer demokratischen Ge-
sellschaft mindestens als solche
benannt und kritisiert gehören
und nicht noch weiter normali-
siert. Weil es in den Medien nicht
nur so läuft, wie Sie wollen, setzen
Sie dann noch auf Verlautbarungs-
formate wie den YouTube-Chan-

nel „AfD Kompakt TV“, der ohne
jeden störenden Kontext nur Sie
und Ihre Show hier hofiert. Und
so geht das alles weiter.

Drittens. Die AfD will keine
Pressevielfalt und Transparenz,
egal wie oft sie diese Worte in
Überschriften schreibt. Sie schürt
mit Hassbotschaften wie „Lügen-
presse“ Gewalt gegen unerwünsch-
te Journalisten und erteilt ihnen
auf Parteitagen Hausverbot. Sie
zielt auf Einschüchterung und
Ausgrenzung und gegen eine Me-
dienelite, so Ihr Wort, deren ver-
meintliches Opfer Sie ja immer
sind. Dabei ist gerade die AfD
doch besonders gut versorgt. In
Ihrer Funktionselite sitzen mehr
abtrünnige Journalisten mit ehe-
mals hohen Posten als in jeder an-
deren Partei, die hier vertreten ist.
Um nichts dem Zufall zu überlas-
sen, werden dann auch noch von

wem auch immer bezahlte Bots
im Internet eingesetzt. Es konnte
nachgewiesen werden, dass es zur
Europawahl ein beträchtliches
Netzwerk dubioser Accounts gege-
ben hat, deren einziger Zweck die
Unterstützung von
AfD-Postings ist.
Danach waren sie
wieder verschwun-
den.

Viertens gibt es
mit Ihrem Gesetz-
entwurf ein verfas-
sungsrechtliches
Problem. Das gute
Handwerk! Für das
Presserecht sind
nämlich die Bundesländer zustän-
dig, nicht der Bundestag. Noch
ein Tipp: In Hessen enthält das
Landespressegesetz eine Klausel,
die tatsächlich was für sich hat.
Die Gesellschafter von Verlagen,
also auch Parteien, müssen regel-
mäßig im Impressum genannt
werden. Solche Regelungen in den
Landespressegesetzen können tat-
sächlich mehr Transparenz schaf-
fen. Darüber kann man mal nach-
denken.

Fünftens. Zur Wahrung von
Pressevielfalt – ich komme zum

Schluss – gelten kartellrechtliche
und medienkonzentrationsrechtli-
che Vorgaben allgemein und da-
mit auch für Beteiligungsholdings
der Parteien. Als Linke fordern wir
angesichts des Medienwandels,

von Verlagsfusio-
nen und dominan-
ten Internetplattfor-
men deutlich mehr
Engagement für ei-
ne unabhängige
Vielfaltsicherung.
Wir brauchen neue
Modelle zur Absi-
cherung von unab-
hängigem Journa-
lismus jenseits par-

tei- oder regierungspolitischer Ein-
flussnahme, nicht zu vergessen ge-
stärkte Landesmedienanstalten zur
Förderung von Medienkompetenz
– all das auch, damit nicht länger
durch rechte Fake News und Fake-
Medien so viel Schaden angerich-
tet und Zeitverschwendung verur-
sacht wird.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei

Abgeordneten der SPD und des

BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)
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Margit Stumpp, Bündnis 90/Die Grünen:

Absicht, die unabhängige Presse
zu stärken, ist nur vorgetäuscht

Margit Stumpp (*1963)
Landesliste Baden-Württemberg

Die Stärkung der publizis-
tischen Vielfalt ist für uns
Grüne ein wichtiges An-

liegen. Redaktionell unabhängige
Medien sind eine Grundvorausset-
zung für eine informierte Öffent-
lichkeit und eine funktionierende
Demokratie. Der vorliegende Ge-
setzentwurf täuscht die Absicht,
die unabhängige Presse zu stär-
ken, leider nur vor. Wieder eine
Episode der Mission „Tarnen und
Täuschen“!

Täuschung zum Ersten: Die Vor-
schläge sind völlig unzureichend,
um die Medienvielfalt zu stärken.
Wo ist die Forderung nach ge-
meinnützigem Journalismus? Wo
ist die Forderung nach der so drin-

gend benötigen Reform des Me-
dienkonzentrationsrechts? Wo ist
in diesem Entwurf die Forderung
nach einer stärkeren Regulierung
von Onlineplattformen? Fehlan-
zeige!

Täuschung zum Zweiten: Die
Themen „Presse- bzw. Medienviel-
falt“ und „Beteiligung von Partei-
en an Medienunternehmen“ wer-
den in geradezu unlauterer Weise
vermengt. Dahinter steckt die Ab-
sicht, die demokratischen Parteien
im Allgemeinen und die SPD im
Besonderen zu diskreditieren. Die
Rechten behaupten doch allen
Ernstes, dass die anteilig sehr klei-
nen Kapitalbeteiligungen an Me-
dienunternehmen die Medienviel-
falt gefährden würden. Sie unter-
stellen, ein Großteil der privaten
Medienunternehmen in Deutsch-
land würde auf Parteilinie berich-
ten und eine parteinahe Einstel-
lungspraxis bei der Besetzung ih-
rer Redaktionen verfolgen. Völlig
absurd!

Damit sollen gezielt Zweifel ge-
gen unsere unabhängige Medien-
landschaft geschürt werden. Die-
ses Mal trifft es die privaten Me-
dien, die mutmaßlich unter einer
Decke mit der Politik und – nicht
zu vergessen! – mit dem links-grü-
nen Establishment stecken sollen.

Es ist schräg, mit welchem Auf-
wand die Rechten immer wieder
versuchen, die Medien in unserem
Land als gesteuert und abhängig
zu diffamieren. Sie haben in die-
sem Jahr über Monate hinweg fast
400 Anfragen an die Bundesregie-
rung gestellt und wollten unter
anderem wissen, wie oft die Bun-
desregierung und nachgeordnete
Behörden zum Beispiel Korrektur-
bitten an Redaktionen geschickt
haben. 400 Anfragen – welch ein
Aufwand an Arbeitszeit und Steu-
ergeld! Das Ergebnis: nicht eine
einzige Korrekturbitte, kein einzi-
ger Versuch der politischen Ein-
flussnahme, nichts.

Aber Fakten spielen keine Rolle.
Die Zweifel sind so sehr gewollt,
dass Zusammenhänge konstruiert
und Lügen als Wahrheiten ver-
kauft werden. Dies alles dient der
Erzählung, die AfD sei die Ausge-
stoßene des Mainstreams und das
ewige Opfer der links-grün domi-
nierten Medien. Mir kommen die
Tränen. Die AfD geriert sich hier
als verlängerter Arm der Verschwö-
rungstheoretiker im Parlament.
Der Deutsche Bundestag ist aber
weder Breitbart noch Russia Today
deutsch. Ihr Kulturpessimismus
und Ihre Verschwörungstheorien
finden hier keinen Widerhall. Die
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Für das
Presserecht sind

die Bundes-
länder zuständig,

nicht der
Bundestag.
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einzig angebrachte Reaktion ist
Widerspruch.

Tarnung zum Ersten: Die
Rechtsextremen geben sich als
Hüter der Transparenz. Wie
scheinheilig! Wir Grünen haben
in dieser Legislaturperiode unter
anderem einen Antrag zur Ver-
besserung der Transparenz der
Parteienfinanzierung vorgelegt,
dem Sie nicht zugestimmt ha-
ben. Natürlich nicht! Wäre ja
auch zu dumm, wenn nach dem
Auffliegen der illegalen Partei-
spenden einer Schweizer Phar-
mafirma an die AfD und der Par-
teispendenaffäre um die GOAL
auch noch öffentlich würde, wie
die AfD offensichtlich gezielt
Transparenzlücken im Parteien-
recht ausnutzt. Anonymität von

Großspendern ist Ihnen im
Zweifel doch wichtiger als Trans-
parenz.

Tarnung zum Zweiten: Die so-
genannte Vereini-
gung der Freien
Medien hat vor
der Landtagswahl
in Thüringen eine
halbe Million
Exemplare ihrer
Gratiszeitung
„Der Wahlhelfer“
unter das Volk ge-
bracht. Darin:
Empfehlungen
zur Wahl der AfD und für eine
nationalkonservative Koalition
zwischen der CDU und der AfD.
Der Herausgeber: unbekannt. Er
tarnt sich mit einem Pseudo-

nym. Woher das Geld für 1 Mil-
lion gedruckte Wahlzeitungen
kommt: ebenfalls unbekannt.
Die Vereinigung der Freien Me-

dien ist kein Ver-
ein, sondern eine
Briefkastenfirma in
Berlin-Mitte. Diese
dubiose Organisa-
tion sieht sich
selbst als Dachver-
band für neue
rechte Medien wie
Journalistenwatch,
PI-News und
„Compact“. Sie trat

im Mai dieses Jahres bei einer
Medienkonferenz der AfD im
Bundestag offiziell als Partner
auf.

Auch zwischen der AfD und

dem „Deutschland Kurier“ gibt
es nachgewiesene Verbindungen.
Im „Deutschland Kurier“, eben-
falls ein Gratisblatt, wird gegen
Menschen mit Migrationshinter-
grund, gegen die vermeintliche
Lügenpresse und die Politik ge-
hetzt. Es wurde nachgewiesen,
dass es Absprachen zwischen
AfD-Mitgliedern und dem He-
rausgeber des „Deutschland Ku-
riers“ zur Verteilung des Gratis-
blattes gab. Die Berliner Staats-
anwaltschaft ermittelt gegen die
AfD auch hier wegen Verdachts
auf illegale Parteienfinanzie-
rung.

Wie sehr den Rechten eine
freie Presse und der Schutz von
Medienschaffenden am Herzen
liegen, demonstrieren sie auch

mit ihrem Meldeportal gegen
Journalistinnen und Journalis-
ten. Freiheit braucht keinen
Druck und keine Denunzianten.

Tarnen und Täuschen – mit
diesem Gesetzentwurf präsen-
tiert uns die AfD zur Weih-
nachtszeit wieder einmal das
Märchen von der demokrati-
schen, die Freiheit der Presse ver-
teidigenden Partei. Dass dieses
Märchen auf absehbare Zeit
wahr wird, glaubt in diesem Par-
lament niemand: nicht vor
Weihnachten und auch nicht
nach Weihnachten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE

GRÜNEN, bei der SPD und der LINKEN)

Philipp Amthor, CDU/CSU:

Messen Sie nicht
mit zweierlei Maß!

Philipp Amthor (*1992)
Wahlkreis 16

Wir erleben hier – es
wurde schon gesagt –
tatsächlich eine AfD,

die sich mal wieder als Verteidi-
ger der Presse- und Meinungsviel-
falt und als Verteidiger eines
transparenten Diskurses gerieren
will. Es ist wie so oft, lieber Herr
Brandner: netter Versuch, aber
gescheitert.

Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, der Vorschlag der AfD ist,
die Transparenz der Beteiligung
von Parteien an Medienunter-
nehmen zu erhö-
hen. Dazu – das
muss man sagen –
haben Sie einige
Vorschläge ge-
macht; es wurde
schon einiges ge-
sagt. Sie wollen die
Möglichkeiten in
Rechenschaftsbe-
richten ausweiten.
Aber Sie wollen –
das finde ich besonders schön –
im Wettbewerbsrecht einen
Warnhinweis für die Bürger ver-
ankern, dass quasi die Presseer-
zeugnisse, die Zeitungen, an de-

nen Parteien beteiligt sind, dann
– so schlagen Sie es vor – folgen-
den Warnhinweis an die Artikel
drucken – ich zitiere ihn aus Ih-
rem Entwurf -: „redaktionell auf-
bereitet von XYZ – ein Unterneh-
men mit Beteiligung der ABC-
Partei“. Die AfD als Servicepartei.
Da fragt man: Braucht man das
eigentlich? Braucht man das? Ich
werde es Ihnen nachher noch sa-
gen.

Um es vorab zu sagen: Dass
sich die Parteien an Medienun-
ternehmen beteiligen, ist doch
erst mal gar nichts Verwerfliches,
sondern es ist auch so vorgese-
hen, weil die Parteien einerseits
verfassungsrechtliche Institutio-
nen, andererseits aber auch
Grundrechtsträger sind. Das
kann man mehr oder weniger in-
tensiv machen. Es wurde schon
gesagt: Die SPD hat ein bisschen
tiefer hineingegriffen und hat ei-
nige Medienbeteiligungen mehr
als die anderen Parteien. – Aber
das herauszufinden, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen von der
AfD, ist wirklich kein Hexenwerk.

Ich glaube, wir soll-
ten als Abgeordne-
te immer die Ein-
stellung haben,
dass wir die Bürger
nicht für dümmer
halten als uns
selbst. Wenn selbst
Sie herausfinden
konnten, an wel-
chen Unternehmen
die SPD beteiligt

ist, können die Bürger das auch,
liebe Kolleginnen und Kollegen.

Ich will Ihnen insbesondere
zum Warnhinweis sagen: Braucht
man den Warnhinweis? Sie ha-

ben das RedaktionsNetzwerk
Deutschland kritisiert, Herr
Brandner. Da ist die Madsack-
Gruppe mit über 50 Tageszeitun-
gen einer der größten Anteilseig-
ner. Dann sagen Sie: Ja, das ist al-
les ganz schlimm für unsere Me-
diendemokratie. – Ich habe mich
gefragt: Führen die Unterneh-
mensbeteiligungen der SPD da-
zu, dass alle nur so toll über die
SPD schreiben? Liebe Kollegin-
nen und Kollegen, nur mal zwei
Schlagzeilen aus der Berichter-
stattung des RedaktionsNetz-
werks Deutschland: „SPD-Partei-
tag: Es ist kein Aufbruch zu spü-
ren“ und „Bald nur noch einstel-
lig? SPD sackt in Umfragen auf
11 Prozent ab“. Also: Jubelpresse
ist das nicht, liebe Kolleginnen
und Kollegen.

Deswegen muss man mal sa-
gen: Auch wenn Parteien an Me-
dienunternehmen beteiligt sind,
schreiben und berichten sie trotz-
dem objektiv. Aber es stört Sie
gar nicht, ob gut oder schlecht
über die SPD berichtet wird. Sie
stört, dass so schlecht über die
AfD geschrieben wird. Da fragt
man sich: Woran liegt das eigent-
lich? Es kann mehrere Gründe
geben, weshalb schlecht über die
AfD geschrieben wird. Ein Grund
könnte sein – Herr Brandner, das
ist wahrscheinlich Ihre Idee -: Es
gibt die große links-grüne Altkar-
tellparteienverschwörung, derent-
wegen über die AfD schlecht ge-
schrieben wird. Ich glaube, es ist
ein anderer Grund: Über Ihre Po-
litik wird schlecht geschrieben,
weil sie schlecht ist, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen. Ich will
nun wirklich nicht derjenige
sein, der hier Medienbeteiligun-

gen der SPD verteidigt. Ich will
auch zugestehen: Es gibt unfaire
Berichterstattungen in der Presse
über Parteien im Allgemeinen,
gelegentlich auch über die AfD.
Aber was mich wirklich stört, lie-
be Kollegen, ist Ihr Verständnis
von Presse- und
Meinungsfreiheit.
Ihr Verständnis im-
pliziert nämlich,
dass Sie glauben,
dass aus Ihrer Frei-
heit, alles zu sagen,
eine Pflicht der an-
deren folge, Ihnen
zuzustimmen.
Aber, liebe Kolle-
ginnen und Kolle-
gen, aus dem Recht, etwas zu sa-
gen, folgt eben nicht die Pflicht
zur Zustimmung. Deshalb: Wenn
Sie über die Medien reden und
immer behaupten, Sie wollten
die letzten aufrechten Verteidiger
des Vaterlandes sein, dann seien
Sie im Umgang mit den Medien
bitte nicht so verdammt mimo-
senhaft, liebe Kolleginnen und
Kollegen von der AfD.

Was wirklich nervig ist, ist die
Doppelmoral in der Diskussion;
das wurde schon gesagt. Sie tun
hier so, als sei es das größte Pro-
blem, dass man, um die Medien-
beteiligungen der SPD zu finden,
einen Wikipedia-Artikel bemü-
hen muss und dafür fünf Minu-
ten Rechercheaufwand braucht.
Sie tun so, als sei das das größte
Transparenzproblem. Gleichzei-
tig verlieren Sie – das klang in
der Debatte an – über Ihren
„Deutschland Kurier“und die un-
durchsichtigen Beziehungen da-
zu nicht ein Wort. Ich will Ihnen
eines sagen: Dieser „Deutschland
Kurier“, Ihre Presseerzeugnisse,
diese Beziehungen, die Sie dort
haben, ist eigentlich die größte
intransparente Aktion in der Par-
teienfinanzierung der letzten Jah-
re. Deswegen muss man solchen
Kampfblättern und ihrer Finan-
zierung aus dem Ausland den
Kampf ansagen. Deswegen muss

man hier von Doppelmoral spre-
chen. Das passt doch alles nicht
zusammen.

Ich sage Ihnen – das ist das
Lustige -, wozu die von Ihnen
vorgeschlagene Regelung führt.
Ihr Warnhinweis soll dazu füh-

ren, dass Ihr
„Deutschland Ku-
rier“ geschützt
wird, dass die red-
lich recherchierten
objektiven Bericht-
erstattungen der
Tageszeitungen
den Warnhinweis
bekommen: „Ach-
tung, Achtung,
linksgrüne Presse“,

aber der „Deutschland Kurier“ er-
hält das Prädikat der Wahrheit.
Das ist Ergebnis Ihrer Logik. Und
das ist Doppelmoral, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen. Wenn wir
schon über einen Warnhinweis
reden, kann ich nur sagen, dass
dann solche Postillen wie der
„Deutschland Kurier“ einen ent-
sprechenden Warnhinweis
bräuchten. Man könnte schrei-
ben – um Ihren Vorschlag aufzu-
greifen -: redaktionell aufbereitet
von Tarnunternehmen X, einer
Parallelaktion der AfD Deutsch-
land. Genau darum handelt es
sich, liebe Kolleginnen und Kol-
legen. Messen Sie hier deshalb
nicht mit zweierlei Maß. Sorgen
Sie vielmehr erst einmal im eige-
nen Haus für Ordnung.

Mein Tipp nach fast einer Stun-
de Debatte wäre, zukünftig viel-
leicht folgenden Warnhinweis für
solche Debatten einzuführen:
Vorsicht Kernzeitdebatte! Rüpel
Brandner rumpelt sich wieder
zum Eigentor. – Das ist Ihnen ge-
lungen. Wir lehnen Ihren Gesetz-
entwurf ab.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der

SPD sowie bei Abgeordneten der

LINKEN und des BÜNDNISSES 90/DIE

GRÜNEN)
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Auch zwischen
der AfD und dem

„Deutschland
Kurier“ gibt es
nachgewiesene
Verbindungen.

Über Ihre
Politik wird

schlecht
geschrieben,

weil sie
schlecht ist.

Dass sich die Par-
teien an Medien-
unternehmen be-
teiligen, ist erst
mal gar nichts
Verwerfliches.



12 DEBATTENDOKUMENTATION Das Parlament - Nr. 51 - 16. Dezember 2019

Jens Maier, AfD:

Es braucht eine
freie, unabhängige Presse

Jens Maier (*1962)
Landesliste Sachsen

Man kann ja nicht auf al-
les eingehen, Herr Amt-
hor. Aber eines ist doch

klar: Was eine lebendige Demo-

kratie braucht, ist eine freie, unab-
hängige Presse mit Journalisten,
die über ein Berufsethos verfügen.
Eine freie Presse muss den Bürger
informieren und darf nicht aus-
schließlich manipulieren. Die Si-
tuation, die wir zurzeit in der
Bundesrepublik haben – das war
nicht immer so -, ist das genaue
Gegenteil: Zeitungen, die wegen
des Kostendrucks mehr und mehr
in staatliche Abhängigkeit geraten
und subventioniert werden müs-
sen, Zeitungen, die mittelbar von
politischen Parteien abhängig
sind. Es liegt auf der Hand, dass
eine kapitalmäßige Beteiligung ei-
ner Partei an einer Zeitung immer
auch Einfluss auf den Inhalt hat.
Wes Brot ich ess, des Lied ich sing:

An dieser schlichten Wahrheit
führt kein Weg vorbei. Was eine
Demokratie sicher nicht braucht,
sind Mietschreiber, deren Aufgabe
darin besteht, den politischen
Gegner des Zei-
tungseigentümers
zu diffamieren.

Das beste Bei-
spiel für den Nie-
dergang der Print-
medien ist die
„Sächsische Zei-
tung“ aus Dresden.
Im April 1946 ent-
stand die „Sächsi-
sche Zeitung“ aus
der Zusammenführung der „Säch-
sischen Volkszeitung“ der KPD
und der „Volksstimme“ der SPD.

Sie fungierte damals als Organ der
SED-Bezirksleitung Dresden. 1991
wurde die „Sächsische Zeitung“
privatisiert. Die SPD meldete Re-
stitutionsansprüche an und erhielt
dafür einen Anteil von 40 Prozent
an der „Sächsischen Zeitung“. An-
bieter der „Sächsischen Zeitung“
ist heute die DDV Mediengruppe.
Diese gehört zu 60 Prozent Gru-
ner+Jahr und zu 40 Prozent der
Deutschen Druck- und Verlagsge-
sellschaft, ein Medienbeteiligungs-
unternehmen der SPD.

Wer heute die
„Sächsische Zei-
tung“ in den Hän-
den hält, erfährt
von alldem nichts.
Er denkt, dass es
sich um eine nor-
male Tageszeitung
handelt und nicht
um ein Blatt, an
dem die SPD mit-
telbar in erhebli-

chem Umfang beteiligt ist. Wer
würde denn eine SPD-Zeitung
kaufen? Mit dieser vorgetäuschten

Seriosität muss es ein Ende haben.
Das ist das Anliegen des vorliegen-
den Gesetzentwurfs. Es muss end-
lich die Wahrheit bekannt werden,
wer wirklich hinter der Berichter-
stattung steht, dann wird nämlich
offensichtlich, warum das eine so
und das andere so dargestellt
wird. Darum soll nach unseren
Vorstellungen durch eine Ände-
rung des UWG die kapitalmäßige
Beteiligung einer Partei in der be-
treffenden Zeitung selbst kennt-
lich gemacht werden, weil man
nicht davon ausgehen kann, dass
jeder Leser Rechenschaftsberichte
liest; die „SZ“ erscheint ja im Re-
chenschaftsbericht.

Unser Transparenzgesetz trägt
dazu bei, den demokratischen
Willensbildungsprozess auf eine
ehrlichere Grundlage zu stellen.
Daran müsste eigentlich allen hier
gelegen sein.

Danke.

(Beifall bei der AfD)
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Helge Lindh, SPD:

Sie akzeptieren
nicht die Freiheit

Helge Lindh (*1976)
Wahlkreis Wuppertal I

Alle Jahre wieder stellt die
AfD in diversen Länderpar-
lamenten nahezu wort-

gleich, zumindest äußerst ähnlich,

eine Vorlage zu diesem Thema zur
Abstimmung, heute erleben wir
das im Bundestag. Alle Jahre wie-
der ist auch Weihnachten. Des-
halb habe ich für Sie alle heute ei-
nen Vorschlag für ein Weihnachts-
geschenk, nämlich ein Wörter-
buch AfD Deutsch, Deutsch AfD.
Unter „Pressefreiheit“ finden Sie
folgende Definition: Pressefreiheit
gilt da, wo die Presse freundlich
über die AfD schreibt. – Etwas
weiter in dem Artikel finden Sie
dann die nähere Definition: Pres-
sefreiheit im eigentlichen Sinne ist
der Zustand frei von freier Presse.
– Das praktizieren Sie vorbildlich,
unter anderem vor einigen Tagen
in meinem Wahlkreis. Dort haben
Sie den Saal erst mal freihalten

wollen von freier kritischer Presse.
Herzlichen Glückwunsch.

In besagtem Wörterbuch AfD
Deutsch, Deutsch AfD – man
muss das den Menschen erstmal
erläutern, was Sie hier treiben -: ist
es beim Ausdruck „Meinungsfrei-
heit“ das gleiche Spiel. Meinungs-
freiheit gilt für Sie genau dort, wo
die Meinung identisch ist mit der
Propaganda der AfD. Wenn man
dann weiter liest, heißt es: Mei-
nungsfreiheit ist letztlich der Zu-
stand, der frei ist von Meinungs-
vielfalt, in dem Meinungsvielfalt
eben keinen Platz hat. – Genau so
erklärt sich Ihr Ablenkungsmanö-
ver und Ihr ziemlich dummer
Kreuzzug gegen die Meinungsfrei-
heit.

Jetzt zum Gegenbeispiel – da-
mit Sie verstehen, welcher Unter-
schied zwischen Medienbeteili-
gung und der Haltung gegenüber
der freien Presse besteht -: In mei-
ner Stadt Wuppertal steht das Jo-
hannes-Rau-Haus. Das Johannes-
Rau-Haus war früher das Presse-
haus der SPD, gegründet im Ob-
rigkeitsstaat im Kampf gegen Un-
terdrückung, gegen den Obrig-
keitsstaat, für Freiheit und Demo-
kratie. Wie hieß das Haus? Es war
das Haus der „Freien Presse“. 1933
wurde der Verlag enteignet, das Ei-
gentum wurde entzogen, die dort
Aktiven wurden verfolgt oder zum
Teil ermordet. Dies ist die Traditi-
on, in die Sie sich einreihen. Auch
zu dieser Aktion herzlichen Glück-
wunsch.

Das Transparenzproblem hat
gewiss nicht die SPD. Wir haben
auch nicht das Problem – das hät-
ten wir gerne – einer uns allzu
sehr gewogenen Presse. Herr Kol-
lege Amthor hat – irgendwie zu
sehr – genussvoll einige Zitate ge-
nannt; das nenne ich ein vergifte-
tes Geschenk, nehme ich aber ger-
ne in Kauf. Darüber hinaus wissen
wir aber jetzt ganz genau, wer ein
Problem mit Meinungsvielfalt
und mit Transparenz hat. Erwähnt
wurden der „Wahlhelfer“, ebenso
der „Deutschland Kurier“. Wir
können aber noch weitere Beispie-
le nennen: die „1. Konferenz der
Freien Medien“, Elsässer, Kubit-
schek, Campact, „Sezession“, PI-
News und sonstige Medien, alle
Pulitzer-Preis verdächtig, ein abso-
lutes Beispiel freier Presse.

Der Gipfel darüber hinaus ist
aber: Ihr neuer Parteivorsitzender,
Tino Chrupalla, initiiert in einem
Schreiben Anfang dieses Jahres an
seinen Kreisverband eine Art

schwarzer Liste mit vermeintlich
unliebsamen, störenden Journalis-
tinnen und Journalisten. Es fällt
da auch folgender Aufruf – ich zi-
tiere -: Man wünsche sich Hinter-
grundinformationen über „als
Journalisten getarnte Zersetzungs-
agenten“. Zersetzungsagenten!

Folgendes stelle ich hiermit fest:
Die einzigen Zersetzungsagenten
überhaupt in diesem Land sitzen
auf den Bänken der AfD-Fraktion.
Sie sind dafür auch noch mit ganz
ordentlichen Diäten bezahlt. Ihre
Fraktion wird auch noch von die-
ser Demokratie, vom Staat finan-
ziert. Der Witz ist, dass wir ande-
ren, wir demokratische Parteien,
als Verfechter dieser Demokratie
sogar wollen und akzeptieren,
dass die Feinde der Demokratie
dies hier äußern können. Ihre Me-
thode ist das Gegenteil. Sie akzep-
tieren nämlich nicht diese Frei-
heit.

Das, was Sie uns hier einreden
wollen, ist kein Kulturkampf, das
ist eine ganz einfache Frage des
Rechts. Wir wollen die Herrschaft
des Volkes, Demokratie genannt.
Wir wollen die Herrschaft des
Rechts. Sie wollen nur die Herr-
schaft der Gesinnung. Das ist der
ganze Unterschied.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg.

Thomas Lutze (DIE LINKE))
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Dies ist eine gekürzte Version der De-
batte. Es sprachen zudem die Abge-
ordneten Josef Oster (CDU/CSU) und
Martin Rabanus (SPD).

Es muss
bekannt werden,

wer wirklich
hinter der

Berichterstattung
steht.

Artikel 5 des Grundgesetzes beinhaltet die Presse- und Meinungsfreiheit. © picture-alliance/Wolfram Steinberg
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Betriebs-Rente
Was ist das?

Thema im Bundes-Tag

Letzte Woche haben die Politiker 
vom Bundes-Tag über einen 
Gesetz-Vorschlag abgestimmt.

Dabei ging es um die Rente in 
Deutschland.

Genauer: 
Um Renten, 
die man vom Betrieb bekommt, 
in dem man früher gearbeitet hat.

Im folgenden Text steht mehr dazu.

Was ist eine Rente?

Jeder Mensch braucht Geld 
zum Leben.

Zuerst ist man noch jung. 
Dann bezahlen meistens die Eltern 
für Dinge, die man im Alltag braucht.

Irgendwann ist man erwachsen. 
Dann hat man meistens eine Arbeit. 
Und man verdient sein eigenes Geld.

Später arbeitet man nicht mehr. 
Man muss sein Geld dann anders 
bekommen.

Eine Möglichkeit dafür ist die Rente.

„Rente“ ist also Geld, das man auf 
besondere Art bekommt.

Wenn jemand Rente bekommt, 
nennt man ihn auch: Rentner.

Es gibt verschiedene Arten von Rente.

Für das Alter sind die 3 wichtigsten in 
Deutschland:

1. �Rente, die man vom Staat 
bekommt. 
Also von Deutschland.

2. �Rente, die man von besonderen 
Renten-Firmen bekommt.

3. �Rente, die man vom Betrieb 
bekommt, für den man gearbeitet 
hat.

Im folgenden Text geht es vor allem 
um die Rente, die man von seinem 
ehemaligen Betrieb bekommt.

leicht  

erklärt!



Betriebs-Rente  •  Was ist das?

Was ist eine Betriebs-Rente?

Eine Rente, die man vom ehemaligen 
Betrieb bekommt, nennt man: 
Betriebs-Rente.

Wenn man Arbeit-Nehmer in einem 
Betrieb ist, dann hat man das Recht 
auf so eine Rente.

Betriebs-Renten funktionieren so:

Der Arbeit-Nehmer zahlt einen Teil von 
seinem Lohn an die Betriebs-Rente.

Manchmal teilen sich 
der Arbeit-Nehmer und der Betrieb 
auch die Kosten.

Das Geld wird dann angespart.

Wenn der Arbeit-Nehmer in Rente geht, 
bekommt er eine Betriebs-Rente.

Zum Beispiel einmal 
eine große Geld-Summe. 
Oder jeden Monat eine 
kleinere Geld-Summe.

Im Normalfall bekommt der Rentner 
mehr Geld, als er angespart hat.

Es gibt verschiedene Arten 
von Betriebs-Renten.

Um manche Renten kümmert sich 
der Betrieb selbst.

Er spart das Geld an. 
Und er zahlt es an die Rentner aus.

Solche Betriebs-Renten gibt es aber 
nicht so oft.

Denn sie bedeuten viel Arbeit 
für den Betrieb. 
Und sie kosten den Betrieb auch 
viel Geld.

Oft werden sie nur von großen 
Firmen gezahlt. 
Denn nur die können sich das leisten.

Meistens funktioniert 
die Betriebs-Rente so:

Der Betrieb arbeitet mit einer 
Renten-Firma zusammen.

Die kümmert sich um alles.

Und wenn der Arbeit-Nehmer 
in Rente geht, bekommt er sein Geld 
von der Renten-Firma.

Was bringt eine Betriebs-Rente?

Für Arbeit-Nehmer kann sich so eine 
Betriebs-Rente lohnen.

Zum Beispiel, 
weil der Betrieb Geld dazugibt.

Und wenn man eine Betriebs-Rente 
hat, ist das oft besonders günstig.

Außerdem bekommt man die Rente 
auf jeden Fall ausbezahlt.

Und wenn man den Betrieb wechselt, 
behält man, was man bisher gespart 
hat.

Abgaben auf Betriebs-Renten

Wenn man eine Betriebs-Rente hat, 
bekommt man also im Alter Geld 
ausbezahlt.

Aber: 
Dieses Geld darf man nicht alles 
behalten.

Man muss etwas davon abgeben. 
Man sagt dazu auch: 
Man muss Abgaben zahlen.

Man muss zum Beispiel einen Teil 
des Geldes an die Kranken-Kasse und 
die Pflege-Kasse geben.

Kranken-Kassen 
sind besondere Firmen. 
Sie zahlen, wenn jemand krank ist. 
Zum Beispiel Ärzte oder Medikamente.

Und die Pflege-Kassen zahlen, wenn 
man im Alter gepflegt werden muss. 
Zum Beispiel in einem Pflege-Heim.



Regeln schlecht

Die Bundes-Regierung findet diese 
Regeln schlecht.

Dafür gibt es 2 Gründe:

1) �Die Betriebs-Rente ist wichtig, 
damit Menschen im Alter genug 
Geld zum Leben haben.

Wenn Rentner zu viel von ihrer 
Rente abgeben müssen, dann fehlt 
ihnen dieses Geld.

2) �Wegen der Abgaben wollen 
weniger Menschen eine 
Betriebs-Rente haben.

Sie sind der Meinung: Wenn man 
so viel Geld abgeben muss, dann 
bringt eine Betriebs-Rente nichts.

Mehr Betriebs-Renten

Der Staat hat aber ein Ziel: 
Mehr Menschen sollen 
Betriebs-Renten haben.

Dafür gibt es einen Grund:

Auch der Staat zahlt eine Rente.

Aber: In Zukunft werden Rentner 
immer weniger Geld vom Staat 
bekommen.

Das ist ein Problem.

Es kann nämlich dazu führen, dass 
Menschen im Alter nicht genug Geld 
zum Leben haben.

Dieses Problem nennt man: 
Alters-Armut.

Im Moment wird viel über dieses 
Problem gesprochen. 
Und es wird überlegt, 
was man dagegen machen kann.

Der Staat hat dazu einen Plan:

Arbeit-Nehmer dürfen sich nicht nur 
auf die Rente vom Staat verlassen.

Sie müssen andere Möglichkeiten 
finden, damit sie im Alter genug Geld 
haben.

Und dabei möchte der Staat 
sie unterstützen.

Und eine Möglichkeit 
ist eine Betriebs-Rente.

Neues Gesetz

Die Bundes-Regierung hat deswegen 
einen Gesetz-Vorschlag gemacht.

Und der Bundestag hat den 
Vorschlag letzte Woche 
angenommen.

Das neue Gesetz gilt ab dem Jahr 
2020.

Dann müssen Rentner weniger von 
ihrer Betriebs-Rente an die 
Kranken-Kasse abgeben.

Wenn man weniger als 160 Euro 
Betriebs-Rente im Monat bekommt, 
muss man in Zukunft gar nichts  
davon an die Kranken-Kasse abgeben.

Wenn man mehr Geld bekommt, 
muss man zwar noch einen Teil 
davon abgeben. 
Aber weniger als jetzt.

Ungefähr 60 Prozent der Rentner 
müssen nur noch halb so viel 
bezahlen. 
Und auch der Rest der Rentner muss 
weniger Geld abgeben. 

Die neuen Regeln gelten aber nur 
für Menschen, die erst noch in Rente 
gehen.

Wer jetzt schon eine Betriebs-Rente 
bekommt, muss auch weiter mehr 
zahlen.



Weitere Informationen 
in Leichter Sprache gibt es unter:  
www.bundestag.de/leichte_sprache

Dieser Text wurde 
in Leichte Sprache 
übersetzt vom:

Impressum

Werk
w w w . n a c h r i c h t e n w e r k . d e

Nachrichten

Ratgeber Leichte Sprache: http://tny.de/PEYPP

Titelbild: © picture alliance / Ulrich Baumgarten. Piktogramme: Picto-Selector. © Sclera (www.
sclera.be), © Paxtoncrafts Charitable Trust (www.straight-street.com), © Sergio Palao (www.
palao.es) im Namen der Regierung von Aragon (www.arasaac.org), © Pictogenda (www.pic-
togenda.nl), © Pictofrance (www.pictofrance.fr), © UN OCHA (www.unocha.org), © Ich und Ko 
(www.ukpukvve.nl). Die Picto-Selector-Bilder unterliegen der Creative Commons Lizenz (www.
creativecommons.org). Einige der Bilder haben wir verändert. Die Urheber der Bilder überneh-
men keine Haftung für die Art der Nutzung.

Beilage zur Wochenzeitung „Das Parlament“ 51/2019
Die nächste Ausgabe erscheint am 23. Dezember 2019.

Betriebs-Rente  •  Was ist das?

Was kostet das?

Rentner müssen weniger Geld an die 
Kranken-Kassen zahlen.

Dieses Geld fehlt dann natürlich den 
Kranken-Kassen.

Im Moment geht man davon aus, 
dass die Kranken-Kassen im Jahr 
etwa 1,2 Milliarden Euro weniger 
Geld haben werden.

Für solche Fälle hat der Staat aber 
Geld gespart.

Von diesem Geld bekommen die 
Kranken-Kassen etwas.

Und zwar 4 Jahre lang.

Danach müssen sie damit 
zurechtkommen, dass sie weniger 
Geld haben.

Meinungen zum neuen Gesetz

Die Regierung findet die Pläne gut.

Sie sagt:

Betriebs-Renten werden dadurch für 
Arbeit-Nehmer interessanter.

Und Betriebs-Rentner haben mehr 
Geld zur Verfügung.

Es gibt aber auch andere Meinungen 
zum Gesetz-Vorschlag.

Hier ein paar Beispiele:

1) �Es ist ungerecht, 
dass man nur Abgaben spart, 
wenn man erst noch in Rente geht.

Die Rentner, 
die in den letzten Jahren viele 
Abgaben zahlen mussten, 
haben nichts von dem neuen Gesetz.

2) Eine Meinung ist auch:

Es ist zwar gut, dass die Rentner in 
Zukunft weniger zahlen müssen.

Aber: Die Abgaben sind noch 
immer zu hoch.

Deswegen wollen viele Menschen 
auch weiterhin keine 
Betriebs-Rente haben.

Die Abgaben sollten ganz 
abgeschafft werden.

Wie geht es weiter?

Der Bundestag hat letzte Woche über 
den Gesetz-Vorschlag abgestimmt.

Die Politiker haben dem Vorschlag 
angenommen.

Das Gesetz gilt ab dem 1. Januar 2020.

Ab dann müssen Rentner also 
weniger Abgaben auf 
Betriebs-Renten zahlen.

leicht  

erklärt!
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